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Beginn: 10:04 Uhr

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Ich eröffne die heutige Sitzung
und begrüße Sie ganz herzlich. Zunächst einmal
möchte ich bekannt geben, wer erkrankt ist. Das
sind die Herren Kollegen Klaus Klinckhamer und
Peter Lehnert, die Frau Kolleginnen Marion Sellier
und Ranka Prante sowie Herr Minister Emil
Schmalfuß. - Wir wünschen Ihnen allen von dieser
Stelle aus gute Besserung.

(Beifall)

Beurlaubt sind Frau Kollegin Luise Amtsberg und
Herr Minister Dr. Heiner Garg.

Bevor wir nun in die Tagesordnung eintreten, bitte
ich Sie, mit mir Schülerinnen und Schüler der Käte-
Lassen-Schule aus Flensburg hier im Landtag zu
begrüßen. - Herzlich willkommen in Kiel!

(Beifall)

Des Weiteren möchte ich ganz herzlich dem Herrn
Kollegen Bernd Heinemann zum Geburtstag gratu-
lieren. - Alles Gute für Sie!

(Beifall)

Der Herr Kollege Heinemann hat mir vor der Sit-
zung gesagt, dass er gern eine persönliche Erklä-
rung abgeben möchte. Er hat nun die Gelegenheit
dazu.

Bernd Heinemann [SPD]:

Meine Damen und Herren! Im Eifer des Gefechts
ist es so, dass man, wenn man sich sehr für Gesund-
heitspolitik engagiert, auch einmal etwas sagt, was
nicht im Redemanuskript steht, aber einem heraus-
rutscht. Das war gestern das Wort „Ermächtigungs-
gesetz”. Das möchte ich hiermit mit dem Wort des
Bedauerns zurücknehmen. Entschuldigung.

(Beifall)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Meine Damen und Herren, die Paramentarischen
Geschäftsführungen haben sich darauf verständigt,
den Tagesordnungspunkt 48, Bericht zum UK S-H,
mit der Maßgabe von der Tagesordnung abzuset-
zen, dass die Landesregierung zur nächsten Tagung
einen schriftlichen Bericht vorlegt. - Widerspruch
sehe ich nicht, dann werden wir so verfahren.

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 44 auf:

Ausbau des Breitbandnetzes

Bericht der Landesregierung
Drucksache 17/1242

Ich erteile dem Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr, Herrn Jost de Jager, das Wort.

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Eine
leistungsfähige Breitbandversorgung ist aus struk-
tur- und gesellschaftspolitischen Gründen für
Schleswig-Holstein unabdingbar. Das Breitband ist
die Basisinfrastruktur des 21. Jahrhunderts. Aus
dem Grund engagiert sich die Landesregierung sehr
stark bei diesem Thema. Wir sind zwar eine Lan-
desregierung, die sehr stark auf die Kräfte des
Marktes vertraut, glauben aber, dass es beim The-
ma Breitband der Markt allein nicht richten wird,
sodass es deshalb einer flankierenden Unterstüt-
zung durch die öffentliche Hand bedarf.

Es geht dabei nicht nur um Förderung durch Geld,
sondern es geht auch um die Information, die Bera-
tung, die Koordinierung der Akteure, die Schaffung
von Transparenz und positiven Rahmenbedingun-
gen. Damit ist oftmals - das ist auch die praktische
Erfahrung gerade im ländlichen Raum - mehr zu er-
reichen als mit Geld allein, das wir ohnehin nur be-
grenzt haben.

Leider geht es beim Thema Breitband nicht allein
mit dem großen Wurf, sondern es geht darum, dass
man durch eine Reihe von Herangehensweisen und
Strategien versuchen muss, dieses Thema - gerade
in der Fläche - unterzubringen. Wir haben uns die
Unterstützung der Breitbandakteure vorgestellt. Wir
haben eine Breitbandstrategie im August 2009
festgelegt. Inzwischen haben wir - mit „wir“ meine
ich nicht die Landesregierung, sondern ein Gemein-
schaftswerk von Unternehmen, Kommunen, Ver-
bänden und Organisationen, dem Land, dem Bund
und der EU - eine ganze Menge erreicht.

Eine flächendeckende Grundversorgung mit
1 Mbit/s ist nach den Zahlen des Breitbandatlasses
mittlerweile zu 98,1 % erreicht. Nach Nordrhein-
Westfalen ist dies der Platz 2 unter den Flächenlän-
dern. Wir glauben, dass wir 2012 tatsächlich eine
Flächendeckung erreichen werden. Das ist eine be-
eindruckende Zahl. Ich verwende sie immer wieder
gern.

Wir wissen natürlich, dass es nicht die Geschwin-
digkeit ist, die wir auf Dauer haben wollen, aber es

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 43. Sitzung - Freitag, 25. Februar 2011 3613

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3073&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3060&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3060&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3073&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=lisshfl.txt&id=fastlink&pass=&search=DID=K-53473&format=WEBVORGLFL1
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d1270&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d1270&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d1270&format=WEBVOLLLANG


ist ein erster Schritt. Insofern geht es weiterhin dar-
um, uns weitere Ziele zu setzen. Dazu gehört der
Ausbau der Glasfasernetze. Dort kommen wir
voran. Ich möchte unterstreichen, dass wir dort vor
allem aufgrund der Aktivitäten der Stadtwerke und
anderer regionaler Unternehmen, die uns in dieser
Frage sehr, sehr behilflich sind, vorankommen. In
Kürze werden wir 8,2 % der Bevölkerung in
Schleswig-Holstein mit diesen Glasfasernetzen er-
reichen. Das ist eine deutlich überproportionale
Versorgung im Vergleich zum Bundesgebiet, wo
es nur 1,2 % sind. Zu diesem Ergebnis sind wir
durch einen Strauß von Maßnahmen gekommen.
Ich nenne nur einige Stichworte. Die Kommunen
müssen sich mit diesem Zukunftsthema beschäfti-
gen. Wir tragen mit Veranstaltungen, Broschüren
und Gesprächen zur umfassenden Information der
kommunalen Ebene bei.

Im letzten Jahr haben wir das Breitband-Kompe-
tenzzentrum initiiert und mit Fördermitteln von ei-
ner halben Million € ausgestattet. Ich möchte mich
bei den kommunalen Landesverbänden dafür be-
danken, dass sie die Trägerschaft übernommen ha-
ben. Dieses Breitband-Kompetenzzentrum leistet in
der Beratung der Kommunen gute Arbeit und führt
oftmals dazu, dass es sehr pragmatische Lösungen
gibt.

(Beifall bei CDU, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Die enge Kooperation mit den Anbietern schlägt
sich unter anderem in der Glasfaserkooperations-
vereinbarung mit sechs wichtigen Unternehmen
nieder. Eine Breitbandinfrastrukturgesellschaft
konnte zwar nicht gegründet werden, wir setzen die
Gespräche aber fort. Ich bedauere es außerordent-
lich, dass diese Breitbandinfrastrukturgesellschaft
nicht zustande gekommen ist. Wir wissen, dass es
woanders funktioniert. Wir wissen, dass es in den
Niederlanden funktioniert. Ich halte es für ausge-
sprochen bedauerlich, dass dies in Schleswig-Hol-
stein nicht zustande gekommen ist.

(Beifall bei CDU und FDP)

Es hat - das möchte ich an dieser Stelle auch sagen
- nicht an den kleinen Unternehmen gelegen, son-
dern an den großen. Ich bedauere, dass diese Unter-
nehmen die Verantwortung, die sie für die Fläche
haben, nicht wahrgenommen haben.

Wir unternehmen alles, um Synergieeffekte zur
Kostensenkung beim Breitbandausbau zu errei-
chen. Der Glasfaseratlas ist ein Beispiel, ebenso die
Möglichkeit, Leerrohre mitzuverlegen, etwa auch
beim Ausbau des BOS- und Landesnetzes. Unsere

Breitbandförderprogramme werden vom Minis-
terium für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche
Räume koordiniert und sehen für den Zeitraum
2008 bis 2013 11,3 Millionen € vor. Nachdem wir
in der gemeinsamen Beobachtung anfangs feststel-
len mussten - Frau Kollegin Rumpf und ich -, dass
es eine schleppende Nachfrage dieser Mittel gibt,
muss man inzwischen sagen, dass diese Mittel weit-
gehend gebunden sind und die Kollegin im Moment
prüft, ob man diese Mittel durch Umschichtung
noch aufstocken kann.

(Beifall bei CDU und FDP)

Es ist ein gutes Zeichen, dass nach anfänglichen
Schwierigkeiten, die übrigens in der Methodik der
EU-Förderung begründet waren, jetzt diese Mittel
gut abgerufen werden. Insofern bedanke ich mich
bei Frau Rumpf dafür, dass sie untersucht, ob man
diese Mittel noch weiter umschichten kann.

Wir brauchen auch weitere Partner bei der Finan-
zierung. Deshalb ist es ebenso erfreulich, dass die
Investitionsbank als Partner unserer Breitbandstra-
tegie sehr eng mit einem eigenen Produkt -
IB.Breitband - auf den Markt gekommen ist.

Lassen Sie mich als Fazit sagen: Wir sind nach
meiner Ansicht auf einem guten Weg, aber das
Thema wird noch viel Arbeit mit sich bringen. Wir
werden uns Stück für Stück voranarbeiten müssen.
Es wird, wie ich sagte, nicht die ganz große Lösung
allein geben. Wir brauchen eine gute Kooperation
aller Anbieter, auch der großen und wichtigen Un-
ternehmen. Ich glaube, wir brauchen noch mehr
Synergieeffekte, und wir müssen vor allem sehen,
dass wir mit der kommunalen Ebene eng zusam-
menarbeiten.

Wenn man sich ein Bild verschafft, dann wird man
feststellen müssen: Es wird Bereiche geben, wo es
ohne Förderung nicht geht. Es gibt erfreulicherwei-
se aber auch Bereiche, wo Kommunen etwa da-
durch, dass sie sich zu Zweckverbänden zusam-
mengeschlossen haben, auch ohne Förderung den
Ausbau des Breitbandnetzes möglich machen. Es
hängt sehr stark am Engagement der kommunalen
Ebene, es hängt sehr stark daran, dass einzelne Ent-
scheidungsträger in der kommunalen Ebene diese
Dinge in die Hand nehmen. Wir werden das beglei-
ten. Wir machen das umfassend, und ich freue
mich, dass wir damit vorankommen.

Das ist vor allem wichtig für den ländlichen Raum,
übrigens nicht nur als Wirtschaftsstandort - wir stel-
len ja fest, dass viele kleine Betriebe, landwirt-
schaftliche Betriebe, große Datenmengen brau-
chen -, sondern es ist auch zunehmend ein Faktor
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für die Lebensqualität im ländlichen Raum. Ich
kenne aus meinen Beritt in kleinen Gemeinden er-
ste Häuser, die nicht verkauft werden können, weil
es diese Anbindung nicht gibt. Insofern ist es eine
Aufgabe, die weit über Wirtschaftsförderung hin-
ausgeht und zu gleichen Lebensbedingungen hier in
Schleswig-Holstein beiträgt.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Minister. - Ich weise darauf hin,
dass der Minister die Redezeit der Landesregierung
um 2 Minuten überzogen hat. Diese Redezeit von
2 Minuten steht jetzt auch allen anderen Fraktionen
zur Verfügung.

Ich eröffne die Aussprache und erteile Herrn Abge-
ordneten Callsen von der CDU-Fraktion das Wort.

Johannes Callsen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! CDU
und FDP haben diesen schriftlichen Bericht zum
Ausbau des Breitbandnetzes angefordert, weil das
Thema Breitbandversorgung in der Tat zentrale An-
liegen nahezu der gesamten Bevölkerung in Schles-
wig-Holstein berührt. Deswegen freue ich mich
ganz besonders über den Einsatz der Landesregie-
rung und bedanke mich bei Minister de Jager und
der gesamten Landesregierung ausdrücklich für die-
sen umfangreichen Bericht. Herzlichen Dank!

(Beifall bei CDU und FDP)

Der Bericht verdeutlicht, dass Schleswig-Holstein
durch die Unterstützung des Landes und das große
Engagement der Kommunen mittlerweile eine Vor-
reiterposition beim Ausbau des Breitbandnetzes in
Deutschland hat. So war es das ambitionierte Ziel
der Landesregierung, bis Ende 2010 eine weitge-
hend flächendeckende Versorgung von 1 Mbit/s zu
erreichen. Mitte 2010 haben wir - der Minister hat
es gesagt - 98,1 % der Haushalte erreicht. Ich bin
optimistisch, dass wir mit den jetzt noch laufenden
Maßnahmen - es ist eine ganze Reihe von Infra-
strukturmaßnahmen am Laufen - bald einen Wert
von über 99 % erreichen. Ich denke, damit sind wir
an einem Punkt, wo man weitgehend von flächen-
deckend sprechen kann. Ein großer Erfolg.

Die Landesregierung hat also ihr Zwischenziel er-
reicht. Bei den Flächenländern liegt nur das dicht
besiedelte Nordrhein-Westfalen vor uns. Das ist ein
eindrucksvolles Ergebnis. Dafür herzlichen Dank!

(Beifall bei CDU und FDP)

Der Bericht der Landesregierung verdeutlicht aber
auch, dass beim Ausbau nicht innegehalten wird.
Noch immer gibt es gerade im ländlichen Raum
weiße Flecken, wo DSL kaum oder nicht in der
ausreichenden Geschwindigkeit verfügbar ist.
Doch auch hier sind wir deutlich vorangekommen,
und ich bin sicher, dass bis Ende 2012 die weißen
DSL-Flecken auf der Landkarte weitgehend ver-
schwinden werden. Außerdem wollen wir die Inter-
netbandbreite sukzessiv erhöhen. Auch hier sind
wir auf einem guten Weg: So können mittlerweile
97,5 % der Haushalte auf Bandbreiten von über
2 Mbit/s zurückgreifen, 39,3 % sogar auf mehr als
50 Mbit/s. Das bedeutet in beiden Positionen Platz
zwei beziehungsweise Platz drei bei den Flächen-
ländern in Deutschland. In allen drei Statistiken lie-
gen wir zum Teil deutlich vor wirtschaftsstarken
Ländern wie Hessen oder Bayern. Auch das ist ein
Ergebnis der aktiven Breitbandpolitik dieser Lan-
desregierung. Die Förderprogramme der Landes-
regierung werden wie auch die schon erwähnte
Leerrohrförderung sehr gut angenommen.

Der Erfolg der Landesförderung zeigt sich aber
auch darin, dass die Nachfrage nach Fördermitteln
durch die Kommunen gerade in den letzten Mona-
ten und Wochen deutlich gestiegen ist. Nachdem
zunächst nur wenig Fördermittel abgerufen wurden,
sind mittlerweile die Mittel nahezu vergriffen. Ich
danke an dieser Stelle ausdrücklich Frau Ministerin
Dr. Rumpf und Herrn Minister de Jager für die Prü-
fung weiterer Fördermittel durch Umschichtung aus
vorhandenen Programmen. Ich begrüße das außer-
ordentlich. Ich freue mich über das schnelle Han-
deln und finde, dies ist ein gutes Signal an den
ländlichen Raum.

(Beifall bei CDU und FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, derzeit verzeich-
nen wir auch auf technischer Ebene deutliche Fort-
schritte. Die neue Funktechnologie Long-Term-
Evolution LTE befindet sich kurz vor der
Markteinführung. Sie wird durch die Nutzung un-
terschiedlicher Frequenzbänder die Möglichkeit er-
öffnen, zeitnah weitere noch weiße Flecke zu ver-
sorgen. Der Vorteil von LTE besteht neben dem
prinzipiell hohen Datendurchsatz darin, dass es si-
gnifikant mehr Nutzer aufnehmen kann als etwa
UMTS. Das erleichtert den weiteren Infrastruk-
turausbau. LTE kann jedoch nicht - da gebe ich
dem Kollegen Buder in seiner Pressemitteilung
vom 1. Februar 2011 recht - den Ausbau des Glas-
fasernetzes ersetzen, zumal der Wettbewerb hier
deutlich stärker ausgeprägt ist. Doch die Gespräche
mit den beteiligten Akteuren stimmen mich positiv,
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dass es hier nicht zu einem Entweder-oder, sondern
zu einem Sowohl-als-auch kommt.

Letztlich ist es gerade für die Menschen in den
ländlichen Räumen wichtig, dass ihre Region zum
Wohnen und zum Arbeiten attraktiv bleibt. Denn
vergessen wir nicht: Auch außerhalb der Städte
gibt es eine starke, mittelständisch geprägte Wirt-
schaft, deren Wettbewerbsfähigkeit wir kontinu-
ierlich verbessern. Gerade deswegen ist die 2006
von der CDU-geführten Landesregierung einge-
führte DSL-Förderung eine Erfolgsgeschichte für
Schleswig-Holstein.

Wie bei der Neuausrichtung des LEP, des Landes-
entwicklungsplans, leisten wir auch mit dieser Brei-
bandstrategie einen Beitrag, dass die Menschen in
ihrer Heimatregion auch im ländlichen Raum at-
traktive Lebensverhältnisse und Arbeitsplätze fin-
den können.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, über die Ziele,
denke ich, herrscht Konsens. Nach dem Bericht der
Bundesregierung zum Breitbandausbau herrscht
wohl auch Konsens über die Erfolge. Ich würde
mich freuen, wenn wir der Landesregierung bei den
zukünftigen Gesprächen mit den Netzbetreibern
den Rücken stärkten. Herr Kollege Buder hat es vor
einem Jahr, bei unserer letzten Debatte zu diesem
Thema, getan, Herr Kollege Dr. Tietze leider nicht.
Aber ich bin nach wie vor guter Hoffnung, dass er
seine Meinung innerhalb der letzten zwölf Monate
zumindest etwas geändert hat.

Ich freue mich, dass wir im Fachausschuss hierüber
weiterdiskutieren.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion der SPD erteile ich dem Herrn
Kollegen Detlef Buder das Wort.

Detlef Buder [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und
Kollegen! Ich bedanke mich für die freundliche Un-
terstützung des Kollegen Callsen.

Vielleicht eine Vorbemerkung zur LTE. Wir könn-
ten die LTE-Versorgung in Schleswig-Holstein
noch verbessern, indem wir erstens alle Bäume ab-
sägten und zweitens alle Hügel einebneten. Dann
hätten wir eine Fläche, und dann könnten wir gut
funken. Das wäre eine ganz hervorragende Sache.

(Johannes Callsen [CDU]: In Dithmarschen!)

- Selbst in Dithmarschen funktioniert das nicht so
richtig. Deshalb haben wir ja auch in Dithmarschen
mit Unterstützung der Landesregierung Christians-
lust verkauft, damit wir dort nicht so große Proble-
me haben. Wir sind eher dafür, die Glasfaserver-
sorgung auszubauen.

Ich bedanke mich bei den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Ministerien für den vorliegenden
Bericht der Landesregierung und für ihre engagierte
Arbeit zum Ausbau des Breitbandnetzes insbeson-
dere im ländlichen Raum.

(Beifall bei der SPD)

Denn dort haben wir die großen Probleme. Das wis-
sen wir. Ich bedanke mich auch für das Engage-
ment der Stadtwerke, zum Beispiel für das beson-
dere Engagement der Stadtwerke Neumünster bei
der Versorgung des Umlandes. Wir sehen hieran
sehr deutlich, dass die Stadtwerke in Schleswig-
Holstein eine besondere Bedeutung haben.

Mein besonderer Dank gilt den Trägern und Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern des Breitband-Kom-
petenzzentrums Schleswig-Holstein. Wir haben
uns kürzlich über deren Arbeit informieren können
und freuen uns über diese bundesweit einmalige
Konstruktion als zentrale Beratungs- und Koordi-
nierungsstelle zu allen Breitbandfragen im Land.
Gerade der mit viel Arbeit erstellte digitale Breit-
bandatlas, den die interessierte Öffentlichkeit bei
einer Vorstellung auch kennenlernen konnte, stellt
wertvolle Informationen bereit und legt mit seinen
noch weißen Flecken den Finger in die Wunder der
unterversorgten ländlichen Räume. Denn bei allen
im Bericht dokumentierten Erfolgen bleibt in der
Praxis doch die bittere Erkenntnis, die uns geschil-
dert wurde.

Durch die Antwort der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage, deren Zahlen im Bericht auch zi-
tiert werden, entsteht ein fälschlich beruhigendes
Bild zum Stand des Breitbandausbaus und damit
zur möglichen Nutzung des Internets in Schleswig-
Holstein. Hiernach hätten bereits 98,1 % der Haus-
halte in Schleswig-Holstein die Möglichkeit eines
schnellen Internets mit mehr als 1 Mbit/s. Abgese-
hen davon, dass nach unserer Kenntnis gar keine
Aussage zu den Haushalten, sondern nur zu den
Gebäuden in Schleswig-Holstein möglich ist, über-
rascht uns dies angesichts der Tatsache, dass nach
Angaben der Landesregierung mindestens 300 Ge-
meinden keine oder eine nur unzureichende
Grundversorgung mit Breitband haben. Selbst der
Minister hat eben darauf hingewiesen, dass es inso-
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weit zu Schwierigkeiten bei der Veräußerung von
Immobilien kommt.

So sollten auch die Hoffnungen auf die von Herrn
Kollegen Callsen in einer Pressemitteilung hoch ge-
lobten Funkübertragungen durch den LTE-Standard
nicht vom langfristig erforderlichen Ausbau des
Glasfasernetzes ablenken. Hier sind wir durchaus
einer Meinung: Die Glasfaser steht im Vorder-
grund. Langfristig muss eigentlich jedes Haus in
Schleswig-Holstein angeschlossen sein.

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten
Christopher Vogt [FDP])

Hierbei entstehen zwar grundsätzlich neue volu-
menreiche Übertragungsmöglichkeiten, diese müs-
sen jedoch von den Nutzern geteilt werden. Viel
Spaß bei dem Versuch, in den Regionen, die von
Wochenendgästen besiedelt werden, am Samstag-
abend oder am Wochenende - in den Häusern, in
denen ein Internetanschluss vorhanden ist - zu sur-
fen. Dort gibt es bei den Knoten erhebliche Schwie-
rigkeiten.

Der Verweis auf diese neue nur als Zwischenschritt
taugliche Lösung wird von den großen Anbietern
oft genutzt, um den Aufbau der erforderlichen re-
gionalen Glasfasernetze zu verhindern. Der Aufbau
eines flächendeckenden Glasfasernetzes ist je-
doch das Fernziel, das man nicht aus den Augen
verlieren darf. Bei einem derzeitigen Versorgungs-
stand von 8,2 % der Bevölkerung mit Glasfaser-
netz ist noch viel zu tun. Hier sind alle Maßnahmen
wie die Verlegung von Leerrohren bei ohnehin an-
stehenden Arbeiten und auch die Initiativen vieler
Stadtwerke zu unterstützen, die - wie zum Beispiel
Neumünster; ich habe es soeben geschildert - gera-
de die kleinen Umlandgemeinden mit Glasfasernet-
zen ausrüsten wollen.

Wir müssen auch über die Bundesnetzagentur
mehr Druck machen, damit die großen Anbieter
ihre bei der Versteigerung neuer Funkfrequenzen
auferlegten Pflichten auch erfüllen. Bei der von mir
soeben zitierten Veranstaltung wurde das sehr deut-
lich. Es gibt eben große Anbieter, die die vielen Lö-
cher im ländlichen Raum mit schnellen Internet-
verbindungen versorgen wollen, und andere An-
bieter, die sich nach dem Motto verhalten: Wir
ducken uns so lange weg, bis die anderen die Arbeit
gemacht haben.

(Beifall der Abgeordneten Sandra Redmann
[SPD] und Olaf Schulze [SPD])

Auf einer Veranstaltung habe ich mit Sorge vom
Anbieter Telefónica 02 gehört, dass er - dieser Ein-

druck vermittelte sich mir - dieses Thema einfach
aussitzen und nichts machen wolle.

Wir sind der Meinung, dass noch viel zu tun ist, be-
vor in Schleswig-Holstein gejubelt werden kann. Es
ist richtig, dass die Versorgung mit Internet in
Schleswig-Holstein als staatliche Infrastruktur-
aufgabe angesehen wird. Gemeinsam mit den
Kommunen hat die Landesregierung mit dem Breit-
band-Kompetenzzentrum das richtige Instrument
aufgebaut, um den Stau auf der Datenautobahn im
ländlichen Raum zu beseitigen. Hierauf sollten wir
setzen und dort mit anpacken. Jubeln können wir
hoffentlich in einigen Jahren, wenn über das Glas-
fasernetz eine flächendeckende Versorgung Schles-
wig-Holsteins mit Hochgeschwindigkeitsnetzen in
Bandbreiten von mehr als 100 Mbit/s erreicht ist.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und hof-
fe, dass wir alle gemeinsam an diesem Ziel arbeiten
können.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die FDP-Fraktion erteile ich dem Kollegen
Christopher Vogt das Wort.

Christopher Vogt [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Auch
ich bedanke mich beim Herrn Minister für den Be-
richt, den wir zu dieser Sitzung beantragt hatten.
Das Thema ist uns sehr wichtig, und ich glaube,
dass die Bedeutung dieses Themas für die Infra-
strukturpolitik in den nächsten Jahren weiter zuneh-
men wird. Hierbei geht es - der Herr Minister hat es
gesagt - nicht nur um wirtschaftliche Wachs-
tumspotenziale, sondern zunehmend auch um die
Attraktivität der Wohnorte gerade im ländlichen
Raum. In einem Flächenland muss man diesen
Aspekt deutlich betonen.

Vor ziemlich genau einem Jahr haben wir schon
einmal über dieses Thema und einen Bericht des
Ministers gesprochen. Seitdem hat sich sehr viel
getan im Land. Ich teile die Auffassung der Landes-
regierung, dass es sich bei der Breitbandversor-
gung um einen Bestandteil der Basisinfrastruktur
im 21. Jahrhundert handelt. Diese müssen wir wei-
ter auszubauen. Das ist natürlich eine Mammutauf-
gabe, die uns auch die nächsten Jahre noch beschäf-
tigen wird. Der Vorrang liegt hierbei bei privat-
wirtschaftlichen Aktivitäten. Das muss auch so
sein. Aber der Staat beziehungsweise das Land
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muss durch das Setzen von Rahmenbedingungen
gerade im ländlichen Raum dafür sorgen, dass es
beim Ausbau dieser Infrastruktur möglichst schnell
vorangeht und dass dort auch keine großen Lücken
entstehen.

Es ist richtig: Das Land übernimmt vor allem die
Aufgabe der Koordination der verschiedenen Ak-
teure und der Information der Kommunen. Syner-
gieeffekte müssen weiter genutzt werden, und die
Breitbandstrategie des Landes, mit der wir bisher
insgesamt recht gut gefahren sind, muss weiter kon-
sequent umgesetzt und, falls es notwendig wird,
auch angepasst werden.

Natürlich - Herr Kollege Buder hat es angesprochen
- ist die tatsächliche Breitbandversorgung in der
Fläche noch nicht optimal; aber wir stehen ver-
gleichsweise gut da. Das muss man auch betonen.
Durch die Nutzung der sogenannten digitalen Divi-
dende und mittels der LTE-Technologie wird es
uns bis spätestens 2012 gelingen, eine flächen-
deckende Grundversorgung von 1 Mbit/s zu er-
reichen.

Aus unserer Sicht war es richtig, dass auf Druck der
Bundesländer Versorgungsauflagen ausgegeben
wurden, damit die weißen Flecken im Land ver-
schwinden werden. Herr Buder, natürlich ist die
größere Herausforderung als die Grundversorgung,
die uns relativ schnell gelingen wird, der Ausbau
der sogenannten NGA-Netze, der Hoch- und
Höchstgeschwindigkeitsnetze mit 25 beziehungs-
weise 100 Mbit/s. Ich glaube, künftige Generatio-
nen werden über diese Bezeichnung schmunzeln:
Hoch- und Höchstgeschwindigkeit. Aber natürlich
sind wir momentan noch ziemlich weit davon ent-
fernt.

Immerhin sind bei uns in Schleswig-Holstein mitt-
lerweile rund 8,2 % mit Glasfasernetzen versorgt.
Bundesweit sind es nur 1,2 %. Das ist natürlich ein
ganz großer Unterschied. Insofern können wir da
sagen, dass es ein Erfolg ist, auch wenn es natürlich
immer noch zu wenig ist.

Beim Ausbau des Breitbandnetzes, der wie gesagt
eine privatwirtschaftliche Aufgabe ist, sollten wir
aus meiner Sicht als Parlament auch die Fortschritte
regelmäßig begleiten und die gesetzten Rahmenbe-
dingungen ständig überprüfen. Insofern werden wir
jetzt regelmäßig - ich denke, einmal im Jahr ist ein
guter Rhythmus - den Bericht beantragen.

Weitere Vorteile, beispielsweise bei der Koopera-
tion, könnten auch durch die Novellierung des Te-
lekommunikationsgesetzes auf Bundesebene ent-
stehen. Der Bericht hat es auch angesprochen. Das

ist natürlich Sache der Bundesebene. Aber ich den-
ke, auch dort kann man sich natürlich als Landtag
gern einbringen.

Wir haben es gehört: Die Nachfrage der Kommu-
nen bei der Landesförderung ist zuletzt sehr stark
angestiegen. Ich bin auch der Meinung, dass wir
gegebenenfalls - auch wenn es natürlich schwierig
ist - über Umschichtung nachdenken sollten. Ich
danke jedenfalls dem Minister de Jager und auch
der Ministerin Rumpf dafür, dass sie gesagt haben -
das ist völlig richtig -, dass geguckt werden muss,
wie wir mehr Mittel dort hineinbekommen können.
Wir sollten möglichst schnell versuchen, die entste-
hende Lücke dort zwischen Fördertöpfen und
Nachfrage zu schließen. Aus diesem Grund unter-
stützen meine Fraktion und ich die Forderung der
Wirtschaftsministerkonferenz vom Dezember, dass
auch der Bund eigenständige Mittel zur Verfügung
stellen sollte.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
erteile ich nun Herrn Abgeordneten Dr. Andreas
Tietze das Wort.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zunächst geht auch mein Dank an Sie, Herr de Ja-
ger, dass Sie diesen Bericht heute vorgelegt haben.
Gestatten Sie eine kleine Vorbemerkung: Die opti-
male Breitbandversorgung ist ein wichtiges politi-
sches Ziel. Ja, Herr Callsen, auch ich habe zur
Kenntnis genommen, dass in zwölf Monaten viel
passiert ist.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
CDU und FDP)

Das möchte ich hier deutlich sagen. Wir erkennen
das an. In diesem Sinne haben auch Sie, Herr
de Jager, unsere politische Wertschätzung, dass Sie
das mit Engagement vorangetrieben haben.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Christian von
Boetticher [CDU] - Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nur bei dem
Thema!)

Die Breitbandtechnologie ist tatsächlich eine
Schlüsseltechnologie des 21. Jahrhunderts. Im Be-
richt können wir lesen, dass von 800 Gemeinden in
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Schleswig-Holstein bisher noch 750 unterversorgt
sind. Davon haben 500 unter 500 Einwohner.

Tatsächlich - auch das ist eine Realität - ist die
Kleinteiligkeit der Fluch von technischer Innovati-
on. Städte sind wirtschaftlich attraktiver - Sie haben
das genannt - im Ausbau als das platte Land. Den-
noch verfolgen Sie ein ehrgeiziges Ziel. Sie wollen
die Infrastruktur in Schleswig-Holstein ausbauen.
Ende 2011/Anfang 2012 wollen Sie eine 100-pro-
zentige Versorgung erreichen. Gerade als jemand,
der im ländlichen Raum wohnt - in Nordfriesland -,
kann ich Ihnen punktgenau sagen, wo ich keinen
Internetzugang mehr habe, wenn ich mit dem Zug
in Nordfriesland unterwegs bin: Zwischen Langen-
horn und Niebüll und nach Niebüll zwischen
Klanxbüll und dem Hindenburgdamm sind die wei-
ßen Flecken.

Eine Kleine Anfrage des Kollegen Konstantin von
Notz im Deutschen Bundestag vom 1. Februar 2011
hat ergeben - das ist vielleicht auch für Sie interes-
sant, da noch einmal den Blick von außen zu ha-
ben -, dass trotz aller Bemühungen der Landesre-
gierung die Bundesregierung feststellt, dass die Da-
tenlage zur Bewertung der tatsächlichen Breit-
bandversorgung in Schleswig-Holstein nicht so
optimal ist. Alles beruht auf freiwilligen Angaben.
Das ist natürlich für eine zielgenaue Planung hoch-
problematisch. Insofern müssen wir auch die
98,1 %, die Sie nennen, vielleicht noch einmal hin-
terfragen. Dennoch glaube ich, dass wir, wenn wir
dies wollen, das gemeinsam auf den Weg zu brin-
gen, die Daten in Schleswig-Holstein schneller ma-
chen können. Ein schneller Netzzugang - das ist für
meine Fraktion so klar wie Kloßbrühe - ist in einer
Informations- und Wissensgesellschaft von zentra-
ler Bedeutung.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Ingrid Brand-Hück-
städt [FDP])

Die Gemeinden haben Förderbescheide erhalten.
Weitere Anträge in einem Gesamtvolumen von
31,6 Millionen € liegen vor. Das ist erfreulich.
Trotz der angespannten Haushaltslage des Landes
sind das 10,3 Millionen € mehr als an Fördermitteln
vorhanden sind. Die Landesregierung prüft deshalb,
ob es auch weitere Fördermittel gibt. Auch da wün-
schen wir Ihnen viel Erfolg, dass Sie das hinbekom-
men.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und des Abgeordneten Dr. Christian
von Boetticher [CDU])

Es gibt verschiedene Technologien, die von den
Anbietern eingesetzt werden, das ist hier auch von
meinem Vorredner, Herrn Buder, angesprochen
worden. Die Glasfasertechnik scheint die sichere
und leistungsfähige Technologie zu sein. Dennoch
müssen wir auch zur Kenntnis nehmen, dass dort
eine Menge Innovation neu auf dem Markt ist, die
LTE-Technologie, die Long-Term-Evolution-Tech-
nologie. Gerade die von der Bundesnetzagentur
freigegebenen Frequenzen von 790 bis 862 MHz im
Rahmen der digitalen Dividende werden noch ein-
mal neue Möglichkeiten dadurch schaffen, dass
analoge Dienste in Schleswig-Holstein abgeschaltet
worden sind.

Die Mobilfunkunternehmen Telekom, Vodafone
und O2 wollen diese neue LTE-Technologie ein-
setzen, um das Frequenzspektrum effizienter zu
nutzen. Hier sind die Auflagen der Bundesnetz-
agentur vorbildlich. Die genannten Anbieter müs-
sen zunächst 90 % der Bevölkerung in unterver-
sorgten Gemeinden bis 5.000 Einwohner versorgen,
bis sie ihre Frequenzen in der nächsten Gemeinde-
größe bis 20.000 Einwohner einsetzen. Im vierten
Schritt dürfen sie in den Städten mit über
50.000 Einwohnern aktiv werden, wo dann richtig
Geld zu verdienen ist.

Die LTE-Revolution beginnt diesmal im ländli-
chen Raum. Das ist sehr gut. Hätten wir diese Stra-
tegie bereits bei der Glasfasertechnik verfolgt - mit
einer klaren politischen Rahmengesetzgebung -,
wären wir erheblich weiter gewesen. Ich erinnere
daran, dass Baden-Württemberg dies getan hat - zu-
erst das Land und dann die Städte. Das macht deut-
lich, dass man auch durch politische Lenkung und
durch politische Entscheidung drängen kann, dass
die Breitbandtechnologie wirklich auch in einem
Bundesland vorangebracht wird.

Wir hoffen auch, dass die große Reichweite dazu
führt, dass endlich das Ende der Funklöcher und
weißen Flecken in Schleswig-Holstein eintritt. Wir
brauchen unserer Meinung nach auch - das ist eine
weitere Anregung, die wir Ihnen mit auf den Weg
geben wollen - ein gutes Schnittstellenmanage-
ment zwischen Kabellösungen und Funktechni-
ken. Man muss das gut austarieren, weil bei knap-
per Kasse die Mittel begrenzt sind. Deshalb müssen
wir sehr genau gucken, ob wir das im Rahmen des
Schnittstellenmanagements hinkriegen. Insofern ha-
ben Sie völlig recht, wenn Sie sagen, dass es ein
Fehler ist, dass die Breitbandgesellschaft nicht zu-
stande gekommen ist. Denn so eine Gesellschaft
hätte genau so ein Schnittstellenmanagement in ih-
rem Aufgabenbereich erledigen können.
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Eine weitere Innovation, die wir begrüßen, bei der
man aber auch sehr genau hingucken muss, ist das
voraussichtlich bis Mitte 2011 vorhandene neue,
leistungsfähige Breitbandangebot über Satellit -
immerhin 10 Mbit/s im Download, und, wie wir ge-
lesen haben, soll es preislich marktkonform sein.
Das wäre natürlich für das Urlaubsland Schleswig-
Holstein eine ideale Technologie: Man sitzt im
Strandkorb oder ist mit dem Segelboot unterwegs
und kann im Internet surfen. Das wäre im Übrigen
auch eine interessante Sache beim Segeln, wenn
man den Sicherheitsaspekt betrachtet.

(Beifall des Abgeordneten Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir begrüßen die anstehende Novellierung des Te-
lekommunikationsgesetzes und den Ausbau von
Hochgeschwindigkeitsnetzen. Auch das ist wichtig
für die Planungssicherheit.

Nach wie vor haben wir nicht verstanden und sind
enttäuscht darüber, dass es nicht gelungen ist, im
Rahmen der EU-Strategie eine EU-Universal-
Dienstrichtlinie auf den Weg zu bringen. Ich glau-
be, das wäre eigentlich der vernünftige Weg gewe-
sen, wenn man nicht nur in den nationalen Katego-
rien denkt und wirklich eine Europastrategie ver-
folgt hätte. Denn Breitbandversorgung ist Daseins-
vorsorge, das ist Infrastruktur, die gesellschaftspo-
litisch im 21. Jahrhundert als Schlüsseltechnologie
wichtig ist.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Niclas Herbst [CDU])

Ich resümiere zum Schluss: Aus grüner Sicht ist der
Ausbau des Netzes eine nachhaltige Wirtschafts-
und Innovationspolitik. Das würden wir nicht an-
ders machen, wenn wir regierten. Insofern gibt es
keine schwarze, grüne, gelbe oder rote Breitband-
politik. Herr de Jager, Sie haben uns an Ihrer Seite,
wenn Sie politisch dafür kämpfen, dass in Schles-
wig-Holstein die Daten rasen und nicht die Autos.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der CDU - Christopher
Vogt [FDP]: Was für ein Wortspiel!)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich Herrn Ab-
geordneten Heinz-Werner Jezewski das Wort.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Ich
schließe mich meinen Vorrednern an. Eigentlich
reicht das.

(Heiterkeit und Beifall bei CDU, FDP und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

- Wenn jetzt meine Fraktion geklatscht hätte und
nicht Sie, dann würde ich wirklich aufhören.

(Heiterkeit - Christopher Vogt [FDP]: Frau
Jansen pennt noch!)

Vorweg: Wer geglaubt hat, der Bericht der Landes-
regierung würde Auskunft darüber geben, warum es
in Einzelfällen immer wieder mit der Breitbandver-
sorgung in unserem Land hapert, warum sich im-
mer wieder verzweifelte Unternehmen an die Pres-
se wenden müssen, der hat sich getäuscht. Die Lan-
desregierung bleibt in ihrem Bericht allgemein. Es
wird also vermutlich Aufgabe des Parlaments sein,
solche Einzelfälle durch parlamentarische Anfragen
zu klären. Ich würde mir wünschen, dass wir auch
da einmal ein bisschen Aufklärung kriegen. Ich
kann noch verstehen, dass es in Maasbüll - 6 km
von Flensburg entfernt - maximal eine Verbindung
mit 64 kbit/s gibt, aber nur, wenn man Mobilver-
bindungen einbezieht. ISDN gibt es da immer noch
nicht. Warum in Fahrdorf bei Schleswig keine
Hoch- und Höchstgeschwindigkeitsleitungen mög-
lich sein sollen, möchte ich gern verstehen, und da
würde ich gern Abhilfe schaffen.

Des Weiteren kritisiere ich ein bisschen an dem Be-
richt, dass er sich fast ausschließlich auf die norma-
len Breitbandverbindungen, nicht aber auf Hoch-
und Höchstgeschwindigkeitsverbindungen stürzt.
Ich glaube, es wird unsere Aufgabe sein, die Breit-
bandstrategie dahin zu modifizieren, dass wir sa-
gen: Die Hoch- und Höchstgeschwindigkeitsver-
bindungen müssen schneller kommen, als es in der
bisherigen Strategie festgeschrieben ist. Das will
ich allerdings nicht dem Ministerium oder der Lan-
desregierung vorwerfen.

Jetzt aber konkret zum Bericht! Natürlich findet
man, wenn man sucht, immer Kritikpunkte, meiner
ist: Der Berg kreißte, und er gebar eine Maus. - So
könnte man das Fazit des Berichts nennen. Doch
gemach, die Ziele der Breitbandstrategie sind klar
definiert. Das kurzfristige Ziel heißt: Bis Ende 2010
sollte eine weitgehend flächendeckende Grund-
versorgung mit Breitbanddiensten, die mindestens
1 Mbit/s im Download gewährleisten, erreicht wer-
den.
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Dieses Ziel ist mit winzig kleinen Abweichungen
erreicht worden. Alles gut, Sekt auf den Tisch,
könnte man meinen. Herr Minister, liebe Landesre-
gierung, wir gratulieren Ihnen dazu.

(Unruhe)

Schauen wir uns aber einmal an, mit welchen Res-
sourcen dieses Ziel erreicht worden ist. Im Bericht
nennt die Landesregierung folgende wichtige Ak-
teure der Strategie: das Ministerium für Wissen-
schaft, Wirtschaft und Verkehr, das Ministerium für
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume, das
Breitband-Kompetenzzentrum Schleswig-Holstein
und die Investitionsbank Schleswig-Holstein. Zwei
Ministerien, ein Kompetenzzentrum und die landes-
eigene Investitionsbank - da kann doch eigentlich
gar nichts mehr schiefgehen, sollte man denken.
Stimmt, denn die Akteure waren enorm fleißig, es
war nur ein Akteur zu wenig, dazu komme ich spä-
ter.

(Anhaltende Unruhe)

Ich komme zu den Aktivitäten, mit denen diese Ak-
teure versucht haben, das Ziel zu erreichen. Das
waren laut Landesregierung individuelle Beratungs-
gespräche, der Aufbau eines Breitbandportals, In-
formationsflyer zur Breitbandförderung, die Erstel-
lung einer Liste neutraler Breitbandberater, Infor-
mationsveranstaltungen zur Förderpolitik, zum Bei-
hilfen- und Vergaberecht, zu Breitbandtechnologien
und zur Breitbandstrategie, das Breitbandforum
Schleswig-Holstein, diverse Machbarkeitsstudien,
die Information der Breitbandbeauftragten der Krei-
se und der Aufbau des Breitband-Kompetenzzen-
trums.

Um all diese Aktivitäten zu koordinieren, gab es
verschiedene Gremien. Ich zähle einige davon auf:
die Glasfaserkooperation Schleswig-Holstein, der
Runde Tisch Breitband, die regelmäßige Koordinie-
rungsrunde zur Breitbandförderung, der Beirat
beim BKZSH zur Abstimmung aktueller Hand-
lungsbedarfe, Gesprächsrunden mit den Breitband-
beauftragten der Kreise. Ich breche die Aufzählung
hier ab, weil sonst die Zeit nicht reichen würde.

Ich kann mir lebhaft vorstellen, wie viele Ver-
sammlungen, Treffen, informationelle Austausche
und Weiteres nötig waren, wie viel Papier produ-
ziert wurde, um all das zu koordinieren. Aber im-
merhin, am Ende kam etwas dabei heraus, nämlich
120 Förderbescheide für Machbarkeitsstudien,
Leerrohrkonzepte, Informationsveranstaltungen et
cetera mit einer Fördersumme von circa 1,2 Mil-
lionen €; hiervon haben rund 900 Gemeinden profi-
tiert, und das ist gut so. Rund 50 Förderbescheide

zur Förderung der Wirtschaftlichkeitslücke mit ei-
ner Fördersumme von circa 4,5 Millionen €; da-
durch ist der Breitbandausbau in 74 Gemeinden un-
terstützt worden, und das ist noch besser. Zusätzli-
che 15 Förderbescheide zur Förderung von Leer-
rohren mit einer Fördersumme von circa 480.000 €;
hiervon haben 15 Gemeinden profitiert. Wir mer-
ken, wie die Beschlüsse dieses Landtags in der Pra-
xis umgesetzt werden. Das Ergebnis all dieser flei-
ßigen Arbeit sind also 185 Förderbescheide mit ei-
nem durchschnittlichen Volumen von 32.000 €.

Zusätzlich - auch das muss man all den Arbeits-
gruppen und Gesprächskreisen und Beratungsrun-
den auf die Fahne schreiben - liegen noch einmal
13 Förderanträge mit einer Fördersumme von cir-
ca 5,5 Millionen € vor, weitere Projekte mit einer
Fördersumme von circa 9,9 Millionen € sind ange-
kündigt.

Ich will mich hier nicht in die Kernbereiche des Re-
gierungshandelns einmischen, aber ich würde anre-
gen, auch einmal den Innenminister hinzuzuziehen,
der aus seiner reichen Erfahrung als Entbürokrati-
sierungsstaatssekretär sicherlich wertvolle Tipps
geben könnte, wie man solche Erfolge auch mit we-
niger Aufwand erreichen könnte.

(Beifall bei der LINKEN)

Richten wir den Blick aber nach vorn. Zurzeit gibt
es noch einen Gesamtbedarf an Zuschussmitteln
in Höhe von rund 21,6 Millionen €. Ziehen wir da-
von die eingeplanten und verfügbaren Gelder ab, so
bleibt ein Defizit in Höhe von 10,3 Millionen €. Die
Landesregierung hat angekündigt, dass sie sich jetzt
schon Gedanken darüber macht, wie diese Summe
bereitgestellt werden kann. Ich erkenne das beson-
ders an, weil die Landesregierung ja weiß, dass sie,
wenn die Mittel notwendig werden, nicht mehr
Landesregierung ist.

Das ist eine vernünftige Arbeit. Wir Linken werden
dabei sein, wenn es darum geht, Mittel zur Verfü-
gung zu stellen und den Breitbandausbau weiter
voranzutreiben. Wir werden auch dabei sein, wenn
es darum geht, die Breitbandstrategie dahin gehend
anzupassen, dass auch Hoch- und Höchstgeschwin-
digkeitsnetze schneller gefördert werden, als es bis-
her vorgesehen ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für den SSW hat Herr Kollege Lars Harms das
Wort.
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Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Eine leistungsfähige und schnelle Internetanbin-
dung gehört mittlerweile zur Daseinsvorsorge wie
eine vernünftige Verkehrsanbindung, Wasser- und
Abwasserleitungen oder die Stromversorgung.
Während die letztgenannten Punkte flächendeckend
im Land vorgehalten werden, sieht es mit der lei-
stungsfähigen Breitbandversorgung in weiten Tei-
len, insbesondere in den bevölkerungsschwachen
Teilen unseres Landes, immer noch suboptimal aus.

Der Bericht macht deutlich, dass in Schleswig-Hol-
stein mittlerweile rund 98 % seiner Fläche mit
Breitband versorgt sind. Das hört sich toll an, aber
angesichts der rasend schnellen Entwicklung des
Internets und angesichts der Potenziale, die darin
stecken, wissen wir bereits heute, dass die vorhan-
dene Leistungskapazität nicht ausreicht. Das
heißt, wir unterhalten uns heute darüber, wie wir in
Schleswig-Holstein flächendeckend die Technik
von gestern anbieten können, anstatt darüber zu re-
den, wie wir die Netze der Zukunft gestalten.

Langfristig ist die flächendeckende Grundversor-
gung mit Breitband von 1 Mbit/s nicht ausreichend.
Sie kann nur ein kurzzeitiger Zwischenschritt sein.
Angesichts der schnellen Entwicklung des Internets
ist das im Bericht genannte Ziel, bis 2020 eine
weitgehend flächendeckende Versorgung mit
Hochgeschwindigkeitsnetzen auf die Beine zu stel-
len, nur schwer zu realisieren, wenn man als
Grundlage hierfür auch die angemessenen Ge-
schwindigkeiten der Netzverbindungen nimmt.

Wir wissen um die Notwendigkeit einer schnellen
Internetverbindung. Nach derzeitigem Kenntnis-
stand sind Bandbreiten von bis zu 100 Mbit/s oder
mehr nur mit Glasfasertechnik zu erreichen. Um
diese Technik kommen wir aber nicht herum, wenn
wir über Hochgeschwindigkeitsnetze reden. Das ist
das Ziel, und das bedeutet, dass hier Geld in die
Hand genommen werden muss. Denn der flächen-
deckende Ausbau mit Glasfaserkabeln wird auf
2,6 Milliarden bis 3,1 Milliarden € geschätzt. Dass
sich das nicht eben einmal so wuppen lässt, ist klar.
Hierfür brauchen wir langfristige Finanzierungsplä-
ne.

Hierbei nur auf den Markt zu setzen, ist nach unse-
rer Auffassung falsch. Der Markt wird es schon
richten, heißt es immer. Die Aussage trifft aber
nicht zu. Der Markt hat es nur teilweise gerichtet,
und die öffentliche Hand bleibt auf den wirtschaft-
lich uninteressanten Gebieten sitzen. Hier spricht

auch der Bericht von Marktversagen, und das müs-
sen wir bei zukünftigen Plänen genau beachten.

(Beifall des Abgeordneten Björn Thoroe
[DIE LINKE])

Das Gleiche werden wir erleben, wenn es um die
Verlegung der Glasfaserkabel geht. Auch dort wer-
den wir feststellen, dass die finanziell interessanten
Gebiete schnell von privaten Betreibern versorgt
werden und die öffentliche Hand auf den unrenta-
blen Regionen sitzen bleibt. Aus diesem Grund hal-
ten wir daran fest: Eine schnelle Internetanbindung
gehört zur Daseinsvorsorge und ist damit Aufgabe
des Staates. Wir wollen keine Internetspaltung der
Gesellschaft.

(Beifall bei SSW und der LINKEN)

Der Bericht macht deutlich, dass vonseiten des
Landes viel unternommen wird - was auch von uns
anerkannt wird -, um die verschiedenen Akteure im
Land einzubinden und zu informieren. Angesichts
des Umfangs und der Komplexität hinsichtlich der
Bereitbandförderprogramme und Richtlinien oder
der technischen und praktischen Möglichkeiten ist
dies dringend notwendig. Hierbei kommt insbeson-
dere dem Breitband-Kompetenzzentrum als An-
sprechpartner für die Kommunen eine wichtige
Rolle zu. Für die Einrichtung dieser Stelle gebührt
der Landesregierung Dank.

Es ist den ehrenamtlichen Akteuren im Land kaum
zuzumuten, sich in dieser komplexen Materie zu
bewegen und dafür allein die Verantwortung tragen
zu müssen. Ich glaube, es ist ein richtiger Schritt,
für die Übergangszeit das Kompetenzzentrum hin-
zubekommen.

Wie gesagt, man muss immer daran denken, we-
sentlich weiter gehende Schritte müssen gegangen
werden. Es geht nicht nur um Internet, es geht auch
darum, die multimediale Versorgung in den pri-
vaten Haushalten zu gewährleisten. Da können
wir viel tun, damit wir als Land Schleswig-Holstein
später eine vernünftige Infrastruktur bieten können
und möglicherweise auch diejenigen sind, die bes-
ser sind als andere Bundesländer. Insofern müssen
wir hier sehr vorausschauend arbeiten.

Letztlich aber brauchen wir deshalb ein mittelfri-
stiges Investitionsprogramm, damit wir nicht nur
quasi auf dem Papier Breitband haben, auf einem
relativ niedrigen Niveau, sondern damit wir auch
wirklich schnelle Netze für die Bürger und auch für
die Unternehmen anbieten können. Das muss das
Ziel sein. Es geht also über kurzfristiges Handeln
hinaus. Es geht darum, dass wir Breitbandnetze
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schaffen, die für die Zukunft geeignet sind. Ich
glaube, da müssen wir mehr investieren. Es ist eine
ähnliche Investition wie in Straßen- und Schienen-
netze. Das ist gleich zu bewerten. Da müssen wir
investieren und den Bund auch mit ins Boot holen,
der dafür Finanzmittel bereitstellen muss.

Wenn wir das in den nächsten vier oder fünf Jahren
schaffen, dann haben wir unheimlich viel für unser
Land erreicht, für die wirtschaftliche Zukunft unse-
res Landes.

(Beifall beim SSW sowie vereinzeilt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor, ich schließe daher die Bera-
tung. Es ist Ausschussüberweisung beantragt wor-
den. Ich nehme an, die Vorlage soll an den Wirt-
schaftsausschuss und mitberatend an den Umwelt-
und Agrarausschuss überwiesen werden. - An den
Innen- und Rechtsausschuss? - Dann möchte ich
Sie jetzt um Ihre Abstimmung bitten. Wer den Be-
richt der Landesregierung, Drucksache 17/1242,
dem Wirtschaftsausschuss und mitberatend dem
Umwelt- und Agrarausschuss sowie dem Innen-
und Rechtsausschuss überweisen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Damit ist dies einstimmig so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 45 auf:

Entwicklung der Stromnetze in Schleswig-Hol-
stein

Bericht der Landesregierung
Drucksache 17/1250

Ich erteile dem Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr, Herrn Jost de Jager, das Wort.

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
Bericht über die Entwicklung der Stromnetze in
Schleswig-Holstein zeigt auf, welche gewaltigen
Aufgaben die Umstrukturierung der Energie-
wirtschaft in Schleswig-Holstein und Deutschland
mit sich bringen. Hintergrund der Stromnetzproble-
matik ist der Ausbau der erneuerbaren Energien.
Die Landesregierung setzt sich für den Ausbau der
erneuerbaren Energien ein.

(Beifall bei CDU und FDP)

Sie weitet dazu die Eignungsflächen für Wind-
energie aus. Als Bundesland mit den besten Wind-
bedingungen in Deutschland werden wir mit einer
angestrebten Windeignungsfläche von nunmehr
1,5 % der Landesfläche das Potential für Wind-
strom von der Nettonutzung her faktisch verdop-
peln, leisten damit einen erheblichen Beitrag zum
Schutz des Klimas und setzen ein privatwirtschaft-
liches Investitionsprogramm größeren Ausmaßes in
Gang. Ich freue mich, dass es auch durch die gute
Kooperation mit dem Innenminister gelungen ist,
nicht nur durch den Landesentwicklungsplan die
Eignungsfläche auszuweiten, sondern dass wir jetzt
auch in den Endverhandlungen über den Abstand-
serlass sicherstellen können, dass diese 1,5 % Eig-
nungsfläche auch tatsächlich ausgenutzt werden
kann.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU - Dr. Chri-
stian von Boetticher [CDU]: Warum war das
bloß nicht früher schon möglich?)

Das ist übrigens die Voraussetzung dafür, dass wir
eine Ausbauprognose bekommen, die es in der Tat
in sich hat. Wir gehen davon aus, dass bis 2015 der
Ausbau um 9.000 MW möglich ist. Wir gehen da-
von aus, dass offshore im gleichen Zeitraum
3.000 MW neu entstehen können. Das bedeutet,
dass wir eine gewaltige Vermehrung des Potentials
an Windenergie und Produktion dieses Stromes be-
kommen werden. Ich glaube, das begrüßen wir hier
im Landtag fraktionsübergreifend.

(Beifall bei CDU und FDP sowie vereinzelt
bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW)

Das einzige Problem daran ist, dass elektrische
Energie kein haltbares Gut ist, sondern sie muss
immer dann verbraucht werden, wenn sie erzeugt
wird. Das ist das Problem der Ableitung, und das
ist auch das Problem, dass es gegenwärtig Situatio-
nen gibt, dass bei besten Windbedingungen unsere
Windkraftanlagen stillstehen, weil die Stromauto-
bahnen keine weitere Einspeisung mehr verkraften.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das wissen Sie doch gar nicht!
Null Antwort! Das haben wir doch abgefragt,
ob die Landesregierung Erkenntnisse dazu
hat!)

- Darüber weiß ich etwas. Herr Kollege Matthies-
sen, einen Moment mal! Wir haben auf die ent-
scheidende Website verwiesen, Herr Kollege Matt-
hiessen. Sie wissen, dass es nicht unsere Aufgabe
ist, das zu kontrollieren. Dafür gibt es eine Bundes-
netzagentur, die das macht.
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(Beifall bei CDU und FDP)

Oftmals sind Sie nicht nur die „Dagegen-Partei“,
sondern die „Überwachungsstruktur-Vermehrungs-
partei“.

(Heiterkeit bei CDU und FDP)

Insofern ist es überhaupt nicht erforderlich, dass
wir diese Daten selber erfassen.

Der Umstand, dass diese Anlagen stillstehen, ist
zum Teil auch betriebswirtschaftlich problematisch.
Es wird zwar vergütet, allerdings nicht in ganzer
Höhe. Es ist vor allen Dingen aber volkswirtschaft-
licher Wahnsinn, diese Anlagen aufzustellen und
hinterher den Strom nicht abzuleiten.

(Beifall bei CDU, FDP, SSW sowie verein-
zelt bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir haben durch die Vermehrung und den Ausbau
der erneuerbaren Energien, vor allem im Bereich
Wind, ein doppeltes Problem, das in Deutschland
hinzukommt. Einmal geht es darum, dass diese Lei-
tungen größere Mengen verkraften müssen, zum
anderen geht es darum, dass wir eine Veränderung
der Energiegeographie in Deutschland bekommen,
weil durch die Vermehrung der erneuerbaren Ener-
gien sich die Verbrauchszentren der Energie von
den Produktionszentren der Energie entkoppeln.
Das heißt, wir brauchen neue strukturelle Durchlei-
tungsmöglichkeiten, was die Aufgabe in der Tat
nicht einfacher macht.

Der Bericht zeigt, über welche Stromnetze wir re-
den müssen, wer die verantwortlichen Beteiligten
sind, was bisher schon geschehen ist und was noch
alles angepackt werden muss, damit wir unsere
Ausbauziele erreichen können.

Die Vorgehensweise - das wird der Kollege Matt-
hiessen mir sicherlich gleich vorwerfen - ist ein
bisschen umständlich. Das liegt aber daran, dass in
Deutschland der Netzausbau keine staatliche Auf-
gabe, sondern Aufgabe der Unternehmen ist, die
als Netzbetreiber für die Netze verantwortlich sind.
Insofern haben wir in der Tat nur sehr indirekte
Steuerungsmöglichkeiten, die wir auch kritisch
überprüfen. Ich bin der Auffassung, dass wir uns
überlegen und sehr genau prüfen müssen, ob wir
durch die Regulierung im Energiemarkt die rich-
tigen Anreize setzen. Auch das wird ein Thema für
die Bundesnetzagentur sein. Ich glaube, wir soll-
ten aber daran festhalten, dass dies zunächst eine
Aufgabe der Unternehmen ist, die für die Netze
verantwortlich sind.

Wir haben, was unsere Verantwortung anbelangt,
die Gespräche mit den Netzbetreibern auf den ver-
schiedenen Ebenen geführt. Wir haben auch den
Eindruck, dass sich diese Netzbetreiber - unter-
schiedlich schnell - bewegen. Ich habe auch den
Eindruck, dass die Tatsache, dass TenneT ins Spiel
gekommen ist, die Sache eher beschleunigt - was
übrigens auch etwas über den vorherigen Eigentü-
mer sagt. Ich glaube, dass wir landespolitisch wie
bundespolitisch sehen müssen, dass wir Mittel und
Wege finden, den Netzausbau von der Anreizregu-
lierung her zu verstärken, aber dann auch bei der
Durchführung dafür Sorge zu tragen, dass diese
Stromautobahnen, die wir in erster Linie mit den
Zuleitungen brauchen werden, auch tatsächlich in
der Planfeststellung schnell umgesetzt werden
können.

Ich glaube, dass wir dort sicherlich die Frage stellen
müssen, ob wir auf der Basis eines Bundesnetz-
plans, den wir leider erst Ende nächsten Jahres be-
kommen werden, Korridore schaffen können, wo
wir Planfeststellungsvereinfachungen bekommen.

Ich möchte an dieser Stelle auch noch einmal aus-
drücklich unterstreichen, dass wir auch miteinander
überlegen müssen, wie wir die Akzeptanz des Lei-
tungsausbaus tatsächlich herstellen können. Das
ist nicht nur die Erfahrung der zurückliegenden
Wochen, sondern das ist die Feststellung einer ge-
sellschaftlichen Veränderung. Es wird nicht allein
darum gehen, dass wir die Menschen informieren,
dass wir Transparenz schaffen - das müssen wir
auch, das ist ganz wichtig -, sondern wir müssen
auch andere Wege finden, die Belange der Men-
schen in die Entscheidung mit aufzunehmen.

Ich halte es für sehr interessant, dass die Netzbe-
treiber selbst auf uns zukommen und die Durch-
führung von Dialogforen vorschlagen. Wir sind
ausdrücklich offen dafür. Es gibt noch einiges zu
klären, zum Beispiel, in welcher Phase das gesche-
hen soll, wer dafür verantwortlich sein soll, wie die
Beteiligten eingebunden werden können. Aber ich
glaube, es wird uns nicht gelingen, den Netzausbau
in der erforderlichen Größenordnung für die großen
Stromautobahnen, aber auch für die vielen kleinen
Netze, die entstehen müssen, um die Energie abzu-
leiten, schnell durchzuführen, wenn wir die Situa-
tionen ohne Akzeptanz schaffen, denn sonst wird es
dazu kommen, dass diese Dinge noch zusätzlich be-
hindert werden, weil keine Akzeptanz vorliegt.

(Zuruf des Abgeordneten Detlef Matthiessen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Deshalb brauchen wir eine neue Herangehensweise.
- Herr Kollege Matthiessen, ich freue mich schon
auf Ihren Beitrag, kann Ihnen aber gleich sagen: Ich
habe gerade schon gesagt, dass wir offen für diese
Dialogverfahren und für Dialogforen sind. Die Un-
ternehmen sind es auch. Deshalb ist das ein wichti-
ger Baustein für die Umsetzung und die Beschleu-
nigung des Netzausbaus.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank Herr Minister. - Der Minister hat die
Redezeit für die Landesregierung um 2 Minuten
überschritten. Diese zusätzlichen 2 Minuten stehen
auch allen Fraktionen zur Verfügung.

Ich eröffne die Aussprache und erteile Herrn Abge-
ordneten Jens-Christian Magnussen von der CDU
das Wort.

Jens-Christian Magnussen [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Vielen Dank für das Überziehen. Die zwei Minuten
mehr entspannen die Vorlage ein bisschen, denn
dieses Thema ist ein Thema, das man ausgiebig dis-
kutieren sollte.

(Zuruf des Ministers Jost de Jager)

- Vielen Dank.

(Heiterkeit - Zurufe)

- Schleswig-Holstein ist ein Energieland, so ist es.
Elektrische Energie ist für uns ein Wirtschafts- und
Exportgut. Es wird Geld damit verdient. Durch un-
sere geografische Lage sind wir gleichermaßen prä-
destiniert für konventionelle wie für regenerative
Kraftwerke. Daher sprechen wir uns für einen ver-
nünftigen und ausgewogenen Energiemix aus, und
das nicht zum ersten Mal. Es gibt allerdings eine
Prämisse.

(Zuruf des Abgeordneten Olaf Schulze
[SPD])

- Kollege Schulze, lassen Sie mich den Satz been-
den, dann können Sie sich zu Wort melden. Es gibt
allerdings eine Prämisse: Langfristig soll fast nur
noch verlässlicher Strom aus erneuerbaren
Energien durch unsere Leitungen fließen. Ich er-
gänze aber, dass neben den Netzen auch die Spei-
chertechnologie für Energie zwingend zum Ge-
samtkonzept gehört. Durch umfangreiche Förderin-
strumentarien können wir auch stetig neue Ausbau-

erfolge wie bei der Windenergie feiern. So weit, so
gut.

Bei all dieser Euphorie wurde eines zunächst kaum
berücksichtigt: Konventionelle Kraftwerke werden
dort errichtet, wo der Strom gebraucht wird, näm-
lich in den Ballungszentren. Erneuerbare Energien
werden jedoch verständlicherweise dort eingesetzt,
wo es für die Erzeuger am wirtschaftlichsten ist.
Hier müssen wir den Strom vom Produktions- zum
Verbrauchsort transportieren. Der Herr Minister hat
dies ausgeführt. Doch genau dieses Problem hatte
man am Anfang nicht im Fokus. Das ist ein Punkt,
den sich insbesondere Rot-Grün ankreiden lassen
muss, nämlich den fehlenden Weitblick.

(Lachen bei der SPD)

Die Sensibilität für den Ausbau der Stromnetze ist
in den letzten Jahren deutlich gestiegen, doch nun
ist es umso schwieriger, die Versäumnisse der Ver-
gangenheit zu beheben. Schon in der ersten dena-
Netzstudie wurde der Ausbaubedarf auf über
1.200 km beziffert. Bei der zweiten Netzstudie ka-
men weitere 3.600 km hinzu.

(Wortmeldung des Abgeordneten Dr. Robert
Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Herr Habeck, im Moment nicht. Diese Herausfor-
derung verlangt unser aller Engagement. Die Netz-
betreiber sind angehalten, ihre Netze zügig auszu-
bauen. Dazu gehört auch, dass frühzeitig geplant
wird und dass die Anwohner mit einbezogen wer-
den. Das ist in der Vergangenheit nicht immer im
ausreichenden Maß erfolgt. Auch politische Selbst-
kritik ist hier angezeigt.

Ich glaube aber, dass hier langsam auch bei den
Netzbetreibern ein Umdenken eingesetzt hat. Die
Landesregierung hat verdeutlicht, dass sie alles tut,
beispielsweise durch die Netzinitiative, um diesen
Umdenkprozess zu beschleunigen. Wir unterstützen
sie dabei ausdrücklich.

(Beifall des Abgeordneten Johannes Callsen
[CDU])

Auf allen Spannungsebenen sind die Erfordernisse
ermittelt und teilweise auf Planungsniveau gebracht
worden beziehungsweise bereits in Planung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe bereits
von einer großen Herausforderung beim Netzaus-
bau gesprochen. Diese Herausforderung bezieht
sich nicht nur auf den finanziellen Aufwand, son-
dern auch auf die Akzeptanz vor Ort. Hier sind wir
alle, die den Ausbau der erneuerbaren Energien
wollen, gefordert, um konstruktiv zu vermitteln. Es

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 43. Sitzung - Freitag, 25. Februar 2011 3625

(Minister Jost de Jager)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3073&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2841&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2841&format=WEBVOLLLANG


kann nicht sein, dass Netzausbauvorhaben regelmä-
ßig torpediert werden.

(Zuruf des Abgeordneten Olaf Schulze
[SPD])

- Verehrter Kollege Schulze, wir, auch Sie, müssen
zur Kenntnis nehmen: Erneuerbare Energien for-
dern, Leitungsausbau verhindern; so geht das nicht.

(Beifall bei CDU und FDP)

Weil dieses Thema sicher wieder angesprochen
wird, möchte ich auch das Thema Erdkabel auf-
greifen. Ich kann alle Beteiligten nur vor diesem sü-
ßen Gift warnen. Auf den ersten Blick sind Erdka-
bel sehr gut. Man sieht sie nicht, und sie stören
nicht. Erdkabel sind sogar teilweise vorgeschrieben,
das haben wir in der Debatte vor einem Jahr erör-
tert. Doch für die Verlegung eines 380-kV-Erdka-
bels muss eine durchschnittlich 50 m breite Schnei-
se durch die Landschaft gezogen werden. Das sind
breite Schneisen und breite Trassen, die nicht mehr
nutzbar sind. Einmal verlegt, lässt sich das Erdka-
bel unter anderem deutlich schlechter warten als
Freileitungen. Das ist nur ein Grund. Das gewich-
tigste Argument aber sind die Kosten. Sie betragen
im Vergleich zur Errichtung von Freileitungen oft
ein Vielfaches, auch wenn Sie das dementieren.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Dann belegen Sie das! Dafür
kriegen Sie E.ON-Studien, unabhängige Stu-
dien stützen das nicht!)

- Genau, sehr gut. Das werden Sie mit Sicherheit
gleich noch ausführen. Das dürfen wir aber nicht
aus den Augen verlieren. Ich stelle hier noch einmal
deutlich klar: Wirtschaftlich sinnvolle Lösungen
tragen wir selbstverständlich mit.

(Beifall bei CDU und FDP)

Zwar wird das Energieleitungsausbaugesetz (En-
LAG) gerade so geändert, dass eine Erdkabellösung
bei den Pilotvorhaben des EnLAG von den Pla-
nungsbehörden verlangt werden kann, doch ich
glaube nicht, dass es wünschenswert ist, diese Re-
gelung auf alle Vorhaben zu übertragen.

(Zurufe der Abgeordneten Olaf Schulze
[SPD] und Dr. Christian von Boetticher
[CDU])

- Sehr gut. Schauen wir mal.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Magnussen.

Jens-Christian Magnussen [CDU]:

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, dann kommen
wir irgendwann so unter Druck, dass nur noch Erd-
kabel verlegt werden. Das können wir uns schlicht
nicht leisten.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege Magnussen, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Matthiessen?

Jens-Christian Magnussen [CDU]:

Die belehrenden Fragen des Kollegen Matthiessen
lasse ich generell nicht zu. Das müsste er mittler-
weile gelernt haben. - Das Erdkabel darf nicht das
Feigenblatt sein, mit dem man sich beim Netzaus-
bau aus der Verantwortung stehlen möchte. Ich plä-
diere daher dafür, die Erfahrungen, die beispiels-
weise jetzt in Niedersachsen mit dem EnLAG ge-
sammelt werden, zunächst auszuwerten. Ich könnte
mir vorstellen, dass analog zu den Windkraftanla-
gen das Repowering der bestehenden Leitungsnetze
schneller zum Ziel führt. Ich beantrage die Über-
weisung des Berichts in den Wirtschafts- sowie in
den Umwelt- und Agrarausschuss. Ich möchte es
nicht versäumen, mich beim Wirtschaftsminister
und bei der zuständigen Fachabteilung für den Be-
richt zu bedanken.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion der SPD hat Frau Kollegin Regina
Poersch das Wort.

Regina Poersch [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
Netzausbau in Deutschland hält mit der Ausbauge-
schwindigkeit der erneuerbaren Energien nicht
Schritt.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Bereits der erste Satz des Berichts beschreibt die
Kernaussage und das Kernproblem. Oder, um es
mit der Überschrift der ,,Norddeutschen Rund-
schau“ von vor zwei Tagen auszudrücken: ,,Zu viel
Strom für zu wenig Netz!“ - Wie wahr.

Der Bericht des Wirtschaftsministeriums, für den
ich mich bei den Verfasserinnen und Verfassern im
Namen meiner Fraktion bedanken möchte, hält es
schriftlich fest: Es wird zwar weiter viel Strom aus
Windenergie erzeugt, dieser versickert jedoch we-
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gen fehlender Netzkapazitäten ungenutzt. Biomas-
seanlagen laufen gerade im Norden unseres Landes
im Leerlauf.

Viel ist zu lesen über die prognostizierten Strom-
mengen im Allgemeinen und aus erneuerbaren
Energien im Besonderen. Der Bericht enthält die
zentrale Prognose, dass bis 2015 8.700 MW bis
10.300 MW zusätzlich aus erneuerbaren Energien
produziert und damit vom Netz aufgenommen wer-
den wollen. Daraus abgeleitetes Handeln sucht man
in dem Bericht jedoch vergeblich.

(Beifall bei der SPD)

Nach der Lektüre des Berichts bin ich weniger denn
je der Auffassung, dass sich diese Landesregierung
wirklich auf die zunehmende Stromerzeugung aus
erneuerbaren Energien und auf die Stromerzeu-
gung auf See und in Küstennähe vorbereitet. Die
Regierung geht davon aus, dass die Ableitungska-
pazität erhöht werden muss, dass vorhandene Lei-
tungstrassen ertüchtigt werden müssen und dass
neue Trassen aller Spannungsebenen notwendig
werden. Was aber folgt daraus? - In welcher Weise
wird die Regierung aktiv und handelt, damit die
Ableitungskapazität erhöht wird, damit vorhandene
Leitungstrassen ertüchtigt werden und damit neue
Trassen aller Spannungsebenen gebaut werden? -
Wir lesen, sie werde die Gespräche intensivieren.
Mehr nicht. Wir lesen, sie werde die Netzbetreiber
auffordern, unverzüglich den notwendigen Netz-
ausbau voranzutreiben. Mehr nicht. Wir lesen, sie
werde die bundespolitische Diskussion um die An-
erkennung von höheren Kosten von Erdkabeln ge-
genüber Freileitungen begleiten. Mehr nicht. Das
ist entschieden zu wenig.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Mein Eindruck ist: Die Landesregierung will ledig-
lich den Anschein erwecken, den erneuerbaren
Energien nicht abgeneigt zu sein. Sie verkennt da-
bei, dass diese längst auf dem Vormarsch sind und
dass wir inzwischen Strommengen erreichen, die
wir nicht einfach vergeuden dürfen. Das ist volks-
wirtschaftlicher Irrsinn.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Der Bericht erkennt zutreffend, dass vielerorts
Menschen einerseits für erneuerbare Energien sei-
en, aber gegen Stromleitungen. Wenn das so ist,
wenn Studien uns sagen, auf welche Menge die
Stromerzeugung in den nächsten Jahren ansteigen

wird, dann ist informieren, wie es der Bericht emp-
fiehlt, viel zu wenig.

Kommen Sie endlich den Wünschen der Bevölke-
rung entgegen, und setzen Sie sich aktiv und mit
Engagement für die Verlegung von Stromleitungen
unter der Erde ein. Das, Herr Minister, löst die in
Ihrem Bericht beschriebene Dichotomie auf und
sorgt für echte Akzeptanz für neue
Stromleitungen. Kollege Magnussen, auf der Ebe-
ne der Hochspannung bei 110 kV wären wir schon
deutlich weiter, wenn Sie das wenigstens mal ak-
zeptieren könnten.

Wenn Sie wirklich wollen, dass Leitungen schnell
und ohne lange Klage- und Enteignungsverfahren
gebaut werden, dann sollten Sie darauf hören, was
die Menschen im Lande wollen, was Kommunalpo-
litikerinnen und Kommunalpolitiker aller Couleur
und auch Tourismus-, Bauern- und Naturschutzver-
bände wollen. Die letzteren sind sich ja ausnahms-
weise mal einig. Das hat ja auch etwas zu bedeuten.

Nebenbei: Auch die im Bericht wie zufällig ein-
streute Behauptung, die Kosten für die Verlegung
von Erdkabeln seien gegenüber Freileitungen
deutlich höher, zeigt, welch Geistes Kind der Be-
richt ist: Er soll den Stromkonzernen gefallen und
nicht den Menschen!

Nun mag man sagen, die öffentliche Hand, das
Land, habe nur geringen oder gar keinen Einfluss
auf den Netzausbau durch die Netzbetreiber.
Wenn das so ist, dann müssen wir den Einfluss
eben steigern. Die SPD-Fraktion ist seit jeher der
grundsätzlichen Auffassung, dass Netz und Betrieb
voneinander getrennt werden sollten. Die Strom-
konzerne dürfen eben nicht mehr allein für den
Ausbau und Betrieb der Netze zuständig sein. Auch
darf die Verpflichtung der Netzbetriebe, ein lei-
stungsfähiges und sicheres Netz vorzuhalten, nicht
unter den Vorbehalt der wirtschaftlichen Zumutbar-
keit gestellt werden.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Nur dadurch wird das, was die Landesregierung in
ihrem Bericht mit freundlichen, aber, wie ich finde,
schwachen Appellen versucht, auch mit politischem
Nachdruck erreichbar sein: ein leistungsfähiges
Stromnetz unter der Erde, das den Anforderungen
unseres Landes auch über 2015 hinaus gewachsen
sein wird, ein Stromnetz, das den Menschen dient
und nicht den Stromkonzernen.

Auch ich beantrage die Überweisung an den Wirt-
schaftsausschuss.
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(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Frau Kollegin. Für die Fraktion der
FDP erteile ich das Wort dem Abgeordneten Oliver
Kumbartzky.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Erzäh-
len Sie bitte mal, wie ein Erdkabel aussieht! -
Weitere Zurufe)

- Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Wort hat der
Abgeordnete Kumbartzky. Ich bitte um Aufmerk-
samkeit für ihn.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Vielen Dank, liebe Frau Präsidentin. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Zunächst einmal danke ich
natürlich dem Wirtschaftsminister und seinen Mit-
arbeitern für den Bericht. Ich bin leicht beunruhigt;
denn ich wollte meine Rede genauso anfangen wie
Frau Poersch eben angefangen hat. Na ja; ich ma-
che es trotzdem so.

Der erste Satz im Papier des Ministeriums be-
schreibt eindrucksvoll die Lage: „Der Netzausbau
in Deutschland hält mit der Ausbaugeschwindigkeit
der erneuerbaren Energien nicht Schritt.“ Bundes-
und Landesregierung haben die Notwendigkeit ei-
nes beschleunigten Netzausbaus als entscheidende
Voraussetzung für die Weiterentwicklung der er-
neuerbaren Energien erkannt und den Netzausbau
in ihren Energiekonzepten zu einer Schwerpunkt-
aufgabe erklärt.

Meine Damen und Herren, alle Fraktionen hier im
Landtag sind sich doch einig, dass der Ausbau der
erneuerbaren Energien oberste Priorität hat. Die
Landesregierung hat in ihrem Energiekonzept ein-
drucksvoll beschrieben, wie der Weg zu 100 % er-
neuerbaren Energien beschritten werden soll. Der
Windenergie kommt dabei eine ganz besondere
Rolle zu. Aber die große Herausforderung ist natür-
lich der Netzausbau.

Deswegen haben CDU und FDP in ihrem Antrag,
der einstimmig beschlossen worden ist, die Landes-
regierung gebeten, einen Bericht zur Entwicklung
der Stromnetze vorzulegen. Der nun vorliegende
Bericht zeigt, wie, wo und durch wen die einzelnen
Ziele des Netzausbaus angegangen werden.

Den Netzbetreibern kommt selbstverständlich eine
entscheidende Rolle zu. Es ist auch sehr zu begrü-
ßen, dass die Landesregierung in engen Kontakten

und Gesprächen mit den Netzbetreibern steht. Zu-
dem begrüßt die FDP-Landtagsfraktion, dass Mini-
ster de Jager als Vorsitzender der Wirtschaftsminis-
terkonferenz der Länder einen Schwerpunkt im Be-
reich der Energiepolitik einschließlich Netzausbau
setzen will.

Meine Damen und Herren, Schleswig-Holstein ist -
das wissen Sie alle - Energieexporteur. Eine Förde-
rung der Stromproduktion aus erneuerbaren
Energien und eine verstärkte Entwicklung von
Speichertechnologien sind aber wirkungslos, solan-
ge die Stromnetze nicht in der Lage sind, die pro-
duzierten Energiemengen ausreichend zu transpor-
tieren. Der Strom aus den Windparks an der Nord-
see Schleswig-Holsteins muss natürlich auch bei
den Verbrauchern im südlichen Deutschland an-
kommen. Schwarz-Gelb auf Bundes- und Landes-
ebene treten für den dringend erforderlichen Aus-
bau der Energieinfrastruktur ein. Das ist auch gut
so; denn ohne Netzausbau setzt Deutschland seine
Versorgungssicherheit aufs Spiel.

Schon jetzt stoßen die Netze aufgrund der stetig
steigenden Einspeisungen regenerativer Energien
an die Grenzen ihrer Möglichkeiten. Es muss daher
schnellstmöglich gelingen, die Netze technisch zu
optimieren und natürlich auch auszubauen. Wir be-
grüßen, dass die Bundesregierung vor Kurzem eine
nationale Plattform zum Stromnetzausbau ins Le-
ben gerufen hat. Das Ziel ist, schnellere Planungs-
und Genehmigungsverfahren und eine bessere Bür-
gerbeteiligung zu gewährleisten. Der Investitions-
bedarf für den Netzausbau in Deutschland insge-
samt liegt im zweistelligen Milliardenbereich. Al-
lerdings - das möchte ich an dieser Stelle auch er-
wähnen - dürfen die Kosten für die Energiekunden
nicht ins Unermessliche steigen.

Ein großes Thema ist, wie gesagt, die Bürgerbeteili-
gung. Die Bürger wehren sich vielerorts gegen die
Freileitungen. Deshalb müssen die Bürger von An-
fang an in die Planungen einbezogen werden, und
die Begründung und das Ziel für den Netzausbau
müssen natürlich offen erläutert werden. Die Be-
troffenen vor Ort müssen von Anfang an informiert
und beteiligt werden. Nur frühzeitige Information
und Partizipation schaffen wirkliche Akzeptanz.

Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass alle
Fraktionen das Thema Netzausbau auf ihrem Zettel
haben und alle der Meinung sind, dass das Thema
Netzausbau wichtig ist. Selbst die Grünen sind ja
dafür, wie sie in der Pressemitteilung vom 17. Fe-
bruar schreiben. Nun ist die Verlockung natürlich
wieder groß, mit der „Dagegenpartei“ zu argumen-
tieren und so weiter. Ich will das heute aber nicht
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tun. Ich möchte die Grünen aber gerne auffordern,
ihren Parteifreunden anderenorts noch einmal zu er-
läutern, wie wichtig der Stromnetzausbau ist, bei-
spielsweise im Thüringer Wald oder in der Bran-
denburger Schorfheide. Vom Pumpkraftspeicher-
werk in Atdorf oder dem Umspannwerk im nieder-
sächsischen Mooriem wollen die Grünen nichts
wissen, obwohl diese Projekte wichtig für den Aus-
bau der Versorgung mit erneuerbaren Energien und
unverzichtbar sind.

(Beifall bei FDP und CDU)

Ich muss auch ganz ehrlich sagen, dass ich es ver-
antwortungslos finde, auf der einen Seite den Aus-
bau von erneuerbaren Energien zu propagieren und
anderenorts durch die Organisation von Bürgerpro-
testen dies massiv zu behindern.

Abschließend möchte ich festhalten: Das Thema
Netzausbau ist bei Schwarz-Gelb und bei Minister
de Jager sehr gut aufgehoben. Ich freue mich auf
die weitere Diskussion im zuständigen Ausschuss.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Bevor ich das Wort dem Kollegen Detlef Matthies-
sen von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
erteile, möchte ich Sie bitten, mit mir gemeinsam
noch einmal Schülerinnen und Schüler der Käthe-
Lassen-Schule aus Flensburg zu begrüßen sowie
Schülerinnen und Schüler der Regionalschule Plön.
- Herzlich willkommen hier bei uns im Kieler
Landtag!

(Beifall)

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Matthiessen
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Liebe Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Herr Kumbartzky, vielen Dank für die
Hinweise auf grüne Ortsgruppen im Thüringer
Wald. Ich werde versuchen, das zu verifizieren.

Lasst uns doch mal darauf verständigen, diese
Spielchen zu lassen. Die Landespartei FDP ist für
den Atomausstieg hier in Schleswig-Holstein. Dann
komme ich auch nicht andauernd mit der Wider-
sprüchlichkeit an, dass dabei ein FDP-Bundesmini-
ster die treibende Kraft dagegen ist. Was soll so et-
was?

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Irgendwann hat jemand vielleicht mal eine andere
Meinung gehabt als heute. Das muss doch nicht
sein. Das muss, finde ich, nicht ständiger Stil hier
im Hohen Hause sein.

Ich bedanke mich bei Ihnen, Herr Minister, für den
Bericht. Es gibt darin auch durchaus gute Seiten.
Für mich steht bei der Bewertung allerdings eines
im Vordergrund, nämlich der Mangel an Transpa-
renz. Die Stromnetze gehören privatwirtschaftli-
chen Unternehmen; der Minister sagte das ja.
Trotzdem sind sie aber keine Privatangelegenheit.
Vielmehr sollen Stromnetze als quasi öffentliche
Infrastruktur der Allgemeinheit dienen. Zwischen
dem freien Markt der Stromerzeugung und dem
freien Markt der Stromverbraucher steht das Netz,
auf das alle Marktakteure angewiesen sind. Daher
redet man auch von einem natürlichen Monopol.
Es liegt in der Natur des Stromnetzes, ein Monopol
zu sein. Stromnetzbetreiber, die gleichzeitig
Stromerzeuger und/oder -händler sind, unterliegen
bei der Bewirtschaftung ihrer Netze einem ständi-
gen Anreiz zur Eigenbegünstigung. Das hat Folgen
im Marktgeschehen, nämlich eine Diskriminie-
rung der Marktteilnehmer, die mit dem Verbund-
unternehmen Netzbetreiber eben nicht verbunden
sind.

Meine Damen und Herren, die Grünen fordern da-
her nicht nur die Rekommunalisierung der loka-
len Netze - merkwürdigerweise ist im Bericht dazu
kein Sterbenswörtchen zu finden, als hätte das mit
Netz nichts zu tun -, sondern die Grünen fordern
auch - Herr Thoroe, hören Sie zu -, Stromnetze als
notwendige Infrastruktur der Daseinsfürsorge in
die öffentliche Hand zu übertragen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kurz: Netze in Bürgerhand, meine Damen und Her-
ren!

Herr Thoroe, das sage ich aber nicht als Postkom-
munist, sondern weil wir das brauchen, um eine
vernünftige Bewirtschaftung dieses natürlichen
Monopols und um Marktwirtschaft zu ermöglichen.
Sie aber wollen gleich die gesamte Branche ver-
staatlichen.

Stattdessen sitzen diese Landesregierung und insbe-
sondere die Bundesregierung auf dem Schoß der
großen Energieunternehmen und bedienen deren In-
teressen. Deren Perspektive haben sie im Auge. Der
Ausbau der Netze wird fast ausschließlich von den
Netzbetreibern selbst geplant. Ihre Daten rücken
sie nicht raus.
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Die Landesregierung hat keine eigenen Daten, ge-
nauso wenig wie die Bundesregierung eigene Daten
hat. Sie fragen die Daten auch nicht ab, Herr Minis-
ter. Wenn das Netz überlastet ist - selbstverständ-
lich nach Einschätzung des Netzbetreibers -, wer-
den die Erzeuger von erneuerbaren Energien -
wie zum Beispiel Windmühlen - zwangsabgeschal-
tet.

Unsere Kleine Anfrage, wer wann und wo abge-
schaltet wurde und wie viel Kilowattstunden
Ökostrom nicht den Weg zum Verbraucher fanden,
konnte die Landesregierung schlicht nicht beant-
worten. Es geht aber um Millionenwerte, meine Da-
men und Herren. Wenn Sie selbst sagen, dass das
volkswirtschaftlicher Wahnsinn sei, dann erwarte
ich, dass die Landesregierung allein aus wirtschaft-
lichen Gründen diese Daten abfragt. Dabei möchte
ich als Fragesteller nicht auf eine Homepage der
Bundesnetzagentur verwiesen werden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hat die Landesregierung einmal ein eigenes Gut-
achten zur Entwicklung der Netze oder der er-
neuerbaren Energien erstellt? Nach meiner
Kenntnis hat sie das bisher nicht getan. Das letzte
Gutachten war das Handschin-Gutachten, das von
den Grünen im Jahr 2000 erstmals in Auftrag gege-
ben wurde, damit sich die Landesregierung einmal
ein eigenes Bild von der Infrastruktur im Land ma-
chen kann.

Transparenzmangel zeigt sich auch aktuell bei der
Durchführung von Planfeststellungsverfahren beim
Bau der 380-kV-Leitung beim Umspannungswerk
Hamburg-Nord nach Dollern. Die Anhörung fand
im April 2009 statt. Die Bürger haben bis heute
noch keine Rückmeldung zu ihren Einwendungen
bekommen, und das im Zeitalter des Internets. Das
geht doch nicht.

Sowohl die Projektsteuerungsgruppe für die dena-
Studie als auch die Netzausbauinitiative der Lan-
desregierung sind geschlossene Veranstaltungen
mit intransparenten Verfahren. Die Stimmrechts-
verteilung in der dena-Projektgruppe beispielsweise
unterliegt der Vertraulichkeit. Das liegt daran, weil
die Stimmrechte nach den Finanzmitteln, die die
Beteiligten einbringen, verteilt werden. Wer mehr
zahlt, setzt sich bei dena-Studien also mehr durch
als andere und hat mehr Stimmrechte. Das ist Infra-
strukturplanung in Deutschland. Das ist ein Skan-
dal.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

E.ON hat in den vergangenen fünf Jahren ganze
20 Millionen € in den Mittelspannungs- und den
Niederspannungsbereich investiert. Das sind 4 Mil-
lionen € pro Jahr, also fast nichts. Das ist gerade
mal der Gegenwert einer modernen Windmühle.
TenneT und Vorgänger investierten rund 17 Millio-
nen €, also auch fast nichts.

Erzeuger von erneuerbaren Energien müssen des-
halb, von der Landesregierung verlassen, ihre Inter-
essen selbst in die Hand nehmen. So wurde wegen
des großen Repoweringprojektes Fehmarn-Mitte
von den Investoren, die übrigens ausschließlich von
der Insel stammen, ein eigenes neues Umspann-
werk gebaut und eine 110-kV-Erdleitung unter
dem Fehmarnsund bis zum Umspannwerk Göhl
gebaut. Die Windmüller konnten es, der zuständige
Netzbetreiber konnte es offenbar nicht. Die Dith-
marschen Windmüller wollten neben das Umspann-
werk Hemme ein zweites Umspannwerk bauen. Als
alles geplant und finanziert war, erklärte E.ON
plötzlich, dass E.ON das doch lieber selbst machen
möchte. Die Beispiele lassen sich fortsetzen.

Ständig werden die Entwicklungsprognosen von
der Wirklichkeit überholt. Sie haben die Zahlen ge-
nannt, Herr Minister: 9 GW Onshore-Windstrom
bis zum Jahr 2015 und 3 GW offshore. Gut ist - das
war auch in dem Bericht zu lesen -, dass der Minis-
ter diese neuen Zahlen korrigierend in die Bundes-
debatte einführen will. Das ist auch bitter nötig,
weil die dena-Studie immer noch von lächerlichen
3,9 GW in Schleswig-Holstein ausgeht. Das war
noch nicht einmal der Stand Anfang 2010. Die Stu-
die wurde aber im Dezember 2010 abgeliefert. Das
ist die Aktualität auf der Bundesebene. Aus meiner
Sicht ist das eine Schrottplanung, so will ich das
jetzt einmal etwas volkstümlich erklären.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wie funktioniert denn ein schneller Netzausbau? -
Akzeptanz und neue Technologien statt Augen zu
und durch!

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege Matthiessen, Sie müssen bitte zum
Schluss kommen. Die Redezeit ist abgelaufen.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss. - Wir
brauchen eine neue Planung für die Umrüstung der
110-kV-Leitung Niebüll-Brunsbüttel auf 380 kV.
So stand es in einer Pressemitteilung der Landesre-
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gierung, aber nicht im Bericht. Das kann uns doch
nur erstaunen. Wir sind es der mittelständisch ge-
prägten Branche der erneuerbaren Energien schul-
dig, den Fuß von der Bremse zu nehmen und an-
ständig Gas zu geben. Der Netzausbau in Schles-
wig-Holstein muss endlich vorankommen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich dem Abge-
ordneten Björn Thoroe das Wort.

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! „Der
Netzausbau in Schleswig-Holstein hält mit der Aus-
baugeschwindigkeit der erneuerbaren Energien
nicht Schritt.“ Das ist für uns alle keine neue Er-
kenntnis.

Durch den bisher verzögerten Netzausbau in
Schleswig-Holstein werden allein heute schon circa
15 % der Jahresleistung der installierten Wind-
kraftanlagen abgeschaltet, da der Strom nicht ins
Netz eingespeist werden kann. Die großen Energie-
konzerne haben kein Interesse daran, Stromnetze
auf erneuerbare Energien auszurichten. Die großen
Stromkonzerne wollen noch möglichst lange ihre
hochprofitablen Atom- und Kohlekraftwerke am
Netz behalten.

Da immer der Eigentümer einer Sache am besten
bestimmen kann, was mit ihr geschieht, ist für DIE
LINKE eine Hauptforderung klar: Die Stromnetze
müssen von der öffentlichen Hand übernommen
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Nur mit der öffentlichen Hand als Besitzerin der
Stromnetze können diese schnell ausgebaut werden.
Nur mit der öffentlichen Hand als Besitzerin der
Stromnetze können diese zügig den Bedürfnissen
der erneuerbaren Energien angepasst werden.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Herrn Abgeordneten Matthiessen?

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Nein, jetzt nicht. - Ich wiederhole: Nur mit der öf-
fentlichen Hand als Besitzerin der Stromnetze kön-
nen diese zügig den Bedürfnissen der erneuerbaren
Energien angepasst werden. Herr Minister de Jager,

so müssen Sie nicht mehr hilflos auf die privaten
Netzbetreiber verweisen.

Die Versorgung mit Energie ist eine zentrale Her-
ausforderung des 21. Jahrhunderts. Dabei geht es
nicht nur um eine verlässliche Bereitstellung von
Strom, Wärme und Kraftstoffen. Es geht auch
darum, wie sich das Energiesystem auf das Klima
und die Umwelt auswirkt. Es geht außerdem dar-
um, dass Energiepreise bestimmte Bevölkerungs-
gruppen, nämlich die mit niedrigem Einkommen,
nicht zusätzlich belasten. Es geht also um eine si-
chere, bezahlbare und umweltfreundliche Energie-
versorgung als Grundlage für die Funktionsfähig-
keit der Wirtschaft, für die Lebensqualität der
Menschen und für den Schutz der Natur.

(Beifall bei der LINKEN)

DIE LINKE ist der Meinung, dass bei der Entwick-
lung eines modernen und zukunftsgewandten
Stromnetzes der Nutzung von Erdkabeln eine ho-
he Bedeutung zukommt. CDU und FDP lehnen zu-
sammen mit den großen Energiekonzernen Erdka-
bel ab.

(Johannes Callsen [CDU]: Das ist so nicht
richtig!)

Freileitungen werden aus betriebswirtschaftlichen
Gründen bevorzugt, da die Investitionen im Ver-
gleich zu Investitionen in Erdkabel deutlich gerin-
ger sind. Die höheren Kosten der Freileitung wäh-
rend des Betriebs sind für die Netzanbieter und
auch für CDU und FDP unwichtig, weil sie ohnehin
auf die Verbraucherinnen und Verbraucher umge-
legt werden, und für diese - das veranschaulichen
Sie täglich - machen Sie leider keine Politik.

DIE LINKE dagegen fordert Folgendes: Der not-
wendige Ausbau der Netze soll künftig durch Erd-
kabel erfolgen. So würde auch die heute vom Mini-
ster wieder angemahnte Akzeptanz in der Bevölke-
rung deutlich steigen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die öffentliche Hand muss Eigentümerin der
Stromnetze werden. Bestehende Stromtrassen
müssen zügig optimiert und auf den neusten Stand
der Technik gebracht werden. So können Durchlei-
tungsleistungen erhöht und Transportverluste ge-
senkt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Zur Entlastung der Übertragungsnetze sind dezen-
trale Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen bei den
Netzgebühren besser zu stellen. Damit kann die
gleichzeitige Strom- und Wärmeerzeugung vor Ort
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unterstützt werden und auch der stabile Ausgleich
schwankender Wind- und Solarstrommengen.

Für Kohle- und Atomkraftwerke ist der Netzan-
schluss insoweit zu versagen, wie andernfalls Netz-
nutzungskonkurrenzen gegenüber Anlagen zur
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien entste-
hen können, die deren zeitweilige Netztrennung zur
Folge hätten.

DIE LINKE will aus der atomar-fossilen Stromer-
zeugung schnellstens aussteigen.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Netzausbau auf 110-kV-Ebene ist ausschließ-
lich als Erdkabel durchzuführen.

DIE LINKE fordert außerdem, Investitionen in die
Erforschung von Stromspeicher massiv zu erhö-
hen.

Wir brauchen massive Investitionen in Regelungs-
technologie für eine Kombination aus lokalen und
regionalen Energieversorgungen.

Die Einspeisung und die Preisgestaltung müssen
transparent erfolgen und demokratisch kontrolliert
werden.

DIE LINKE setzt sich für eine demokratische, de-
zentrale und ökologische Energieerzeugung ein.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion des SSW hat nunmehr der Herr
Abgeordnete Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der Bericht verdeutlicht eindrucksvoll die
Lage in Bezug auf die Stromnetze. Im Bericht kön-
nen wir lesen, dass die erneuerbaren Energien bis
2015 doppelt so viel Leistung erbringen werden, als
wir in Schleswig-Holstein aus Kraftwerken bezie-
hen. Die installierte Leistung von Kernkraftwerken
beträgt rund 3.500 MW, von der allerdings bekann-
terweise nicht immer jedes Megawatt genutzt wird.
Kohlekraftwerke machen 900 MW aus. Hält man
dem die erwarteten Werte für erneuerbare Energien
in Höhe von 8.600 bis 10.300 MW entgegen, kann
man, glaube ich, schon ermessen, wie wichtig es für
unser Land ist, dass der Strom aus erneuerbaren
Energien auch ins Netz eingespeist werden kann.

(Beifall des Abgeordneten Detlef Matthies-
sen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Bisher ist dies aber noch nicht geschehen, und des-
halb erleben wir, dass Netzengpässe dazu führen,
dass der Strom unserer Erzeuger nicht vollständig
ins Netz eingespeichert werden kann. Das heißt -
um es deutlich zu sagen -, dass den Investoren hier
Geld verloren geht, weil der Staat nicht für die nöti-
ge Infrastruktur sorgt, und dass wir als Staat Geld
verlieren, weil Steuern nur für den Strom gezahlt
werden, der auch ins Netz eingespeist wird.

Vor diesem Hintergrund war es natürlich Unsinn,
dass die Berechnungsgrundlagen, nach denen eine
Wirtschaftlichkeit von neuen Stromleitungen er-
mittelt werden, so gefasst wurden, dass sich nur ei-
ne Art von Stromleitung herauskristallisieren konn-
te. Im Bericht spricht man nämlich von einem an-
geblichen Gegensatz, zwar für erneuerbare Energi-
en zu sein, sich aber gegen Stromleitungen zu wen-
den. Das ist natürlich völliger Unsinn. Die Men-
schen sind nicht gegen Stromleitungen, sie sind nur
gegen Freileitungen an den Standorten, an denen
sie nicht hingehören. Und dies aus guten Gründen.
Erdkabel zerstören nicht das Landschaftsbild, und
die mögliche Strahlungsbelastung ist geringer. Wei-
ter - das sollte eigentlich entscheidend sein - sind
Erdkabel auch langfristig kostengünstiger.

Es gibt also keinen Gegensatz zwischen der Befür-
wortung von erneuerbaren Energien und Netz-
ausbau. Vielmehr wollen die Menschen, dass die
günstigste und unschädlichste Methode angewandt
wird. Deshalb war es ein riesiger politischer Fehler,
dass man der Stromnetzlobby in die Hände gespielt
hat und die vorgeschriebenen Wirtschaftlichkeits-
berechnungen für neue Investitionen in Stromlei-
tungen so gestaltet hat, dass am Ende nur Freilei-
tungen herauskommen konnten.

(Beifall beim SSW sowie vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Hier fühlen sich die Menschen vor Ort noch immer
von den betreffenden Politikern veräppelt. Nach un-
serer Auffassung müsste vielmehr über einen länge-
ren Zeitraum unter Einschluss von Instandhaltungs-
kosten, Ersatzinvestitionen und zu erwartenden
Nutzungsentgelten eine Wirtschaftlichkeitsberech-
nung aufgestellt werden.

Warum sage ich das alles? - Weil wir zwar die for-
mellen Verfahren für die 110-kV-Leitung zwischen
Breklum und Flensburg abgeschlossen haben, aber
das in der Hauptsache noch anhängige Klagever-
fahren vom Gericht noch nicht entschieden worden
ist. Sollten hier die betroffenen Kläger recht be-
kommen, was ich für durchaus realistisch erachte,
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dann wäre das Projekt erst einmal gestoppt. Zufrie-
den wären dann die Kläger, die recht bekämen, und
die E.ON, die dann nicht ausbauen kann und so na-
türlich auch nicht den ungeliebten Ökostrom ein-
speisen müsste. Verlierer wären die Menschen, die
investieren und Arbeitsplätze schaffen wollen, und
die Bürgerinnen und Bürger, für die weniger Steu-
ern eingenommen würden und die weniger Mög-
lichkeiten hätten, Strom aus erneuerbaren Energie-
quellen zu bekommen.

Bei all den Planungen, die im Bericht aufgeführt
worden sind - die teilen wir -, ist das immer noch
das größte Problem. Dieses Problem ist hausge-
macht. Das bisherige Gesetz hierzu ist einfach
schlecht gemacht und gegen die Interessen der In-
vestoren und Bürgerinnen und Bürger gerichtet.
Wir haben hier kein Erkenntnisdefizit, sondern ein
Defizit in der Umsetzung.

Vor diesem Hintergrund, erscheinen die anderen
Probleme erst einmal kleiner. Aber auch hier wird
es Zeit, schnell mit guten Lösungen aufzuwarten.
Wir brauchen zwar Leitungen, die den zukünftigen
Offshore-Windstrom an Land bringen können,
aber wir benötigen auch Investitionen in die Hä-
fen - vor allem an der Westküste -, damit sich die
Offshore-Windkraft überhaupt weiterentwickeln
kann. Ohne eine vernünftige Infrastruktur an Land
nützt nämlich der beste Netzausbau nichts. Und
hier ist gerade auch die Landesregierung gefragt.

Wir haben die Erkenntnis, was alles getan werden
muss, und wir haben auch die Erkenntnis, dass bis-
her noch nicht viel geschehen ist. Begleiten und
moderieren durch die Landesregierung reicht nicht.
Wir brauchen vernünftige Rahmenbedingungen, die
Erdkabel möglich machen und die den Netzausbau
beschleunigen. Die Landesregierung muss den
Netzbetreibern wesentlich stärker auf die Füße tre-
ten. Dieses Laufenlassen, wie bisher durch die Lan-
desregierung, schadet unserer Wirtschaft und ver-
hindert dringend notwendige Steuerreinnahmen und
Investitionen. Deswegen muss sich hier etwas tun.
Dann bewegt sich im Land Schleswig-Holstein
wieder etwas. Bisher hat sich nichts getan. Das ist
Schuld der Landesregierung. Ich hoffe, die Landes-
regierung wird sich in ihrem Handeln jetzt etwas
bessern.

(Beifall beim SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich Herrn Ab-
geordneten Dr. Robert Habeck von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich fand die Debatte über weite Teile hinweg sehr
konstruktiv, und auch der Bericht von Herrn de Ja-
ger war sehr gut. Die Probleme wurden offen ge-
schildert: erneuerbare Energien und der Ausbau
der Netze stellten ein Problem dar, Erdkabel seien
eigentlich gewünscht, aber die großen Konzerne
verschleppten es. All dies ist Konsens in diesem
Haus.

Ich habe mich noch einmal gemeldet, weil ein
Punkt widersprüchlich ist. In den Pressemitteilun-
gen, vor allem von der Staatssekretärin, findet er ei-
ne stärkere Berücksichtigung und wurde schon
mehrfach erwähnt. Es handelt sich hierbei um den
Ausbau von zwei 380-kV-Leitungen entlang der
Küsten, die man nach heutigem Stand der Technik
nur schwer - wenn nicht gar nicht - verlegen kann.
Ich erinnere an die Transparenz und Offenheit von
Beteiligungsverfahren, von der der Minister zu
Recht gesprochen hat, und die ich sehr begrüße.
Vor diesem Hintergrund frage ich mich, warum in
diesem Bericht nicht hinreichend auftaucht, was es
mit diesen zwei großen Trassen, die wir bekommen
oder nicht bekommen, auf sich hat. Für mich ist das
etwas widersprüchlich.

Wie stellt sich die Landesregierung das Beteili-
gungsverfahren und die Diskussion - wenn wir sie
bekommen - bezüglich der 380 kV entlang der
Nord- und Ostseeküste vor? Die 110-kV-Leitungen
könnten wir - wenn wir nur wollten und die Druck-
mittel entfalten - als Erdkabel bauen. Jedoch zwei
riesige Trassen entlang der Küsten in natursensi-
blen und in tourismussensiblen Gebieten zu bauen,
sehe ich als Problem. Da ist in Schleswig-Holstein
der Kohl fett. Partei- und fraktionsübergreifend
können wir da mit dem größten Widerstand rech-
nen. Das ist als Problem angekündigt und erkannt -
wahrscheinlich auch fraktionsübergreifend. Die
Landesregierung, Frau Andreßen, hat dies mehrfach
in PEs aufgeführt. Im Bericht taucht es aber nicht
auf, und in der Debatte taucht es nur kurz am Ende
des Beitrags des Herrn Kollegen Matthiessen auf.
Im Bericht des Ministers tauchte es auch nicht auf.
Da sehe ich noch Gesprächs- und Diskussionsbe-
darf. Ich würde mich sehr freuen, wenn es möglich
wäre, das hier noch aufzuklären.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Christian von Boetticher das
Wort.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Ich ha-
be meinen Dr.-Titel noch! - Heiterkeit)

Dr. Christian von Boetticher [CDU]:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bitte, in die-
ser Debatte ein bisschen mehr Augenmerk auf die
Realität zu werfen. Wenn wir uns über Erdkabel
und Hochspannungsleitungen unterhalten, dann se-
hen wir in der Debatte eines: Die meisten Men-
schen, die sich gegen Hochspannungsleitungen
und für Erdkabel entscheiden - das sind viele in
Schleswig-Holstein -, haben noch nie ein verlegtes
Erdkabel in diesem Größenbereich gesehen. Was ist
denn ein Erdkabel? Viele denken: Wir buddeln ein
bisschen die Erde auf, legen dort ein Kabel hinein
und buddeln die Erde wieder zu. Dann kann man
darüber so weitermachen wie bisher. Wir haben
halt ein Kabel verlegt.

Solch ein Kabel hat eine Breite, in der es verbaut
wird und in der nicht weiter bebaut werden darf,
von der Breite dieses Hauses. Das ist die Breite, die
freigehalten werden muss.

(Wortmeldung des Abgeordneten Detlef
Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter Dr. von Boetticher, gestatten
Sie eine Zwischenfrage?

Dr. Christian von Boetticher [CDU]:

Nein, das ist ein Dreiminutenbeitrag, da lasse ich
keine Zwischenfragen zu. - Dieser Kubus wird ein-
mal komplett durch die Landschaft in Schleswig-
Holstein geschoben, mit einem anschließenden
Überplanungsverbot. Links und rechts müssen noch
einmal rund 5 m, also insgesamt 30 m, von jegli-
cher Bebauung frei bleiben. Auch Landwirtschaft
erfolgt darüber nicht mehr.

Ich glaube, wenn Sie sich diese Vorstellung zu Ei-
gen machen und auch nach draußen ehrlich artiku-
lieren, dann sieht die Situation für die Entscheidung
plötzlich ganz anders aus. Also lassen Sie uns bitte
abwarten, wie in den Pilotprojekten, die jetzt in
Niedersachsen angeschoben werden, die Akzeptanz
der Bevölkerung vor Ort sein wird. Dann reden wir

hier wieder, aber es wird dann eine andere Debat-
tenlage als heute sein. Da bin ich mir sicher.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Minister
Jost de Jager das Wort.

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
möchte gern auf die Frage von Herrn Habeck ein-
gehen.

Der Grund, weshalb es noch keine endgültige Fest-
legung auch der Landesregierung hinsichtlich der
380-kV-Leitungen beziehungsweise der Leitung
an der Westküste gibt, hängt damit zusammen,
dass noch nicht endgültig entschieden ist, wie der
Leitungsausbau erfolgen soll. Er kann in der Tat
durch eine 380-kV-Trasse erfolgen. Er kann aber
auch in dem sogenannten Weihnachtsbaummodell
erfolgen, bei dem man eine 380-kV-Leitung in der
Mitte hätte und Ableitungen nach links und rechts
auf der 110-kV-Ebene. Das ist noch nicht gerechnet
und deshalb noch nicht endgültig entschieden.

Das ist der Grund, weshalb es auch in dem Bericht
keine Festlegung der Landesregierung gegeben hat.
Man hätte das vielleicht ausdrücklicher schildern
können; das will ich gern sagen. Aber eine Festle-
gung gibt es noch nicht.

Ich möchte es nicht bei dieser Beantwortung belas-
sen, sondern möchte die Gelegenheit nutzen, um
noch einmal darauf hinzuweisen, dass mir ein
bisschen unheimlich ist bei der Konstruktivität die-
ser Debatte, weil ich nämlich glaube, dass wir uns
alle noch in dieser wohligen Situation befinden,
dass wir über gigantische Infrastrukturen sprechen,
von denen wir uns noch nicht oder nicht ausrei-
chend vorstellen, was sie bedeuten. Bei all dem,
was wir miteinander besprochen haben - Notwen-
digkeit des Ausbaus und dafür erforderliche Maß-
nahmen -, werden wir in den nächsten Monaten
Spitz auf Knopf in die Lage kommen, die Dinge zu
besprechen. Ich gehe davon aus, dass TenneT in
den nächsten Jahren ein Projekt einer Stromauto-
bahn vorstellen wird, die auf der 380-kV-Ebene
von Brunsbüttel nach Bayern hinunterreichen wird
und die dann durch Schleswig-Holstein gehen und
auch Hamburg durchqueren muss. Dann werden
wir die Dinge, die wir hier in der Theorie und in ei-
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ner großen abstrakten Höhe diskutieren, konkret be-
sprechen müssen.

Ich sage eines auch in Ergänzung zu dem, was der
Fraktionsvorsitzende der CDU, Herr von Boetti-
cher, gesagt hat: Wenn dieses erste Projekt, das ei-
ne neue Stromautobahn wäre, sofort in dem Kon-
flikt Freileitung oder Stromkabel untergeht, dann
wird daraus aus meiner Sicht überhaupt nichts wer-
den. Denn wir müssen davon ausgehen: Beides
wird beklagt. Insofern warne ich auch aus Preis-
gründen davor, eine Vorfestlegung für ein Erdkabel
zu treffen. Tempo geht aus meiner Sicht vor diesen
weiteren Überlegungen.

(Beifall des Abgeordneten Jens-Christian
Magnussen [CDU])

Wir werden noch alle zusammenstehen müssen,
wenn diese zusätzlichen 380 kV-Leitungen, die gi-
gantisch sind, nicht nur die Bundesrepublik, son-
dern vor allem auch Schleswig-Holstein queren.
Das wird noch eine große Herausforderung sein.
Ich würde mir wünschen, dass wir dann, wenn es
konkret wird und sich die Bürger dagegen wenden,
die gleiche Einigkeit wie jetzt in der abstrakten De-
batte haben.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Der Minister hat 2 Minuten und 44 Sekunden ge-
sprochen. Diese Redezeit steht nun allen Fraktionen
selbstverständlich auch zur Verfügung.

Ich erteile Herrn Abgeordneten Detlef Matthiessen
das Wort.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr von Boetticher, meine Zwischenfrage zielte
darauf ab: Von welcher Spannungsebene reden
wir eigentlich? Denn die Konflikte, die ich hier im
Landtag erlebt habe, drehten sich um 110-kV-Tras-
sen in Nordfriesland. Wenn wir von Transparenz
und Akzeptanz in diesem Hause reden, halte ich je-
denfalls die Gruppe der Eigentümer des Landes, wo
die Leitungen verlegt werden sollen, für eine sehr
relevante. Da hatten wir die Situation, dass für die
110-kV-Erdkabelausführung sämtliche Landeigen-
tümer Gestattungsverträge unterschrieben hatten.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Lars Harms [SSW])

Es gibt nur einen Grund, warum der Netzbetreiber
darauf bestand, eine Freileitung zu bauen. Er wus-

ste: Aus Sicht der Landwirtschaft, der Tourismus-
wirtschaft und des Naturschutzes hätten wir dort,
wo die 110-kV-Erdkabel ohne große Konflikte
möglich gewesen wären, bei einer Freileitung ein
hohes Konfliktpotenzial. Er hat damit zwei Fliegen
mit einer Klappe geschlagen: Er hat einerseits
durch Antragstellung seiner Netzverstärkungs-
pflicht, die sich aus den gesetzlichen Pflichten er-
gibt, Genüge getan, und andererseits hat er erreicht,
dass er Zeit schindet, Zeit schindet, Zeit schindet.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Es ist ganz offensichtlich: Das ist ein Konzern, der
80 % der Erzeugung im Land zusammen mit ande-
ren Oligopolisten in den Händen hat, und er will
sich natürlich die konkurrierende Erzeugung
durch die erneuerbaren Energien vom Leib hal-
ten. So schlicht war da die Debatte in Nordfries-
land.

Vom Fachsprecher der CDU wird schnell gesagt:
Die Kosten betragen ein Vielfaches gegenüber ei-
ner Freileitung. Dann legen Sie doch einmal unab-
hängige Gutachten dafür vor. Dann lesen Sie doch
einmal das Brakelmann-Gutachten. Da geht es um
eine 1,2- bis 1,7-fache Kostensteigerung. Und der
zeitliche Gewinn von fünf bis sieben Jahren recht-
fertigt doch wohl allemal den volkswirtschaftlichen
Nutzen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Herr Magnussen, machen Sie sich einmal eines
klar: In der Zweckbestimmung des EnWG steht ja
die schöne Passage: Es soll nicht nur sicher und
umweltfreundlich, sondern auch wirtschaftlich sein.
Was meinen Sie wohl, was damit gemeint ist? Ihre
Sichtweise ist die betriebswirtschaftliche Brille des
E.ON-Netzbetreibers.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Ich sage Ihnen: Der Gesetzgeber hat dort einen
volkswirtschaftlichen Nutzen definiert.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, Sie müssen zum Schluss kommen.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich wollte noch darauf hinweisen, Herr Minister:
Diese 380-kV-Lösung an der Westküste steht nicht
in Ihrem Bericht. Das steht nur in Ihrer Pressemit-
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teilung. Auf diese Lücke habe ich hingewiesen. Ich
hoffe, das können wir im Ausschuss noch vertiefen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Ich sehe keine weiteren Wortmel-
dungen. Es ist beantragt worden, den Bericht der
Landesregierung, Drucksache 17/1250, dem Wirt-
schaftsausschuss zur abschließenden Beratung zu
überweisen. Wer so beschließen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Damit ist dies einstimmig so beschlossen.

Meine Damen und Herren, zunächst möchte ich Ih-
nen mitteilen, dass sich die Parlamentarischen Ge-
schäftsführer darauf verständigt haben, den Tages-
ordnungspunkt 46 auf die März-Tagung zu verta-
gen und über den Tagesordnungspunkt 47 in der
Sache ohne Aussprache abzustimmen, damit der
mündliche Bericht, der dort beantragt wird, eben-
falls in der März-Tagung gegeben werden kann und
dort dann auch diskutiert wird.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 24 auf:

Netzneutralität in Europa sichern

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und DIE LINKE
Drucksache 17/1278 (neu)

Internet und digitale Gesellschaft

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und
FDP
Drucksache 17/1326

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Rolf Fischer von der Fraktion der SPD.

Rolf Fischer [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Am
Anfang war das Gerücht über ein geheimes Ab-
kommen zwischen Google und dem größten ameri-
kanischen Telekommunikationsunternehmen Veri-
zon des Inhalts, dass zukünftig die Daten von Goo-
gle bevorzugt, also schneller, durchs Netz geleitet
werden sollten. Die empörte Reaktion war welt-
weit, weil beide gegen die eiserne Regel verstoßen

würden, die das „offene und demokratische Netz
für alle“ garantiert.

Netzneutralität bedeutet, dass alle Datenpakete
gleich behandelt werden und grundsätzlich densel-
ben Bedingungen unterliegen. Das heißt, die E-
Mail des Aufsichtsratsvorsitzenden wird genauso
schnell verschickt wie die E-Mail des Hausmei-
sters. Große und kleine Anbieter von Inhalten be-
finden sich im Netz grundsätzlich in derselben Po-
sition. Nur so konnten im Übrigen auch in der Ver-
gangenheit aus ehemals kleinen Anbietern sehr
große, ja weltweite Akteure werden.

Die Europäische Kommission hat vor diesem Hin-
tergrund 2010 eine öffentliche Konsultation gestar-
tet, an der sich zum Beispiel auch die deutschen
Landesmedienanstalten beteiligt haben und deren
Ergebnisse jetzt vorliegen. Das Thema, das sich
fern und abstrakt anhört, hat also erhebliche euro-
papolitische, nationale sowie regionale Bezüge;
deshalb sprechen wir heute darüber.

Hier sind Landes- und Bundesebene gefordert, denn
die Bundesregierung wird sich im Frühsommer, al-
so bald, dazu positionieren. Schon deshalb müssen
wir uns als Parlament jetzt dazu verhalten, wenn
wir auf diese Entscheidung noch Einfluss nehmen
wollen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Dieser Zeitpunkt, nach der Anhörung in Brüssel
und vor der Entscheidung in Berlin, ist dafür genau
richtig. - Das ist die Motivation unseres Antrags.

Bisher sind in Europa und in Deutschland die Posi-
tionen noch sehr unterschiedlich. Von der Haltung,
der Markt regele alles, bis hin zur Forderung, das
demokratische Netz staatlich zu sichern und zu re-
geln, reicht das Spektrum.

Diese Themen finden sich in der Arbeit der Enque-
tekommission „Internet und digitale Gesell-
schaft“ des Bundestags wieder, die demnächst
wahrscheinlich letztmalig tagt und deren Ergebnis
die Entscheidung auf der Bundesebene beeinflussen
wird.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Nicht
nur da!)

Die Ergebnisse der europäischen Konsultationen
sind eindeutig und finden sich in unserem Antrag
wieder. Es gilt, die Offenheit und die Demokratie-
struktur des Netzes zu erhalten, die Transparenz für
den Verbraucher zu erhöhen und, bevor neue euro-
päische Vorschriften dazu erlassen werden, die
Umsetzung des EU-Rechtsrahmens für elektroni-
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sche Kommunikation von 2009 auf nationaler Ebe-
ne abzuwarten.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

In der Ebene darunter aber liegen etliche Probleme,
die das Netz in seiner bisherigen Struktur qualitativ
beeinflussen, ja beschädigen könnten. Lassen Sie
mich dazu zwei Beispiele nennen.

Erstens. Ein Internet der zwei Geschwindigkeiten
ist für uns unsozial und schadet der Demokratie im
Netz; denn es gewinnt der Anbieter, der am meisten
zahlt, und das sind die großen Konzerne und Betrie-
be. Diese Ökonomisierung des Netzes lehnen wir
ab.

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten
Anke Spoorendonk [SSW])

Zweitens. Dieser Situation kann der Nutzer nur ent-
gehen, wenn er den Anbieter wechselt. Das aber
setzt Transparenz voraus. Das heißt, der Nutzer
muss wissen, wie sich sein Provider verhält. Diese
Transparenz ist allerdings noch nicht gesichert. Es
gibt zwar das seit November 2010 auf EU-Ebene
beschlossene sogenannte Telekompaket, das eine
generelle Informationspflicht vorsieht, dieses Paket
ist aber in vielen Punkten wenig konkret und in vie-
len EU-Staaten noch gar nicht umgesetzt. Ein Code
of Conduct aller Marktbeteiligten über das Verhal-
ten des jeweiligen Providers, kontrolliert durch
staatliche Behörden, wäre zum Beispiel ein erster
wichtiger Schritt für diese Transparenz. Im Übrigen
können Regierungen selbst Anforderungen an die
Qualität der zu erbringenden Dienste stellen. Auch
das ist in der Bundesrepublik noch nicht geschehen.

Wir haben deshalb in unserem Antrag die wichtig-
sten Forderungen, abgeleitet aus den europäischen
Konsultationen, aufgenommen, definiert und zur
Abstimmung gestellt. Deswegen ist unser Antrag
konkreter als der von CDU und FDP. Man kann
nicht nur allgemein auf Rahmenbedingungen ver-
weisen. Das erscheint mir zu wenig. Ich bitte des-
halb, beide Anträge als selbstständige Anträge zu
behandeln.

Meine Damen und Herren, achten wir also darauf,
dass sich der grundsätzliche Charakter des Inter-
nets nicht ändert. Denn es geht im Kern um Selbst-
bestimmung und Demokratie im Netz. Dafür lohnt
es sich zu streiten.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich dem Herrn Abgeordneten Bernd Voß das
Wort.

Bernd Voß [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wir erleben in diesen Tagen, welche
immense Bedeutung der gleichberechtigten Infor-
mationsverbreitung im Internet zukommt. Onli-
nedienste haben aktuell wesentlichen Einfluss auf
die Entwicklung in der arabischen Welt. Es kommt
darauf an, diese Technik und den Zugang zu ihr so
zu gestalten, dass demokratische Grundprinzipien
unserer Gesellschaft dadurch gestärkt und nicht ge-
schwächt werden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Anke Spoorendonk
[SSW])

Der unbeschränkte Zugang zu Informationen und
die Möglichkeit, Informationen frei verbreiten zu
können, sind zentrale Grundrechte. Diese müssen
auch im Netz gelten, ohne Wenn und Aber.

Worum geht es bei der Netzneutralität? Mit dem
Begriff der Netzneutralität ist die Gleichbehandlung
aller Internetnutzer durch den Zugangsanbieter ge-
meint. Anders ausgedrückt: Gemeint sind der dis-
kriminierungsfreie Transport von Daten und die
Gleichbehandlung aller Datenpakete. Die unver-
gleichliche Erfolgsgeschichte des Internets als offe-
nes demokratisches System war nur durch die Wah-
rung des Prinzips der Netzneutralität möglich. Da-
tenpakete wurden bislang gleichberechtigt im Netz
transportiert, ungeachtet ihres Absenders und unge-
achtet ihres Empfängers. Wir können aber nicht
darauf vertrauen, dass dies so bleibt. Globale Kon-
zerne, darunter auch große deutsche Unternehmen,
haben sich in die Startlöcher begeben und angefan-
gen, das grundlegende Prinzip der Netzneutralität
zu hinterfragen. Wir stehen also vor der Entschei-
dung, ob wir es rein wirtschaftlichen Interessen
überlassen wollen oder ob wir die demokratische
Entwicklung des Netzes weiterhin schützen wollen.

Die Meinung meiner Fraktion ist klar. Heute findet
auch im Bundestag eine von uns beantragte Debatte
zu diesem Thema statt. Wir wollen den demokrati-
schen Charakter des Netzes schützen und die Rech-
te der Nutzerinnen und Nutzer stärken, anstatt sie
zu schwächen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)
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Wir wehren uns eindeutig und klar gegen ein Zwei-
klasseninternet, bei dem die Informationen desje-
nigen, der mehr zahlt, schneller fließen. Dies ist aus
unserer Sicht auch verfassungsrechtlich schlicht
und einfach verboten.

Mit dieser Meinung stehen wir nicht allein. Auch
die Europäische Kommission hat die Bedeutung der
Netzneutralität für unsere moderne Informations-
und Wissensgesellschaft erkannt. Das Prinzip der
Netzneutralität ist in der Digitalen Agenda 2020 ex-
plizit erwähnt und auch für schützenswert erklärt
worden.

Bei der Einführung von nach unterschiedlichen
Nutzern differenzierten Preismodellen müsste ent-
weder eine generelle Identifizierungspflicht einge-
führt werden oder aber die Datenpakete müssten
hinsichtlich Art, Umfang und Inhalt analysiert wer-
den. Des Weiteren gibt es bereits - Herr Fischer hat
es gesagt - für bestimmte Bereiche im Onlinedienst
eine starke Konzentration auf wenige Anbieter. Die
Suchmaschine Google, um nur diese zu nennen, be-
sitzt in Deutschland einen Anteil von 90 %. Hier-
durch bestehen in Ansätzen monopolistische
Strukturen. Letztlich besteht hierdurch auch die
Gefahr, dass das Netz durch diese einseitige Markt-
macht missbraucht wird.

Der Gesetzgeber muss seiner Regulierungspflicht
nachkommen. Daher auch unser Antrag. Mögliche
Ansatzpunkte dafür bestehen einmal auf der euro-
päischen Ebene und zum anderen auf nationaler
Ebene. Wünschenswert wäre, dass wir auf europäi-
scher Ebene einheitliche, sichere und verbindliche
Standards bekämen. Wir haben es immerhin mit ei-
nem Markt von einer halben Milliarde Bürgerinnen
und Bürgern zu tun. Daher würden diese auch inter-
national, zum Beispiel in Richtung der Anbieter aus
den Vereinigten Staaten, ausstrahlen. Auf nationa-
ler Ebene bestehen Einflussmöglichkeiten über die
Bundesnetzagentur. Auch nenne ich in diesem Zu-
sammenhang das Telekommunikationsgesetz.

Nun zum Antrag von Union und FDP. Wir haben
uns gefragt, was dieser Antrag zu bedeuten hat.
Wenn wir in den Koalitionsvertrag von CDU und
FDP auf Bundesebene hineinschauen, lesen wir
dort ein ganz klares Bekenntnis zur Netzneutralität.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Dr. Christian von
Boetticher [CDU])

Ich darf zitieren:

„Wir vertrauen darauf, dass der bestehende
Wettbewerb die neutrale Datenübermittlung

im Internet und anderen neuen Medien … si-
cherstellt, werden die Entwicklung aber sorg-
fältig beobachten und nötigenfalls mit dem
Ziel der Wahrung der Netzneutralität gegen-
steuern.“

Ich denke, das ist ein klares Bekenntnis.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
CDU und FDP)

Diese Notwendigkeit besteht auch zweifellos. Dass
Sie in Ihrem vorliegenden Antrag auf die Enquete-
kommission „Internet und digitale Gesellschaft“
verweisen, verwirrt nun doch angesichts der Tatsa-
che, dass alle Fraktionen diese Enquetekommission
gemeinsam eingeführt haben und dass diese Kom-
mission auch unter dem Vorzeichen steht, dass sie
unabhängig von zusätzlichen und aktuellen Gesetz-
gebungsvorgängen tagt.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Ge-
nau!)

Daher verwundert es, dass Sie erst abwarten wol-
len, was dabei herauskommt, anstatt zu sagen: Wir
müssen beim Thema Netzneutralität jetzt handeln.

Herr von Boetticher, Sie kennen ja den breiten Auf-
trag der Enquetekommission. Die Netzneutralität ist
dabei nur einer von vielen Blöcken.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, Ihre Redezeit ist abgelaufen. Ich bitte
Sie, zum Schluss zu kommen.

Bernd Voß [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Zwei Sätze zum Schluss. - Die Enquetekommission
darf auf keinen Fall Feigenblatt werden, um in die-
sem entscheidenden Bereich nicht zu handeln.
Denn das Internet als Freiheitsmedium zu sichern,
ist - das haben auch die letzten Wochen gezeigt -
eine zentrale Voraussetzung für Veränderungen in
unserer Welt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich Herrn Ab-
geordneten Heinz-Werner Jezewski das Wort.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich glaube, ganz dringend notwenig ist die Stär-
kung von Medienkompetenz auch in diesem
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Hause. Um das Thema zu verdeutlichen und nur,
um einmal darüber nachzudenken: Wo bleibt denn
die Netzneutralität, wenn man in Maasbüll über
eine 64 Kbit/s-Leitung seine E-Mail empfängt,
während man in Lübeck eine 10 Mbit/s-Leitung
hat? Die Lübeckerin und der Lübecker kann ihre
oder seine E-Mails 16-mal schneller empfangen als
die Maasbüllerin oder Maasbüller. Wo ist denn da
die Netzneutralität? Ich warne davor, Netzneutrali-
tät nur da zu sehen, wo der Kunde sitzt und seinen
Computer bedient.

Aber um das Thema ein bisschen zu verdeutlichen,
will ich ausholen. Ende der 80er- und Anfang der
90er-Jahre steckte das Internet noch in den Kinder-
schuhen. Die beiden größten deutschen Zugangsan-
bieter damals - AOL und T-Online - erlaubten ihren
Kunden zwar das Surfen, aber fast nur auf den eige-
nen, auf den AOL- beziehungsweise T-Online-Sei-
ten. Man wollte so die Kunden davon abhalten, auf
den Seiten der Konkurrenz Werbung ansehen zu
können, an der eine andere Firma verdiente. Das ra-
sche Wachstum des WWW sorgte bei diesen Fir-
men für ein rasantes Sinken der Kundenzahlen, so-
dass diese Strategie recht bald aufgegeben wurde.
Seitdem ist jedes Angebot im Internet über jeden
Zugangsanbieter nahezu gleichberechtigt zu emp-
fangen - abhängig natürlich von dem Anschluss,
den man hat, ob man 16 Kbit/s oder 16 Mbit/s hat.
Die Fachleute nennen auch das Netzneutralität, alle
Angebote des Internets überall gleichwertig nutzen
zu können.

Nun gibt es schon seit einigen Jahren Bestrebun-
gen, diese Neutralität wieder aufzuheben. Das ge-
schieht auf mehreren Ebenen. Zugangsanbieter ver-
suchen, von Inhaltsanbietern Gebühren zu kassie-
ren, wenn diese ihre Inhalte über deren Zugänge
veröffentlichen wollen. Sie können sich einfach
vorstellen: Die Webseiten Ihrer Fraktionen wären
nur noch bei den Providern einsehbar, bei denen sie
Gebühren bezahlen. Das heißt, wenn ich an die Te-
lekom keine Gebühr bezahle, dann sind die Web-
seiten der Fraktion DIE LINKE nicht sichtbar oder
aber sie werden nur mit minimaler Geschwindigkeit
geladen. Das ist eines der Ziele der Abschaffung
der Netzneutralität. Danach würde das Internet ein-
fach nicht mehr so aussehen, wie es heute aussieht.

Das ist aber nur ein Aspekt.

(Unruhe)

- Frau Präsidentin, können Sie bitte dafür sorgen,
dass man mich verstehen kann, dass zumindest ich
mich verstehen kann?

(Zuruf)

Das ist aber nur ein Aspekt der Netzneutralität.
Wenn diese nämlich abgeschafft wird, so beein-
flusst das auch den Datenverkehr zwischen den
großen Providern, den Internetanbietern und den
sogenannten Internetknoten. Die technischen Mög-
lichkeiten sind aber heute schon so weit, dass Län-
der wie China oder Libyen die Möglichkeit haben,
den gesamten Internetverkehr in ihrem Bereich ein-
zuschränken oder sogar ganz zu stoppen. Diese
Techniken werden zunehmend auch bei uns einge-
setzt. Wenn Sie bei YouTube Musikvideos be-
stimmter Künstler aufrufen, erhalten Sie eine Mel-
dung, dass diese Videos in Ihrem Land nicht ange-
sehen werden dürfen - und zwar unabhängig von
dem Zugangsprovider, den Sie nutzen. Sie sind in
dem Fall konfrontiert mit den Auswirkungen feh-
lender Netzneutralität oder - besser gesagt - in der
Falle des Netzwerkmanagements. Damit wir uns
nicht falsch verstehen: Ich will nicht, dass die An-
bieter von Inhalten den Einfluss auf deren Verbrei-
tung verlieren. Ich halte die Sperrung solcher Vi-
deos für rechtmäßig. Ich möchte aber verhindern,
dass diese Methoden zukünftig missbräuchlich ge-
nutzt werden könnten. Kurz gesagt: Ich möchte,
dass jeder Nutzer die Inhalte, die der Anbieter frei-
gegeben hat, auch empfangen kann.

Ich begrüße ausdrücklich auch den Antrag der Re-
gierungsfraktionen. Dieser ist richtig und wichtig.
Aber er hat einen anderen Schwerpunkt als der An-
trag, den SPD, Grüne und wir heute eingebracht ha-
ben. Das Bekenntnis zu einem ungehinderten und
freien Zugang zum Internet ist wichtig. Ebenso
halte ich es für richtig, mit den Ergebnissen der En-
quetekommission „Internet und digitale Gesell-
schaft“ zu arbeiten, weil diese Kommission - das
sehen wir seit längerer Zeit - sehr gute Ergebnisse
erbringt.

Aber auch wir als Landtag könnten einen Anteil an
den Diskussionen haben, die in dieser Kommission
geführt werden. Ich weiß, dass bei diesem Thema
die Differenzen zwischen uns im Grunde genom-
men wesentlich geringer sind, als manch ein Au-
ßenstehender sich das vorstellen kann. Ich glaube,
dass wir aus diesen beiden Anträgen einen machen
könnten, der besser ist als das, was bisher vorliegt.

Mein Wunsch wäre es daher - und deshalb beantra-
ge ich das -, die beiden Anträge in den zuständigen
Ausschuss zu überweisen und dort weiter zu behan-
deln.

Mit dem Datenschutzbeauftragten des Landes ha-
ben wir dabei einen ausgewiesenen und bundesweit
anerkannten Fachmann, der uns bei der Beratung
hilfreich zur Seite stehen kann.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 43. Sitzung - Freitag, 25. Februar 2011 3639

(Heinz-Werner Jezewski)



Denn der einzige Grund, dass FDP und CDU unse-
rem Antrag nicht zustimmen können, ist der, dass
man den Zeitpunkt für zu früh hält. Daher halte ich
die Ausschussüberweisung für die beste Möglich-
keit und bitte noch einmal darum.

(Beifall bei der LINKEN und SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter Jezewski, das Präsidium und ich
selber sind jederzeit bereit und auch verpflichtet,
dem Redner Gehör zu verschaffen. Aber wir waren
uns alle einig, dass der Geräuschpegel eigentlich
deutlich unter dem war, was ein Einschreiten erfor-
dert hätte.

Für die CDU-Fraktion erteile ich dem Herrn Frakti-
onsvorsitzenden Dr. Christian von Boetticher das
Wort.

Dr. Christian von Boetticher [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zunächst einmal auch von uns ein klares Bekennt-
nis zur Netzneutralität. Lieber Kollege Voß, es
bringt doch überhaupt nichts, uns das gegenseitig
abzusprechen oder in Zweifel ziehen zu wollen.

(Beifall bei der CDU und der Abgeordneten
Ingrid Brand-Hückstädt [FDP])

Auch wir sind für die gleichberechtigte Übertra-
gung aller Daten im Netz und auch dafür, dass es
dort keine Bevorzugung gibt. Das eint uns doch.

Wenn der Sachverhalt allerdings so einfach wäre
und man das alles nur dadurch gewährleisten könn-
te, dass man Ihre Punkte verabschiedet, dann wäre
es schön. Dann hätten wir gar keine Enquetekom-
mission im Bundestag und vor allem keine Unterar-
beitsgruppe gebraucht. Aber die Erkenntnis ist doch
eine andere. Wir wissen, dass wir bei wachsenden
Datenmengen und gleichzeitig technischen Kapazi-
tätsgrenzen Lösungen brauchen. Die Lösungen sind
nicht einfach. Sie sind technisch kompliziert. Weil
man das erkannt hat, ist das ein ganz wichtiger
Punkt der Enquetekommission des Bundestages,
die am 4. März 2010 eingesetzt wurde. Es gibt extra
dafür eine Untergruppe „Netzneutralität“. Jetzt
kommt das Besondere: Diese Unterarbeitsgruppe
„Netzneutralität“ will ihr Zwischenergebnis zu die-
sem Punkt vor Ostern in diesem Jahr bekanntgeben.
Die haben etliche Sitzungen mit Expertenanhörun-
gen hinter sich, alles Anhörungen, an denen wir in
der Regel - bitte belehren Sie mich eines Besse-
ren -, aber nicht unmittelbar teilgenommen haben.
Wir warten jedenfalls mit großer Spannung auf die-

sen Zwischenbericht und wollen gern das, was uns
dieser Zwischenbericht sagt, verwenden können,
um es dann an geeigneter Stelle auch vorzutragen
und einfließen zu lassen.

Das ist der einzige Grund, warum wir gesagt haben:
Nun wartet doch bitte diesen Zwischenbericht ab.
Dieser Bericht muss aufgearbeitet werden, dann
können wir uns gern im Innen- und Rechtsaus-
schuss wieder zusammensetzen und das mit Ihren
Vorschlägen, die Sie gemacht haben, in Überein-
stimmung bringen und vielleicht eine gemeinsame
Position entwickeln.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und Bei-
fall der Abgeordneten Ingrid Brand-Hück-
städt [FDP])

Ich will nur noch zwei oder drei Dinge nennen, die
für uns wichtig sind. Es geht einmal darum, vor al-
len Dingen auch zur internationalen Harmonisie-
rung und Standardisierung zu kommen. Denn ei-
nes haben wir doch aus ganz vielen Gesetzen ge-
lernt: Das Netz lässt sich nicht mit nationalen Ge-
setzen regeln, oder nur sehr bedingt.

(Beifall bei CDU und FDP)

Darum ist die Intention richtig, uns auch auf euro-
päischer Ebene einzubringen. Die Intention teile
ich, gerade vor diesem Hintergrund. Aber es muss
dann auch sorgsam und sauber geschehen und nicht
einfach mit ein paar - ich sage einmal - Allgemein-
plätzen, die man auflistet. Wir brauchen einen wirk-
samen Wettbewerb zwischen den Netzbetreibern.
Auch wir als Union sind gegen inhaltliche Kontrol-
le durch die Netzbetreiber. Wir haben jetzt im Bund
bei der Frage der Bekämpfung der Kinderpornogra-
phie Ausnahmen gemacht. Wir gucken sehr genau
drauf, ob es etwas bringt und ob wirklich wirkungs-
voll ist, was wir beschlossen haben. Das wird man
sich im Detail angucken müssen. Wir haben heute
schon eine Priorisierung von Dienstgruppen in der
sogenannten Deep Packet Inspection, mit denen
heute schon Spitzenlasten abgefedert werden. Da ist
für uns wichtig: Wenn es das gibt und geben muss,
dann darf es dort wenigstens keine Priorisierung in-
nerhalb der Qualitätsklassen geben. Und es muss
eine Transparenz gegenüber den Endkunden und
Diensteanbietern geben.

(Beifall des Abgeordneten Heinz-Werner Je-
zewski [DIE LINKE])

Auch das gehört heute zur Wahrheit dazu, dass man
erkennt, was es gibt, analysiert und fragt, wie in
dem Bereich zumindest Transparenz hergestellt
werden kann. Sie sehen also: Es ist eine Menge an
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Detailfragen damit verbunden, die man nicht mit
Ihren Anforderungspunkten in Ihrem Antrag allein
abarbeiten kann.

Darum meine herzliche Bitte: Unterstützen Sie den
Antrag, dass wir die Fachkommissionsergebnisse
und den Zwischenbericht abwarten, vernünftig im
Innenausschuss auswerten und Ihre Punkte dazu an-
gucken. Dann kommen wir am Ende vielleicht zu
einem gemeinsamen Antrag.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die FDP-Fraktion erteile ich Frau Abgeordneter
Ingrid Brand-Hückstädt das Wort.

Ingrid Brand-Hückstädt [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wie
wichtig das Internet für die Freiheit und Meinungs-
bildung ist, sehen wir gerade im Norden Afrikas.
Über das Internet verabreden sich Millionen von
Freiheit suchenden Bürgern zu Demonstrationen
gegen ihre Diktatoren und verändern ihr Land.

Wir sehen: Für eine demokratische Gesellschaft ist
ein freier Zugang aller Bürger zum Internet mitt-
lerweile lebenswichtig. Umso wichtiger ist, dass
auch wirklich jeder Bürger freien und ungehinder-
ten Zugang zum Internet hat. Darüber sind wir uns
alle einig. Aber was unter freiem Zugang wirklich
zu verstehen ist, bedarf der Definition und Klärung,
und da hört unsere Einigkeit möglicherweise auf.
Denn was ist mit Netzneutralität eigentlich ge-
meint?

Liebe SPD, Grüne und Linke, in Ihrem Antrag ge-
hen Sie offenbar davon aus, dass die Definition klar
ist. Das ist sie aber nicht. Wie viele Fragen zu die-
sem Thema offen sind, wie viele kontroverse Dis-
kussionen gerade geführt werden, wie viele The-
menbereiche davon berührt werden und dass eine
gesetzliche Verankerung vielleicht gar nicht der
Weisheit letzter Schluss ist, wurde eben schon von
Herrn von Boetticher eindrucksvoll aufgezeigt.
Worüber reden wir eigentlich?

(Unruhe)

Das bisherige Schema des Internets könnte in der
Tat ins Wanken geraten. Bisher läuft es so: Ein Da-
tensatz, Bild, Text oder Sprache, wird in Teile zer-
legt, bekommt eine Adresse und wird zu seinem
Bestimmungsort verschickt. Eine bestimmte Route
wird vorher nicht festgelegt. Die Daten kommen an
Kreuzungen und werden nach dem Prinzip first in,

first out weitertransportiert, wer zuerst kommt,
kommt als Erster weiter. Schaltet sich eine Kreu-
zung aus, finden die Daten automatisch die nächste
für den Weitertransport.

Dieses System funktioniert allerdings nur, solange
wir Überkapazitäten im Netz haben. Gibt es zu vie-
le Daten und zu wenig Transportwege, kann es in
Zukunft zum Stau auf der Datenbahn kommen.
Das ist für private E-Mails vielleicht nicht tragisch,
aber was ist bei Videokonferenzen, Videotelefonie
oder Videoübertragungen zum Beispiel von chirur-
gischen Eingriffen? Zeitgleich in guter Qualität und
ohne Störungen wäre da schon angebracht.

Daraus ergibt sich zunächst die grundsätzliche Fra-
ge, ob Anbieter die übertragenen Datenpakete im
Netz alle gleichberechtigt transportieren müssen
oder eventuell nach definierten Kriterien mit Priori-
täten transportieren dürfen. Die nächste Frage: Dür-
fen dabei andere Datenpakete blockiert werden? Ist
es diskriminierend, wenn derjenige, der mehr Geld
für schnelleren Transport seiner Daten bezahlt,
auch schneller durchkommt? Oder sind Differenzie-
rungen, die sich aus der Kapazität des Netzes oder
auch aus rechtlichen Bedingungen ergeben, zu ak-
zeptieren? Wenn ja, welche Informationspflichten
hat dann der Anbieter, und wer ist dafür eigentlich
zuständig?

Das Internet gehört für viele mittlerweile zur Da-
seinsvorsorge wie Wasser und Strom, und allen ist
klar, dass diese Versorgung zu bezahlen ist, nur
wie, in welcher Höhe und wann, wer daran verdie-
nen darf und wer nicht, das ist zurzeit alles offen.

Netzneutralität bedeutet für uns als FDP zunächst
nur netzbezogenes Diskriminierungsverbot, das
heißt, alle Menschen sind gleich, und jedem, wirk-
lich jedem ist der Zugang zum Netz zu gewähren.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Aber es wird aus unserer Sicht auch darüber nach-
zudenken sein, ob unterschiedliche Preisgestaltun-
gen für Internetzugänge mit unterschiedlichen
Bandbreiten, unterschiedlichen Inhalten und unter-
schiedlichen Übertragungszeiten wirklich Abwei-
chungen vom Grundsatz der Neutralität sind.
Schließlich kommt auch niemand auf die Idee, die
Neutralität des Postzugangs zu bestreiten, nur weil
jemand bereit ist, für einen Eilbrief mehr zu bezah-
len als für eine normale Zustellung.

Entscheidend wird in Zukunft sein, dass Transpa-
renz für den Verbraucher besteht. Ob eine Hand-
lungspflicht für den Staat besteht, weil große deut-
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sche Provider wie die Deutsche Telekom und Vo-
dafone angekündigt haben, die Netzneutralität ein-
zuschränken, prüft unter anderem derzeit die En-
quetekommission des Deutschen Bundestags. Sie
wird in diesem Frühjahr nach zahlreichen Anhörun-
gen auch zur Netzneutralität einen ersten Zwi-
schenbericht abgeben. Auf dieser Basis sollten wir
dann im Innen- und Rechtsausschuss beraten, wel-
che weiteren Schritte zu gehen sind. Wir als FDP
werden kritisch begutachten, ob überhaupt Hand-
lungsbedarf besteht.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Frau Abgeordnete, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Abgeordneten Dr. Dolgner zu?

Ingrid Brand-Hückstädt [FDP]:

Ich bin gleich fertig, und dann dürfen Sie Ihren
Dreiminutenbeitrag leisten.

Sowohl das Telekommunikations- als auch das
Kartellrecht sind in diesem Bereich bisher wirksa-
me Instrumente. Wo schon etwas ist, muss man
nicht etwas Neues schaffen. Das gilt auch für das
Internet.

Stimmen Sie unserem Antrag zu! Wir können über
alles reden, was in Ihrem Antrag steht, denn das
Thema ist in der Tat diskussionswürdig.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion des SSW erteile ich der Frau Frak-
tionsvorsitzenden Anke Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
In der Debatte um den Ausbau des Breitbandnetzes
in Schleswig-Holstein wurde deutlich, dass es hin-
sichtlich der Netzsituation hier im Land noch viel
zu tun gibt. Aber auch wenn derzeit noch nicht alle
Möglichkeiten des Internets ausgeschöpft werden
können, zum Beispiel aufgrund fehlender Bandbrei-
ten, sind wir nicht in der Situation, dass wir Proble-
me einfach der Reihe nach abarbeiten können.

Die technische Entwicklung des Internets ist in
den letzten Jahren bekanntlich enorm vorange-
schritten, und die Nutzungsmöglichkeiten sind im-
mens. Damit verbunden ist die Möglichkeit, sehr
viel Geld zu verdienen. Auch das ist vorhin schon
angesprochen worden. Das heißt, dass wirtschaftli-

che Interessen den freien und ungehinderten Zu-
gang zum Internet konterkarieren, wenn nicht schon
jetzt gesagt wird: Vorsicht an der Bahnsteigkante.
Denn fest steht: Das Internet entwickelt sich zu ei-
nem Markt für datenintensive Anwendungen wie
Internetfernsehen oder Onlinespiele, die einen flüs-
sigen Datenverkehr benötigen.

Die Netzkapazitäten sind derzeit aber nicht ausge-
legt, diese Datenmengen zu transportieren. Damit
führt die steigende Flut der Datenmengen unmittel-
bar zu Staus im Netz. Aus diesem Grund stehen wir
vor der politischen Entscheidung, ob es bestimmte
Vorfahrtsregeln für Daten geben soll und ob dies
zulasten des neutralen Datenflusses gehen darf,
nach dem Motto: Wer für den Datentransport mehr
bezahlt, darf auch auf die Überholspur.

Eine Forderung dieser Art steht aber der fundamen-
talen Freiheit der digitalen Umwelt gegenüber. Bis-
her war die Netzneutralität ein Garant für einen
freien und ungehinderten Zugang zum Internet, der
auch für einen diskriminierungsfreien Datenfluss
gesorgt hat. Wie wichtig der freie Zugang zu Infor-
mationen ist und wie wichtig dies für eine gelebte
Demokratie ist, wird derzeit an den Ereignissen im
Nahen Osten und in Nordafrika mehr als deutlich.

(Unruhe)

Die Netzneutralität gerät also leicht in Gefahr, unter
die Räder wirtschaftlicher Interessen zu kommen.
Aus Sicht des SSW darf es keine Bevorzugung be-
stimmter Dienste geben, die eine Diskriminierung
anderer Dienste bedeutet.

(Anhaltende Unruhe - Glocke der Präsiden-
tin)

Der neutrale Zugang zum Netz und der neutrale
Transport von Daten müssen sicherstellen, dass
Dienstleistungen und Anwendungen nicht einge-
schränkt werden. Der diskriminierungsfreie Zu-
gang zu Informationen muss also weiter gewähr-
leistet bleiben. Er ist ein Teil der demokratischen
Vielfalt im weltweiten Netz. Die Informationsge-
sellschaft lebt vom freien Zugang zu Informationen
und vom diskriminierungsfreien Austausch. Wenn
wir die Netzneutralität wirtschaftlichen Interessen
opfern, besteht die Gefahr einer elektronischen
Zweiklassengesellschaft, und das wollen wir nicht.

(Anhaltende Unruhe)

Das Thema Netzneutralität ist seit Längerem auch
ein Thema der Europäischen Union. Der Kollege
Fischer hat dazu schon einiges ausgeführt. Im Rah-
men der Digitalen Agenda des Projekts Europa
2020 führte das Europäische Parlament eine An-
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hörung durch, deren Schlussfolgerungen sich in
dem Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der LINKEN widerspiegeln.

(Anhaltende Unruhe - Glocke der Präsiden-
tin)

Auf der Kommissionsebene hat nunmehr der Kon-
sultationsprozess begonnen. Grundsätzlich spricht
sich die zuständige Kommissarin Neelie Kroes für
den Erhalt der Netzneutralität aus, gleichwohl ist
auch sie dem Druck der Wirtschaft ausgesetzt.
Nachzulesen ist jedenfalls, dass sie nun im Rahmen
der Digitalen Agenda einen Kompromiss vor-
schlägt, der zusammengefasst lautet, dass Verbrau-
cher über Eingriffe in den Netzverkehr informiert
werden müssen. Das ist das, was auch die Kollegin
Brand-Hückstädt ansprach.

Dass das Thema Netzneutralität auch für den Deut-
schen Bundestag ein Thema mit hoher Priorität ist,
wissen wir, das sagt sich von selbst. Aus dem Um-
feld des Chaos Computer Clubs ist zu hören, dass
die bisherigen Beratungen und Diskussionen eher
enttäuschend verlaufen sind. Die Konklusion lautet:
Die Diskussion über die Risiken, die mit einer Auf-
hebung der Netzneutralität einhergehen, hat den
Berliner Gesetzgeber noch nicht erreicht.

Für uns steht somit fest, dass wir unsere schleswig-
holsteinischen Interessen besser wahrnehmen, in-
dem wir zweigleisig fahren und nicht erst die Er-
gebnisse abwarten.

(Unruhe)

Wünschenswert wäre aus unserer Sicht, beide An-
träge an den Ausschuss zu überweisen. Ich plädiere
ausdrücklich für Ausschussüberweisung beider An-
träge, um eine Diskussion auf Augenhöhe zu füh-
ren. Ich fände es nicht glücklich, wenn die regie-
rungstragenden Fraktionen sagten: Unser Antrag ist
der zukunftweisende, und den Antrag der Oppositi-
on stimmen wir jetzt einfach weg. Es wäre gut, bei-
de Anträge im Ausschuss zu beraten und einen ak-
tuellen Sachstandsbericht der Enquetekommission
einzufordern.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Frau Abgeordnete, kommen Sie bitte zum Schluss.
Es ist schon über die Zeit.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Ja. - Und wir müssen erfahren, wie auf EU-Ebene
an diesem Thema gearbeitet wird.

(Beifall beim SSW sowie vereinzelt bei SPD
und der LINKEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch wenn ich
vorhin gesagt habe, der Geräuschpegel sei noch zu-
mutbar gewesen, muss ich feststellen, dass er das
jetzt zwischendurch nicht mehr war. Ich bitte, dar-
auf etwas mehr zu achten.

Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich jetzt Herrn
Abgeordneten Thorsten Fürter das Wort.

Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich schließe mich der Kollegin Anke Spoo-
rendonk an, auch ich fände es besser, wenn beide
Anträge an die Ausschüsse überwiesen würden. So
viel substanzstärker ist Ihr Antrag nun auch wieder
nicht, dass man sagen muss, den SPD-Antrag
bräuchten wir im Ausschuss nicht.

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und der LINKEN)

Ich glaube aber, dass wir auch so zu einer interes-
santen Debatte kommen werden. Ich schätze die
Kolleginnen und Kollegen im Innen- und Rechts-
ausschuss. Wir werden das schon qualitätsvoll dis-
kutieren, egal, was hier heute beschlossen wird.

(Vereinzelter Beifall bei CDU und der LIN-
KEN)

Das Problem ist doch, dass in Ihrem Antrag das
Wort „Netzneutralität“ interessanterweise über-
haupt nicht auftaucht. Auch bei Licht betrachtet,
können wir gewisse Differenzen sehen. Herr von
Boetticher hat sich hier in seiner Rede klar zur
Netzneutralität bekannt. Sie, Frau Brand-Hück-
städt, haben sich dazu in dieser Form nicht bekannt,
sondern Sie haben für das Motto plädiert: Wer
mehr zahlt, für den darf es auch etwas schneller ge-
hen. Ich finde, das kann nicht das Motto für das In-
ternet sein.

Wir haben heute auch die Debatte über andere Net-
ze, die Energienetze, geführt. Man muss Netze
nicht immer staatlich organisieren. Das ist in vielen
Fällen sinnvoll. Aber das Internet ist in weiten Tei-
len nicht staatlich organisiert, es ist privat organi-
siert. Das nehme ich zur Kenntnis. Ich habe auch
keine Forderung aus der Fraktion der Grünen ge-
hört, dass man das verstaatlichen solle, aber wenn
man es nicht verstaatlicht, wenn man private Ele-
mente in einem solchen Netz hat, hat man als Poli-
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tik die verdammte Pflicht, auch bestimmte Elemen-
te mit einer Aufsicht durchzusetzen. Dafür ist die
Bundesnetzagentur eigentlich das ideale Instru-
ment. Eine solche Aufsicht brauchen wir.

Ich kann nicht so richtig verstehen, dass hier ernst-
haft die Meinung besteht, man könne so ein Motto
von zwei Geschwindigkeiten durchsetzen, das wäre
kein Problem. Das würde dann nämlich ganz
schnell dazu führen, dass Leute, die es sich nicht
leisten können, dann auch keinen vernünftigen In-
ternetzugang mehr hätten, und die, die es sich leis-
ten können, hätten einen vernünftigen. Das ent-
spricht nicht dem Leitbild des Internets.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
dem Herrn Abgeordneten Dr. Kai Dolgner das
Wort.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Frau Kollegin Brand-Hückstädt, Sie machen
genau das, was beispielsweise im Augenblick auch
gern die Deutsche Telekom macht, nämlich die Fra-
ge der Netzneutralität, nämlich die Frage, ob man
aus kommerziellen Gründen verschiedene Ge-
schwindigkeiten schalten kann, mit dem Thema
Quality of Service, Qualität des Services, das dan-
kenswerter Weise auch der Kollege von Boetticher
angesprochen hat, zu vermengen.

Das hört sich doch erst einmal gut an, vor allen
Dingen, weil es um technische Details geht, die
nicht jedem offensichtlich sind. Es spricht nicht das
geringste dagegen, zum Beispiel im dpi-Bereich -
das hat der Kollege von Boetticher auch schon an-
gesprochen -, beispielsweise bei videomedizini-
schen Konferenzen Prioritäten zu setzen und die
Pakete schneller durchzuleiten. Aber das kann nicht
vor dem Hintergrund eines kommerziellen Interes-
ses geschehen. Das ist der Unterschied. Die Deut-
sche Telekom versucht das Thema ja nicht deshalb
nach vorn zu bringen, weil es beispielsweise um
Videokonferenzen für medizinische Operationen
geht - wir sind uns sicherlich darüber einig, dass es
da nicht davon abhängig sein darf, ob das Kranken-
haus mehr Geld zahlt -, sondern hier geht es ganz
klar um kommerzielle Interessen. Es geht um
kommerzielle Interessen von Breitbandanbietern
von multimedialen Unterhaltungsangeboten. Dazu

muss ich ganz klar für meine Fraktion sagen: Da
hört der Spaß auf.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Und wenn Mark Nierwetberg von der Deutschen
Telekom von einem „Basisinternet“ für die Leute
spricht, die sich dann wie bei der Krankenversiche-
rung nur das Mindeste leisten können - und zwar
wohlgemerkt für die Anbieterseite; wir reden hier
nicht über die Zugangsseite, liebe Kolleginnen und
Kollegen von der LINKEN -, muss ich sagen: Ich
finde es zwar relativ normal, dass man für höher-
wertige Technik und einen höheren Datenstrom auf
der Privatseite, zum Beispiel für 16 Mbit statt
1 Mbit - wenn man meint, das zu brauchen - auch
ein bisschen mehr Geld bezahlen sollte. Da geht es
auch nicht um Ärzte, die Videokonferenzen durch-
führen wollen, sondern da geht es um den normalen
Informationsbedarf. Auch da gibt es beispielsweise
Techniken, die man einsetzen kann, um unnötige
Bilder zu komprimieren und so weiter. Das sehe ich
alles relativ gelassen. Aber es geht darum, wie die
Pakete von der Anbieterseite aus weitergeleitet
werden. Das darf nicht davon abhängig sein, wie
viel Geld der Anbieter auf den Tisch legen kann.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der LINKEN)

Denn auch bei den hochgelobten Revolutionen in
den Maghreb-Staaten wäre kaum einer der Anbie-
ter, der Blogger, dazu in der Lage gewesen, das ent-
sprechend zu bezahlen, womöglich noch von einer
doch staatlich organisierten Stelle aus organisiert,
die dann sozusagen sagt, reiche Revolutionäre dür-
fen ihre Pakete schneller weiterleiten als arme Re-
volutionäre. Das kann es doch nicht sein.

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD)

Ich glaube, wir befinden uns auf einem guten Weg.

(Zuruf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

- Genau. Demokratische Revolutionen müssen für
jeden erschwinglich sein. Ich glaube, darüber sind
wir uns hier im Haus alle einig.

(Vereinzelter Beifall und Heiterkeit)

Ich glaube, wir müssen das gar nichts so großartig
gegeneinander diskutieren, aber wir sollten tatsäch-
lich darauf verzichten, die Nebelkerzen, die einige
kommerzielle Zugangsanbieter, die natürlich andere
Interessen als ein Parlament haben müssen, werfen,
auch noch aufzunehmen.
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Ich freue mich deshalb auf eine detaillierte Debatte
im Innen- und Rechtsausschuss. Sie wird vielleicht
auch dabei helfen, einige Missverständnisse, die
von interessierter Seite auch bewusst gestreut wer-
den, ein bisschen zu relativieren.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
der Frau Abgeordneten Ingrid Brand-Hückstädt das
Wort.

Ingrid Brand-Hückstädt [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Dolgner, ich wusste schon, warum ich Ihre Frage
nicht zugelassen habe, da können Sie sich sicher
sein.

(Heiterkeit)

Ich möchte einmal ganz deutlich sagen: Ich habe
nicht so gesprochen, wie Herr Dolgner das eben zu-
sammengefasst hat, sondern ich habe von einem
netzbezogenen Diskriminierungsverbot gespro-
chen, das als Ausgangspunkt eine Basis ist, auf die
wir uns einigen könnten. Ich habe dann darüber ge-
sprochen, dass man vielleicht darüber nachdenken
müsste, ob es bei unterschiedlicher Preisgestaltung
zu unterschiedlich schnellen Vorgängen kommen
könnte. Ich habe das Beispiel mit den chirurgischen
Eingriffen auch auf die Qualität bezogen und auf
die Schnelligkeit, die dann einfach erforderlich ist.
Wenn man nämlich einen chirurgischen Eingriff in
der Charité in Berlin macht und die Ärzte in Los
Angeles die Bilder dazu brauchen, nützt es nichts,
wenn sie erst eineinhalb Stunden später kommen.
Vielleicht sollten wir deshalb zunächst einmal über
einfache Prioritäten reden, die mit Geld erst über-
haupt nichts zu tun haben.

(Vereinzelter Beifall bei FDP und CDU - Zu-
ruf des Abgeordneten Dr. Dolgner)

Zweitens. Da genau das der Punkt ist, über den wir
diskutieren wollen und wir zunächst einmal über
die Frage der Definition zu diskutieren haben, ist es
sicherlich richtig, Ihren Antrag in den Innen- und
Rechtsausschuss zu überweisen. Das werden wir
gern tun.

(Zuruf)

- Auch in den Europaausschuss. Wir würden dann
über unseren Antrag, weil er einfach in der Sache
weitergeht, direkt abstimmen wollen.

Vielleicht noch einen weiteren Satz: Wir haben da-
mals schon sehr begrüßt, dass die Kosten des In-
ternets mit in die Hartz-IV-Module aufgenommen
worden sind. Das ist ein wichtiger Punkt, um deut-
lich zu machen, wie wichtig allen dieses Thema ist.

(Beifall bei der FDP)

Auch das ist ein diskriminierungsfreier Zugang.

(Vereinzelter Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Landesregierung erteile ich jetzt dem Herrn
Wirtschaftsminister Jost de Jager das Wort.

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ge-
hörte bisher zum Wesen des Internets, dass der Zu-
gang frei und gleich ist, dass die Daten gleichbe-
rechtigt übertragen werden, und zwar ohne Anse-
hen von Absender oder Empfänger und ungeachtet
der Dateiart, der Dateigröße oder des Dateiinhalts.
So muss es auch bleiben. Die Bürger, die sich im
Internet Informationen beschaffen oder Dienste nut-
zen, aber auch die Unternehmen, die über das Inter-
net mit Kunden und Lieferanten kommunizieren,
müssen am weltweiten Datenverkehr teilnehmen
können - ungehindert, gleichberechtigt und ohne
Rangordnung.

Ich begrüße es deshalb, wenn wir die Netzneutrali-
tät gemeinsam verteidigen. Es gibt mehrere Grün-
de, warum in Deutschland und Europa, vor allen
Dingen aber in den USA, das Thema Netzneutrali-
tät zur Diskussion steht. Ein Grund dafür sind die
wachsenden Datenmengen, insbesondere durch die
neuen Anwendungen, wie zum Beispiel das Down-
loaden von Musik- und Videodateien, das Internet-
fernsehen oder aber die Verbreitung der Internette-
lefonie. Ein weiterer Grund sind die heutigen tech-
nischen Möglichkeiten. Wenn man Quelle und In-
halt einer Datei ermitteln kann - der Fachbegriff da-
für ist Deep Packet Inspection -, kommen Provider
natürlich auf die Idee, eine „Datenvorfahrt“ zu ver-
kaufen.

In den Gedankenspielen sind verschiedene Modelle
denkbar. Ein Datenanbieter könnte höhere Nut-
zungsentgelte entrichten, um seine Daten bevorzugt
verbreiten zu lassen. Es könnte aber auch der End-
nutzer zusätzlich bezahlen, um bevorzugt mit Daten
versorgt zu werden. Alle diese Modelle haben den
entscheidenden Nachteil, dass das Netz damit nicht
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mehr neutral wäre. Es entstünde ein Mehrklassen-
netz, das die bevorzugt, die mehr zahlen.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Kai Dolgner
[SPD])

Das wollen wir nicht.

(Vereinzelter Beifall)

- Da haben wir schön einen fraktionsübergreifenden
Applaus herausgearbeitet, bevor sich die Wege
trennen. Gleichwohl können wir Engpässe im Netz
nicht einfach ignorieren. Es muss beobachtet wer-
den, ob bestimmte Dienste oder bestimmte Ver-
braucherverhalten das Netz so belasten, dass dies
zulasten aller übrigen Nutzer geht. In diesem Fall
müsste möglicherweise eingegriffen werden. Der-
zeit sind solche Probleme in Deutschland und in
Europa nicht zu beobachten. Das Telekommunika-
tionsrecht und das Wettbewerbsrecht reichen des-
halb aus unserer Sicht zurzeit aus, um auftretenden
Schwierigkeiten zu begegnen, aber auch um die
Netzneutralität zu sichern.

Die im Referentenentwurf zum Telekommunikati-
onsgesetz vorgesehenen Änderungen, insbesondere
die, dass die Bundesnetzagentur Mindestqualitä-
ten festlegen kann, erscheinen aus Sicht der Lan-
desregierung angemessen. Diese Instrumente er-
möglichen ein Abwägen zwischen der Entwicklung
neuer Geschäftsmodelle mit qualitätsbestimmten
Preisdifferenzierungen einerseits und einer wettbe-
werbsbehindernden Diskriminierung von Anbietern
oder Nutzern andererseits.

In die gleiche Richtung, nämlich das Für und Wider
abzuwägen, zielt das Einsetzen einer Enquetekom-
mission durch den Deutschen Bundestag, deren
Zwischenergebnisse im Frühjahr zu erwarten sind
und die für die Meinungsbildung auch in Schles-
wig-Holstein richtungweisend sein können. Ich se-
he also gegenwärtig keinen Bedarf an weitergehen-
der Gesetzgebung. Wir werden die Entwicklung
aber verfolgen und auf den uns zur Verfügung ste-
henden Wegen aktiv werden, sobald der Erhalt der
Netzneutralität dies erforderlich macht.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, ich
schließe die Beratung. Wir kommen zur Abstim-
mung.

Es ist beantragt worden, den Antrag der Fraktionen
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE
LINKE Drucksache 17/1278 (neu) an den Innen-

und Rechtsausschuss sowie an den Europaaus-
schuss zu überweisen. Es ist beantragt worden, über
den Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und
FDP Drucksache 17/1326 in der Sache abzustim-
men. Ich schlage Ihnen vor, zu diesem Verfahren
den vorliegenden Änderungsantrag der Fraktionen
von CDU und FDP Drucksache 17/1326 zu einem
selbstständigen Antrag zu erklären. Danach werde
ich über beide Anträge in der beantragten Weise -
Ausschussüberweisung und Abstimmung in der Sa-
che - abstimmen lassen. Höre ich dazu Wider-
spruch? - Das ist nicht der Fall. Wir werden so ver-
fahren.

Wir kommen zur Ausschussüberweisung. Es ist be-
antragt worden, den Antrag Drucksache 17/1278
(neu) an den Innen- und Rechtsausschuss sowie an
den Europaausschuss zu überweisen. Wer dafür
stimmt, den bitte ich um sein Handzeichen. - Ge-
genstimmen. - Stimmenthaltungen? - Dieser Antrag
ist damit einstimmig an die beiden Ausschüsse
überwiesen worden.

Ich komme zum Änderungsantrag der Fraktionen
von CDU und FDP Drucksache 17/1326, über den
jetzt als selbstständiger Antrag abgestimmt wird.
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um sein
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltun-
gen? - Damit ist dieser Antrag einstimmig ange-
nommen.

Dieser Tagesordnungspunkt ist abgeschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 28 auf:

Die Arbeitnehmerfreizügigkeit innerhalb der
EU politisch gestalten

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 17/1284

Arbeitnehmerfreizügigkeit als Chance nutzen

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und
FDP
Drucksache 17/1327

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Für
die antragstellende SPD-Fraktion hat Herr Abge-
ordneter Wolfgang Baasch das Wort.

Wolfgang Baasch [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ab dem 1. Mai 2011 können Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer aus den Staaten Mittel- und Ost-
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europas, die 2004 der Europäischen Union beigetre-
ten sind, erstmals in Deutschland ohne Einschrän-
kungen einen Job suchen beziehungsweise eine Ar-
beit aufnehmen.

(Beifall bei der FDP)

Das ist ein Datum, das das vereinte Europa einen
weiteren Schritt voranbringt. Es ist ein wichtiges
Datum, um die europäische Integration für alle
Menschen zu stärken. Von daher haben Sie völlig
Recht, wenn Sie dazu positiv Beifall klatschen.

(Beifall bei SPD und FDP)

Mit dem 1. Mai 2011 wird die Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit auch in Deutschland Realität. Dies be-
deutet für uns, für die Politik: Wir müssen für faire
Bedingungen für Zuwanderer und auch für einhei-
mische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sor-
gen. Deshalb muss die volle Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit politisch begleitet werden, damit wir die
Chancen, die sich bieten, nutzen und gleichzeitig
allen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in
Deutschland Sicherheit und Schutz gewährleisten.

Die Bundesagentur für Arbeit geht davon aus, dass
ab dem 1. Mai 2011 zwischen 100.000 und 150.000
Menschen nach Deutschland kommen werden, um
hier bei uns zu arbeiten. Die Erfahrungen aus ande-
ren EU-Staaten, die die Arbeitnehmerfreizügigkeit
bereits frühzeitig eingeführt haben, zeigen deutlich,
dass klare Regeln zu Lohn- und Arbeitsbedin-
gungen wichtig sind, um Verwerfungen auf dem
Arbeitsmarkt zu verhindern. Nach wie vor bestehen
Einkommensdifferenzen zwischen den sogenannten
neuen und alten Mitgliedstaaten in der EU. Arbeit-
nehmer aus den neuen Mitgliedstaaten dürften dazu
bereit sein, auch zu schlechteren Löhnen und Ar-
beitsbedingungen in Deutschland zu arbeiten.

Daher müssen Maßnahmen getroffen werden, um
Lohn- und Sozialdumping zu verhindern. Zualler-
erst brauchen wir einen flächendeckenden gesetzli-
chen Mindestlohn. Dabei wird ein Mindestlohn für
die Leiharbeit nicht ausreichen.

(Vereinzelter Beifall bei der LINKEN und
Beifall der Abgeordneten Siegrid Tenor-Al-
schausky [SPD])

Um eine Ausweitung von prekären Beschäftigun-
gen und einen größer werdenden Niedriglohnsektor
zu verhindern, ist es unumgänglich, auch den glei-
chen Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort um-
zusetzen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und DIE LINKE)

Eine sittenwidrige Bezahlung von Arbeitnehmern,
die nach Deutschland entsandt werden, dürfen wir
auf keinen Fall zulassen. Wenn der polnische Ar-
beitgeberpräsident von Löhnen für polnische Leih-
arbeiter zwischen 2 und 5 € die Stunde ausgeht, be-
ziehungsweise wenn die polnische Arbeitgeber-
kammer in Deutschland zu Seminaren mit der Fra-
gestellung einlädt, wie in den polnischen Tarifver-
trägen ein Mindestlohn von 2,80 € vereinbart wer-
den kann, und sich damit direkt an die Zeitarbeits-
branche wendet, dann gilt es, nicht nur aufmerksam
zu sein, sondern diesem Ausbeutungsvorhaben
einen konsequenten Riegel vorzuschieben.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Es sind neben den Gewerkschaften auch die Betrie-
be beziehungsweise die Handwerkskammern, die
vor dieser Entwicklung warnen. Recht haben sie.
Wir sind dankbar dafür, dass uns die Flensburger
Handwerkskammer zum Beispiel sehr deutlich auf
solche Positionen aufmerksam gemacht hat.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Das bedeutet, dass wir neben dem flächendecken-
den gesetzlichen Mindestlohn auch Regelungen da-
für brauchen, wie die Einhaltung von Mindestlöh-
nen und Arbeitsbedingungen wirksam kontrolliert
werden können. Das heißt auch, die Kontrollen der
Schwarzarbeit zu verstärken. Wir brauchen eine
Generalunternehmerhaftung. Wir brauchen eine Re-
gelung, wie sie auch im Baugewerbe gilt: Wenn ein
Unternehmen nicht den vereinbarten Mindestlohn
und die Sozialversicherungsbeiträge zahlt, dann
muss auch der Auftraggeber des Unternehmens haf-
ten.

Ein weiterer entscheidender Punkt wird sein, nicht
nur den gleichen Lohn für gleiche Arbeit durchzu-
setzen, sondern auch die Mitbestimmung zu stär-
ken. Im Bereich der Mitbestimmung brauchen wir
Änderungen. Bei der Entsendung von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern muss der Betriebsrat
beteiligt werden. Besonders Entlohnung und Ar-
beitsbedingungen müssen in Abstimmung mit den
Betriebsräten festgelegt werden. Das heißt auch,
dass die entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer Rechte im Betrieb erhalten. Wer Rechte
hat, der muss auch darüber informiert werden. So
ist es richtig, wenn der DGB Beratungsstellen für
EU-Arbeitnehmer einfordert. Wie notwendig die-
se Beratungen sind, zeigen die vielen Einzelfälle,
aber auch die aktuelle Zahl der heute schon ent-
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sandten Beschäftigten, die im Zeitraum von 2005
bis 2007 um 30 % angestiegen ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Vertrauen in
Europa ist nur möglich, wenn wir auch für die so-
ziale Sicherheit der Menschheit garantieren. Es
gilt, Lohndumping und schlechte Arbeitsbedingun-
gen zu verhindern. Europäische Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer dürfen in dem Wettbewerb, wer
zu den niedrigsten Löhnen und den schlechtesten
Bedingungen arbeitet, nicht gegeneinander ausge-
spielt werden.

Wir wollen das soziale Europa. Das heißt, dass wir
eine Entsenderichtlinie brauchen, die Mindeststan-
dards festlegt und damit für eine arbeitsrechtliche
Gleichstellung aller Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer im jeweiligen Land der Europäischen Uni-
on sorgt. Und wir fordern eine soziale Fort-
schrittsklausel, die in den Verträgen der EU ver-
bindlich feststellt, dass die Europäische Union nicht
nur dem wirtschaftlichen, sondern auch dem sozia-
len Fortschritt verpflichtet ist. Soziale Grundrech-
te müssen im Konfliktfall Vorrang vor den wirt-
schaftlichen Grundfreiheiten haben.

(Beifall bei SPD und SSW)

Dies wird nicht nur den Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern nützen, sondern auch der Wirtschaft.
So schaffen wir sowohl wirtschaftlichen Erfolg als
auch einen sozialen Frieden in Europa.

Ich bitte um Zustimmung zu unserem Antrag, der
sehr differenziert Positionen und Forderungen für
unser eigenes Bundesland, für die Bundesebene und
für die Entwicklung in der EU aufzeigt und damit,
glaube ich, sehr weitgehende Gedanken aufwirft,
die notwendig sind, um die Sicherheit von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern, die zu uns kom-
men, zu gewährleisten.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die CDU-Fraktion erteile ich dem Herrn Abge-
ordneten Johannes Callsen das Wort.

Johannes Callsen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst möchte ich festhalten, dass wir einen Groß-
teil dieser heutigen Debatte bereits am Mittwoch
geführt haben. Mein Fraktionskollege Werner Ka-
linka hat die Position der CDU zur Leiharbeit sehr
abgewogen und hervorragend verdeutlicht.

(Beifall bei CDU und FDP)

Daher möchte ich mich, lieber Kollege Baasch, bei
dieser Rede und bei diesem Punkt jetzt auf die all-
gemeinen Auswirkungen der Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit konzentrieren.

Die Europäische Union ist aus unserer Sicht und
nach unserer Überzeugung ein Glücksfall für unse-
ren Kontinent, der über Jahrhunderte unter Kriegen
und Unterdrückung litt. Zunächst war sie auf das
westliche Europa beschränkt und hat dort die wirt-
schaftliche und politische Integration enorm be-
schleunigt. Nach dem Fall der Mauer und des Eiser-
nen Vorhangs dehnt sich die EU weiter in Richtung
Osten aus. Das sorgt für Stabilität und Frieden und
ist etwas, worüber wir uns alle freuen sollten.

(Beifall bei CDU und FDP)

Ich finde, die Arbeitnehmerfreizügigkeit ist ein
wichtiges Element dieser Erweiterung. Wir können
den osteuropäischen Ländern doch nicht den Weg
zur Freiheit zeigen und dann die Grenzen dicht ma-
chen. Daher fallen am 1. Mai die letzten Beschrän-
kungen, und die vollständige Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit wird hergestellt. Ich denke, dass der 1. Mai
2011 ein guter Tag in der Geschichte Europas ist.
Dies sollten aus Sie, lieber Herr Kollege Fischer,
der Sie ja überzeugter Europäer sind, anerkennen.
Ich wundere mich, dass an der einen oder anderen
Stelle in Ihrem Antrag Ängste geschürt werden, die,
glaube ich, auch von Gewerkschaftsräten nicht zu
lösen sind.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Baasch
[SPD])

- Es steht „Gewerkschaftsräte“ in Ihrem Antrag. -
Dennoch, liebe Kolleginnen und Kollegen, verken-
nen auch wir nicht, dass die Beschränkungen nicht
grundlos eingeführt werden. Dahinter steckt natür-
lich die Angst, dass ausländische Arbeitnehmer das
Lohnniveau senken und hiesige Arbeitnehmer ver-
drängen, eine Angst, die nicht unberechtigt ist, aber
mit der man auch nicht spielen sollte. Doch das Ar-
gument ist leider nicht ganz von der Hand zu wei-
sen.

So liegen auch mir - Kollege Baasch hat das er-
wähnt - Einladungen zu Seminaren - nicht an mich
persönlich, aber an Unternehmen - vor, in denen
genau erklärt wird, wie man eine Gesellschaft im
Ausland gründet und wie man mit dieser Gesell-
schaft möglichst schnell die Arbeitnehmerentsen-
dung nach Deutschland oder auch die grenzüber-
schreitende Arbeitnehmerüberlassung organisiert.
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Es ist richtig, dieser Herausforderung müssen wir
uns stellen.

Doch die SPD nutzt diese Gelegenheit, um mal
wieder ihre umfangreiche sozialpolitische Program-
matik, sozusagen ihren gesamten sozialpolitischen
Warenhauskatalog, auf den Markt zu werfen. So
einfach geht es dann auch nicht. Über gesetzliche
Mindestlöhne - gesetzliche Mindestlöhne - haben
wir oft genug debattiert. Unsere Haltung dazu hat
sich nicht geändert. Der Staat ist nicht der bessere
Lohnfestsetzer. Dabei bleibt es.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wir wollen Branchenlösungen. Wir wollen, dass
sich die Tarifpartner - denn die sind dafür zuständig
- einigen. Das ist auch der Weg, den wir beim Ar-
beitnehmerentsendegesetz gehen müssen. Die Ta-
rifpartner sollen entscheiden, ob sie eine Aufnahme
beantragen und Branchenmindestlöhne festlegen.
Wer gestern Abend beim Empfang des Handwerks
war, wird sicherlich gehört haben, dass dies auch
die Position unseres Handwerks in Schleswig-Hol-
stein ist. Das ist auch die Grundlage, auf der Tarift-
reueerklärungen eingefordert werden können. Auch
dieses Thema haben wir hier schon oft diskutiert,
sodass es eigentlich nicht notwendig ist, weiter dar-
auf einzugehen. Aber weil Sie es in Ihrem Antrag
aufgeführt haben, noch ein Satz dazu: Auch die Ta-
rifpartner im SPNV, also im Schienenpersonennah-
verkehr, können diesen Weg einschlagen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Leiharbeits-
branche ist in diesem Zusammenhang insofern ei-
ne Ausnahme, weil der Mindestlohn in das Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetz aufgenommen wird.
Allerdings werden die dafür notwendigen Instru-
mente des Arbeitnehmerentsendegesetz übernom-
men.

Erlauben Sie mir einen kleinen Hinweis, weil wir
am Mittwoch häufiger den Eindruck hatten, dass
Zeit- und Leiharbeit per se schlecht seien. Das Bei-
spiel von VW, jetzt über 2.000 Leiharbeiter, Zeitar-
beiter in die Stammbelegschaft zu übernehmen,
zeigt auch, welche positiven Wirkungen Zeitarbeit
dafür haben kann, Menschen in einen festen Ar-
beitsplatz zu bekommen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Das war Sinn und Zweck dieses Instruments.

Abschließend möchte ich noch auf ein grundlegen-
des Problem hinweisen. Die Sorge um Verdrän-
gungseffekte betrifft in erster Linie die unteren
Lohn- und Einkommensgruppen. Das wirksamste
Mittel, um diesem vorzubeugen, ist nach unserer

Überzeugung Bildung. Wir wollen unsere Arbeit-
nehmer gut ausbilden und konsequent weiterqualifi-
zieren. Dann erhöhen wir nicht nur ihre Arbeits-
marktchancen beträchtlich, sondern bekämpfen
auch den drohenden Fachkräftemangel.

Ich bitte um Ihre Zustimmung zu unserem Antrag.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die FDP-Fraktion hat jetzt der Herr Abgeordne-
te Christopher Vogt das Wort.

Christopher Vogt [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Die Personenfreizügigkeit ist neben der
Warenverkehrsfreiheit, der Dienstleistungsfreiheit
sowie der Kapital- und Zahlungsverkehrsfreiheit ei-
ne der vier Grundfreiheiten der Europäischen Uni-
on, die die Säulen unseres Binnenmarktes bilden.
Sie sind das Ergebnis einer historischen Entwick-
lung. Auch ich glaube, wie der Kollege Callsen,
dass insofern der 1. Mai dieses Jahres ein histori-
scher Tag wird. Wir sollten die damit verbundenen
Chancen herausstellen. Die Grundfreiheiten der
Europäischen Union haben ja nicht nur eine wirt-
schaftliche Bedeutung. Sie ermöglichen jedem EU-
Bürger die Freiheit zur persönlichen Entwicklung.

Deutschland hat die Arbeitnehmerfreizügigkeit,
die damit zusammenhängt, für die neuen EU-Bür-
ger aus Osteuropa in den vergangenen Jahren wie-
derholt eingeschränkt. Ab dem 1. Mai 2011 wird
dies bei acht osteuropäischen EU-Mitgliedstaaten
nicht mehr möglich sein. Deutschland ist neben
Österreich das einzige EU-Land, das die Über-
gangsfristen voll ausgeschöpft hat. Das hat ohne
Frage Gründe gehabt. Aber wir sind der Meinung,
dass es gut ist, dass auch das jetzt sein Ende hat und
es nicht mehr wiederholt werden kann und dass die
Arbeitnehmerfreizügigkeit auch für diese acht Län-
der ab dem 1. Mai gelten wird.

Dass damit auch immer Ängste verbunden sind,
Herr Buder, ist nachvollziehbar. Dem sollte man
auch angemessen begegnen. Dazu möchte ich auf
einige Punkte des SPD-Antrags eingehen. Ganz ab-
gesehen davon, dass ich nicht ganz verstanden ha-
be, warum wir auch die Begründung des Antrags
mitbeschließen sollen - aber das ist mehr eine tech-
nische Frage -, möchte ich auf zwei Punkte einge-
hen. Sie haben ein ganzes Sammelsurium an Forde-
rungen gestellt, mal mehr, mal weniger konkret. Ich

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 43. Sitzung - Freitag, 25. Februar 2011 3649

(Johannes Callsen)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2941&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3062&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3062&format=WEBVOLLLANG


glaube, die wichtigsten Punkte sind Tariftreue und
die Frage des Mindestlohns.

Das Thema Tariftreue beraten wir gerade an ande-
rer Stelle in diesem Hause, und bei Ihrer Forderung
nach einem flächendeckenden gesetzlichen Min-
destlohn - wir haben ja schon oft darüber diskutiert
- wissen Sie, dass wir das deutlich skeptischer se-
hen als Sie. Es ist halt die Frage, ob man möchte,
dass ständig der Bundestag darüber beraten soll,
welche Höhe der Mindestlohn hat, ob das die richti-
ge Regelung ist. Es ist auch die Frage, ob es sinn-
voll ist, einen flächendeckenden gesetzlichen Min-
destlohn zu haben, der die gleiche Höhe in Mün-
chen wie zum Beispiel in Ostfriesland oder in
Zwickau oder in Neubrandenburg hat. Mit der Fra-
ge muss man sich ernsthaft beschäftigen.

(Zuruf von der SPD: Es gibt Untergrenzen!)

- Natürlich gibt es Untergrenzen, aber, Herr Kolle-
ge, man muss natürlich auch sehen, ob das dort die
gleichen Auswirkungen hat, wenn wir in den unter-
schiedlichen Regionen ein völlig unterschiedliches
Lohnniveau haben. Aus diesem Grunde sehe ich es
genauso wie der Kollege Callsen: Wir können uns
ernsthaft darüber unterhalten, wenn man das nach
Branchen und Regionen differenziert betrachtet,
wenn man schaut, ob man das wissenschaftlich in
einer Kommission beraten möchte. In anderen euro-
päischen Ländern, beispielsweise auch in Großbri-
tannien, hat man das mit einer wissenschaftlichen
Kommission gemacht. Darüber kann man sich
ernsthaft unterhalten. Ich bin der Meinung, es
macht keinen Sinn, dass der Bundestag, dass der
Gesetzgeber das einfach in der Höhe festlegt, wie
das einige Parteien fordern. Sie sagen 10 €, andere
sagen 8,50 €, andere sagen 7,50 €. Die Frage ist
halt, welche Auswirkungen das am Ende hat. Ich
glaube, das sollte man etwas differenzierter ange-
hen. Deshalb lehnen wir diesen gesetzliche Min-
destlohn, wie Sie ihn fordern, ab.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Baasch
[SPD])

- Herr Baasch, die machen das nicht so, wie Sie es
fordern. Das müssen Sie sich mal ein bisschen dif-
ferenzierter angucken. In Großbritannien beispiels-
weise wird das nicht so gemacht, wie Sie es in Ih-
rem Antrag fordern. Sie sollten sich das mal genau-
er angucken. Die gehen anders daran, die gehen et-
was differenzierter daran.

Herr Baasch, zu unserem Änderungsantrag: Ich hat-
te auch gedacht, dass das am Mittwoch gemeinsam
beraten werden könnte. Macht aber nichts; das kön-
nen wir auch jetzt gern noch einmal sagen: In unse-

rem Änderungsantrag sprechen wir uns für die kon-
sequente Weiterführung der Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit aus. Auch wir wollen die Menschen aus den
EU-Mitgliedstaaten Bulgarien und Rumänien nicht
länger als unbedingt notwendig von der Arbeitneh-
merfreizügigkeit ausschließen. Derzeit gibt es lei-
der eine etwas unschöne Diskussion zwischen
Brüssel auf der einen Seite und Rumänien und Bul-
garien auf der anderen Seite mit Blick auf das
Schengen-Abkommen.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Abgeordneten Harms zu?

Christopher Vogt [FDP]:

Ja, selbstverständlich.

Lars Harms [SSW]: Herr Kollege Vogt, Sie
haben vorhin das britische Modell in Bezug
auf den Mindestlohn gelobt. Kann ich das so
deuten, dass Sie für ein britisches Modell in
Deutschland einstehen würden?

- Nein. Ich habe das britische Modell nicht gelobt,
Herr Kollege. Vielmehr habe ich gesagt, dass man
sich darüber ernsthafter unterhalten könnte als über
einen flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohn.
Es ist ein Unterschied, ob ich sage, dass man sich
darüber ernsthaft unterhalten kann, oder ob ich sa-
ge, dass ich etwas toll finde und übernehmen möch-
te. Das sind zwei unterschiedliche Dinge. Insofern
verneine ich Ihre Frage.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Lassen Sie eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordne-
ten Harms zu?

Christopher Vogt [FDP]:

Weil heute Freitag ist.

Lars Harms [SSW]: Kann ich daraus deu-
ten, dass Ihrerseits Gesprächsbereitschaft
besteht?

- Herr Kollege Harms, gerade mit Ihnen besteht fast
immer Gesprächsbereitschaft bei fast allen Punkten.

Meine Damen und Herren, wir sehen in der Arbeit-
nehmerfreizügigkeit vor allem die Chancen, die
sich damit verbinden, gerade auch mit Blick auf
den entweder bereits eingetretenen oder bevorste-
henden Fachkräftemangel.
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Außerdem betonen wir in unserem Änderungsan-
trag noch einmal unsere Forderung nach einer ver-
bindlichen Lohnuntergrenze in der Zeitarbeit, die
umgesetzt werden soll, sowie die Forderung nach
gleichem Lohn für gleiche Arbeit nach einer Frist
von drei Monaten.

Meine Damen und Herren, an dieser Stelle möchte
ich darauf hinweisen, dass die Befürchtungen, die
im Zusammenhang mit der EU-Osterweiterung ge-
äußert worden sind - Lohndumping und anderes -,
sich aus meiner Sicht fast vollständig nicht bewahr-
heitet haben. Das sollte man an dieser Stelle einmal
betonen. Deshalb warne ich davor, die EU-Oster-
weiterung zum Anlass zu nehmen, die Forderun-
gen, die man sonst so hat - wie die SPD -, wieder
auf den Tisch zu legen und zu sagen: Im Zuge des-
sen wäre das doch alles ganz toll. - Das sehe ich ein
bisschen anders.

Insofern bitte ich um Zustimmung zu unserem Än-
derungsantrag.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich dem Herrn Abgeordneten Dr. Andreas
Tietze das Wort.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der 1. Mai ist in der Tat ein historisches Datum. Es
geht darum, dass seit über 92 Jahre am 1. Mai in
der Welt die Arbeitnehmerrechte diskutiert und ge-
stärkt werden. Wir haben es einer engagierten Ar-
beiterbewegung zu verdanken, dass wir Standards
haben und dass soziale Standards gelten. Deshalb
geht es auch bei der Frage der Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit darum, ob sich Deutschland in Europa
einen Namen als Lohndrücker machen will oder ob
Deutschland ein Motor sozialen Fortschritts für
Europa sein will. Das ist die Kernfrage.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der 1. Mai 2011 ist ein wichtiger Tag für die Wirt-
schaft und den Arbeitsmarkt in Schleswig-Holstein.
Ab diesem Tag steht der deutsche Arbeitsmarkt al-
len Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aus Est-
land, Lettland, Litauen, Polen, Slowakei, Sloweni-
en, Tschechien und Ungarn offen. Die Arbeitneh-
merfreizügigkeit gestattet es den Bürgerinnen und
Bürgern aus fast allen EU-Ländern, ohne Ein-

schränkungen eine Beschäftigung in Deutschland
aufzunehmen.

Die Übergangszeit sollte bis zum 30. April 2009
gelten. Ich erinnere daran, dass sich die Große Ko-
alition aus CDU/CSU und SPD im Jahre 2008 noch
einmal für eine Verlängerung der Übergangszeit
ausgesprochen hat. Es war der damalige Arbeitsmi-
nister Olaf Scholz, der dieses Ansinnen damit be-
gründete, dass schwerwiegende Störungen des Ar-
beitsmarktes in Deutschland die Folgen wären.

Deutschland - das muss man hier sehr deutlich sa-
gen - ignoriert seit Jahren den europäischen Trend
und die positiven Erfahrungen der Länder, die auf
die Beschränkung der Freizügigkeit von vornherein
verzichtet haben. Statt sich für eine nachhaltige
wirtschaftliche Entwicklung und für einen besseren
Arbeitsmarktzugang für ausländische Fachkräfte
einzusetzen, weinen gerade die Kollegen von CDU
und FDP Krokodilstränen über den großen Fach-
kräftemangel. Es vergeht keine Landtagssitzung,
in der wir das nicht hören. Den negativen Auswir-
kungen einer solchen Abschottungspolitik haben
Sie sich weder im Land noch im Bund wirklich
ernsthaft gestellt.

Die unnötige Verlängerung der Freizügigkeitsbe-
schränkung konterkarierte die Ziele eines kulturel-
len Austauschs und einer wettbewerbsfähigen Be-
schäftigungspolitik in Deutschland.

(Beifall des Abgeordneten Christopher Vogt
[FDP])

Studien haben schon vor Jahren aufgezeigt, dass die
Öffnung des britischen Arbeitsmarktes nicht nur die
Wirtschaft bereichert, sondern auch die Völkerver-
ständigung vorangebracht hat.

Ich bin überzeugt davon, dass im War of Talents
bei uns eine Menge schiefgelaufen ist. Die vergan-
genen Jahre waren für Deutschland verlorene Jahre
beim Wettbewerb um die besten Hände und Köpfe.

Kurz vor dem unwiderruflichen Start der Freizügig-
keit haben wir keine effektiven Maßnahmen gegen
Lohndumping in Deutschland. Das ist peinlich.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Weil das so ist, drohen der Wirtschaft und den Be-
schäftigten in Deutschland und eben auch in
Schleswig-Holstein Billigkonkurrenz und eine Aus-
weitung des Niedriglohnsektors. Billiglohnland der
EU, das ist der Preis für den Aufschwung. Das darf
es aber nicht sein.

Deshalb müssen wir jetzt ernsthaft über die Instru-
mente reden, die wir brauchen. Die Koalition von
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CDU und FDP muss sich der Frage eines Mindest-
lohns stellen. Sie nehmen jetzt immer mehr Bran-
chen in das Arbeitnehmerentsendegesetz auf. Ir-
gendwann werden Sie aber auch zu der Erkenntnis
kommen, dass wir einen gesetzlichen Mindestlohn
in Deutschland brauchen, und zwar zügiger, als Sie
sich das vorstellen. Der 1. Mai 2011 stellt sozusa-
gen den Paradigmenwechsel dar. Ab dann kommen
Sie auch nicht mehr darum herum.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

In 20 EU-Ländern gibt es einen branchenübergrei-
fenden gesetzlichen Mindestlohn. Ich erinnere dar-
an, dass sich diese Volkswirtschaften und auch die
Arbeitsmärkte erfolgreich entwickelt haben. Es
macht fassungslos, dass sich weder Bundesregie-
rung noch Landesregierung ernsthaft mit den Fol-
gen der neuen Freizügigkeit auseinandergesetzt ha-
ben. Ihr Antrag, den Sie vorgelegt haben, enthält
nur das Mindeste. Damit jubeln Sie sich gegenseitig
hoch. Das ist aber nicht eine wirklich erfolgreiche
Politik.

Wir brauchen gute Standards für den Arbeitsmarkt,
um es mit Bundespräsidenten Wulff zu sagen. Wir
müssen weltoffen, flexibel, modern und zukunftge-
wandt sein, wenn wir im Wettbewerb um die klüg-
sten und besten Köpfe bestehen wollen. Ich denke,
gerade in Sachen Weltoffenheit können Sie in
Schleswig-Holstein noch etwas dazulernen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Abgeordneten Vogt zu?

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Bitte.

Christopher Vogt [FDP]: Herr Kollege Tiet-
ze, da Sie erneut eine sehr flammende Rede
halten, die mich sehr begeistert, möchte ich
Sie fragen, ob Sie erneut keinen Änderungs-
antrag gestellt haben. Wenn dem so ist, dann
frage ich Sie, wie Sie am Ende abstimmen
werden.

- Herr Vogt, Sie haben es schon einmal versucht.
Der vorgelegte SPD-Antrag ist richtig. Wir werden
den SPD-Antrag unterstützen.

(Beifall bei SPD)

Er fordert soziale Standards in Europa. Das ist der
richtige Weg. Diesen Weg müssen wir gehen; denn
für ein soziales Europa brauchen wir auch eine zu-
kunftsgerichtete europäische Arbeitsmarktpolitik,
durch die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in
ihren Rechten gestärkt werden. Außerdem brauchen
wir in Europa einen flächendeckenden gesetzlichen
Mindestlohn. Das ist eine moderne Arbeitsmarktpo-
litik für die Zukunft.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei SPD)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich dem Herrn
Abgeordneten Björn Thoroe das Wort.

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ab
dem 1. Mai 2011 darf jede Bürgerin und jeder Bür-
ger aus den neu hinzugekommenen Mitgliedstaaten
Tschechien, Estland, Lettland, Litauen, Ungarn,
Malta, Polen, Slowakei, Slowenien und Zypern in
anderen EU-Staaten arbeiten. Die Vorrangprüfung
zugunsten von Inländerinnen und Inländern fällt
weg.

DIE LINKE steht zum Grundsatz der Arbeitneh-
merfreizügigkeit. Die Freiheit, sich innerhalb der
EU ohne Einschränkung niederzulassen, ist ein ele-
mentares Grundrecht.

(Beifall bei der LINKEN)

Dies darf aber nicht zu Lohndumping führen. Der
LINKEN geht es um die Gleichstellung aller Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer. DIE LINKE
fordert gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit, und
zwar unabhängig vom Herkunftsland eines Be-
schäftigten.

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte mit Ar-
beitsvertrag in Schleswig-Holstein fallen unter das
deutsche Arbeitsrecht. Entsandte Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitgeber fallen unter das Arbeitsrecht
ihres Herkunftslandes. Es macht aber keinen Unter-
schied, ob die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer festangestellt sind oder sich in einem Leihar-
beitsverhältnis befinden. Leiharbeit ist infolge der
Arbeitnehmerfreizügigkeit die von Dumpinglöhnen
am meisten bedrohte Branche.

DIE LINKE bemängelt, dass bisher nichts Substan-
tielles unternommen wurde, um die Menschen in
unserem Land auf die Arbeitsmarktöffnung vor-
zubereiten. Um zu verhindern, dass die Löhne wei-
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ter sinken, muss dringend eine gesetzliche Rege-
lung gegen Lohndumping eingeführt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Ohne einen gesetzlich geregelten Mindestlohn ist
das nicht zu machen. Die Arbeitnehmerfreizügig-
keit ist ein weiteres Argument dafür, wie bitter nö-
tig ein allgemein gültiger Mindestlohn von minde-
stens 10 € ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Dringend notwendig sind auch weitgehende Rege-
lungen zur Zeitarbeit, um Lohndumping zu begren-
zen. Es darf keinen Wettbewerb um die niedrigsten
Löhne geben.

Ebenfalls wichtig sind wirksame Kontrollen zur
Einhaltung der Arbeitsbedingungen, um schlechte
Löhne und miserable Arbeitsbedingungen zu ver-
hindern.

DIE LINKE fordert außerdem für alle EU-Bürge-
rinnen und -Bürger leichte und verständliche Infor-
mationszugänge über die kommenden Regelungen.

Wir werden dem Antrag der SPD heute zustimmen,
aber um es ganz klar zu sagen: Der im Zuge der
Hartz-IV-Verhandlungen ausgehandelte sogenannte
Kompromiss zwischen CDU und SPD zu den Un-
tergrenzen der Zeitarbeit ist ein Hohn. 7,60 € in den
alten und 6,65 € in den neuen Bundesländern als
Lohnuntergrenze ist deutlich zu wenig.

(Beifall bei der LINKEN)

Das sieht auch die IG Metall so. Der IG Metall-Vi-
ze Detlef Wetzel sagte zu den Verhandlungen:

„Das Ergebnis ist beschämend für die betei-
ligten Parteien und schlimm für die Beschäf-
tigten. Die Beschäftigten sollen offenbar für
dumm verkauft werden. Mit den beschlosse-
nen Lohnuntergrenzen wird lediglich abge-
bildet, was in den meisten Betrieben längst
Realität ist. Zur wichtigsten Verbesserung
konnten sich Union, FDP und SPD aber nicht
durchringen: der Einführung von gleichen
Löhnen für gleiche Arbeit.“

Aber Wetzel macht noch weiter:

„Die SPD muss sich entscheiden, für wen sie
sich einsetzen will. Diesmal hat sie Politik
gegen die Beschäftigten in der Leiharbeit ge-
macht.“

Dem ist nichts hinzuzufügen. Auch hier hat sich
gestern keine Fraktion durchringen können, unse-

rem Antrag zur Unterstützung des DGB Aktionsta-
ges zuzustimmen.

(Werner Kalinka [CDU]: Darum ging es
nicht!)

DIE LINKE dagegen wird weiter kompromisslos
an der Seite von Gewerkschaften und Leiharbeiten-
den für menschenwürdige Löhne kämpfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion des SSW erteile ich der Frau Frak-
tionsvorsitzenden Anke Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Mit dem 1. Mai können Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer aus denjenigen EU-Ländern, die
2004 der Europäischen Union beitraten, ohne An-
tragsfrist und Erlaubnis in Deutschland arbeiten.
Daher ist es richtig, sich vor Augen zu führen, dass
wir mit diesem Datum auch die Chance haben, die
Rolle der Bundesrepublik in der Europäischen Uni-
on neu zu definieren.

Bereits vor fünf Jahren haben Großbritannien,
Schweden und Irland ihre Grenzen geöffnet. Da-
mit haben wir solide Erfahrungen über die Auswir-
kungen einer freien Zuwanderung. Wenig überra-
schend kann man überall dort Lohndumping und
massiven Arbeitsplatzverlust beobachten, wo es
keine Standards gibt. So lag das Einkommen der
Mittelosteuropäer in Großbritannien um ein Drittel
unter dem der Einheimischen, wie die Hans-Böck-
ler-Stiftung ermittelt hat. Nicht wegzuwischen ist
somit die Tatsache, dass Unternehmen - wo es ih-
nen möglich gemacht wird - die Bereitschaft der
Einwanderer ausnutzen, für weniger Geld zu arbei-
ten; denn die Löhne liegen dann immer noch über
dem, was sie in ihrer Heimat verdient hätten. Das
ist aber nur ein Grund für diese Entwicklung.

Darüber hinaus spielen schwierige Anerkennungs-
verfahren eine große Rolle. In Deutschland disku-
tieren wir seit Jahren darüber, wie Berufsabschlüs-
se zügig anerkannt werden. Bis wir ein transparen-
tes und klares Verfahren haben, müssen sich viele
Akademiker und Akademikerinnen immer noch in
ungelernten Berufen herumschlagen und niedrige
Löhne akzeptieren. Das ist ein unhaltbarer Zustand.

Der andere Grund ist das Fehlen jeglicher Stan-
dards. In Großbritannien gibt es einen gesetzlichen
Mindestlohn. Gleichwohl haben wir auch dort die
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von mir beschriebene Entwicklung zu beobachten.
Mindestlohn, Tarifbindung und sichere Arbeitsbe-
dingungen fehlen in vielen Branchen. Die Tarifpart-
ner konnten Mindestlöhne und Mindeststandards
nicht umsetzen, und wie die Diskussion auf politi-
scher Ebene aussieht, brauche ich keinem in diesem
Hause zu erzählen. Die Nachtverhandlungen am
Wochenende zu Hartz IV lassen grüßen.

Trotzdem wird sich ohne verpflichtenden und flä-
chendeckenden Mindestlohn Lohndumping breit-
machen. Das Problem hätte bereits vor Jahren ge-
löst werden können. Die Bundesregierung hat aber
die EU-Fristen untätig verstreichen lassen. Parallel
dazu wurden Leiharbeitsverhältnisse ausgeweitet,
und die Zahl der prekär Beschäftigten und Schein-
selbstständigen explodierte nahezu; ein idealer
Nährboden für Lohndumping. Stundenlöhne von 5
oder 6 € sind bereits vor Öffnung der Grenzen kei-
neswegs gesetzeswidrig. Ganz im Gegenteil, sie
werden sogar noch mit Steuergeldern als sogenann-
te Aufstocker im Rahmen von Hartz IV subventio-
niert. Völlig legal unterstützt der Staat - mit ande-
ren Worten - Unternehmen dabei, Mindestlöhne
und Mindeststandards zu untergraben.

Der SSW schließt sich aus dieser Erkenntnis heraus
den Forderungen des Europäischen Gewerk-
schaftsbundes an, der eine Revision der Entsende-
richtlinie anregt. Arbeitnehmer, die bei einer polni-
schen Firma in Deutschland arbeiten, müssen An-
recht auf den hiesigen Tarif haben. Darüber hinaus
können über diesen Weg Mindestbestimmungen
festgelegt werden. Mit einer Revision der Entsende-
richtlinie beenden wir dann auch die Ungerechtig-
keit, dass für die gleiche Arbeit auf der gleichen
Baustelle unterschiedliche Löhne gezahlt werden.
Ich will nicht noch einmal in Erinnerung rufen, wie
auch der Europäische Gerichtshof mit diesem Kom-
plex bisher umgegangen ist. Das Urteil zu dem
schwedischen Unternehmen Laval spricht immer
noch Bände und ist aus meiner Sicht ein ausschlag-
gebender Beweis dafür, dass wir eine Revision der
Entsenderichtlinie brauchen.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Der SSW ist davon überzeugt, dass neben der Ta-
riftreue als Grundlage für öffentliche Vergabe
und der Einführung eines gesetzlichen Mindest-
lohns die Revision der Entsenderichtlinie zu den
wichtigen Stellschrauben gehört, die Arbeitnehmer-
freizügigkeit innerhalb der Europäischen Union po-
litisch zu gestalten. Genau darum geht es schließ-
lich; denn Freizügigkeit, das zeigt sich auch und ge-

rade im deutsch-dänischen Grenzland, ist keine
Einbahnstraße.

Wir werden dem Antrag der SPD zustimmen.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Minister
Dr. Ekkehard Klug das Wort.

(Zuruf von der SPD: Er will jetzt Mindest-
löhne an Schulen einführen!)

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
Antrag der SPD-Fraktion enthält eine Reihe von
teilweise schon bekannten Forderungen. Die Be-
gründung dieser Forderungen mit der vollen Arbeit-
nehmerfreizügigkeit in Europa überzeugt aus Sicht
der Landesregierung nicht.

Worum geht es tatsächlich? Am 1. Mai 2011 wird
die volle Freizügigkeit der Arbeitnehmer aus den
Mitgliedstaaten hergestellt, die 2004 der Europäi-
schen Union beigetreten sind. Damit werden unmit-
telbar die Rechte von Arbeitnehmern aus acht
EU-Staaten gestärkt, die dann auch in Deutschland
eine Beschäftigung aufnehmen können.

Sicher war es richtig, dass Deutschland von der
Möglichkeit der Übergangsbestimmungen Ge-
brauch gemacht hat. In den vergangenen sieben
Jahren konnte so eine schrittweise Anpassung der
Arbeitsmärkte erfolgen. Aber dass jetzt die Arbeit-
nehmerfreizügigkeit kommt, ist genauso richtig. Sie
ist eine europäische Grundfreiheit.

(Beifall bei FDP und CDU)

Ich warne deshalb davor, die Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit und den Wegfall von Beschränkungen bei
der Dienstleistungsfreiheit zum Anlass zu nehmen,
um Ängste in der Bevölkerung zu schüren.

(Beifall bei FDP und CDU)

Wir alle wissen, mit wem man sich in dieser Tonla-
ge gemein machen würde.

(Widerspruch bei SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Es gibt keinen begründeten Anlass für Schwarzma-
lerei. Richtig ist: Zu den tatsächlichen Auswirkun-
gen der Arbeitnehmerfreizügigkeit am 1. Mai 2011
liegen keine belastbaren Aussagen vor. Wie auch?
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Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Minister, lassen Sie eine Zwischenfrage des
Herrn Abgeordneten Eichstädt zu?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ja.

Peter Eichstädt [SPD]: Herr Minister, ich
gestehe, dass ich gelegentlich Schwierigkei-
ten habe, Sie zu verstehen. Aber ich bitte Sie
in diesem Fall, zu erklären, was Sie mit Ihrer
Bemerkung eben gemeint haben.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Er
meinte die Kommunisten!)

- Ich habe klar darauf hingewiesen, dass es eine Ge-
fahr ist, hier Ängste zu schüren, auf die sich auch
andere politische Kräfte, mit denen wir alle nichts
zu tun haben wollen, ausrichten und politisches Ka-
pital daraus ziehen wollen.

(Wolfgang Baasch [SPD]: Wer schürt denn
hier Ängste?)

Ich habe davor gewarnt, und ich gehe davon aus,
dass Sie so vernünftig sind, sich auch so zu verhal-
ten.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Minister, lassen Sie eine Zusatzfrage des
Herrn Abgeordneten Eichstädt zu?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Nein, jetzt nicht mehr.

Die meisten Experten und auch die Bundesagentur
für Arbeit erwarten gerade keinen Massenansturm
auf den Arbeitsmarkt in Deutschland, und zwar aus
einem ganz einfachen Grund: Viele osteuropäische
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die auswan-
dern wollen, haben dies längst getan. Sie arbeiten in
Großbritannien, Irland oder Schweden oder sind be-
reits bei uns.

Allerdings bedeutet dies auch, dass die Chancen
für den Zuzug benötigter Fachkräfte eher geringer
als gewünscht ausfallen dürften. Dies zeigt: Wer
Arbeitsmarkt immer noch ausschließlich unter dem
Aspekt des Überangebots von Arbeitskräften be-
greift, der übersieht Entscheidendes. Wir brauchen
Zuwanderung von Fachkräften, nicht ihre Abwehr.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Es ist ja wahr: Negative Auswirkungen des gesamt-
europäischen Lohngefälles können nicht gänzlich
ausgeschlossen werden. Da entstehen Probleme,
aber weniger im Bereich der individuellen Zuwan-
derung. Probleme sehen wir vielmehr im Dienstlei-
stungsbereich durch die Entsendung von Arbeit-
nehmern. Hier muss eine Lösung gefunden werden,
und zwar mit genauem Augenmaß für sensible Be-
reiche und nicht mit Pauschalregeln.

Es geht doch ganz konkret beispielsweise um die
Zeitarbeitsbranche, über die wir am Mittwoch be-
reits debattiert haben. Auch Leiharbeitsfirmen aus
Osteuropa können ab Mai 2011 auf unseren Markt
gehen. Ich meine, es ist an den Tarifparteien, ange-
messene Vorkehrungen dagegen zu treffen, dass
mit ausländischen Tariflöhnen von 3 bis 4 € die hie-
sigen Standards unterlaufen werden. Das entspricht
der im SGB-II-Kompromiss unterstrichenen Ver-
antwortlichkeit. Ich will ganz klar sagen: Wer das
unterlässt, der muss sich nicht wundern, wenn die
Debatte über Mindestlöhne schneller wieder da ist,
als man gucken kann.

Sie wissen, dass der Kollege Dr. Garg für eine
Lohnuntergrenze in der Zeitarbeitsbranche ein-
tritt. Einen flächendeckenden gesetzlichen Mindest-
lohn oder eine Ausweitung des Arbeitnehmerent-
sendegesetzes auf alle Branchen, wie von der SPD
gefordert, lehnen wir jedoch ab.

(Beifall bei CDU und FDP)

Meine Damen und Herren, Freizügigkeit in Euro-
pa, Freizügigkeit von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern ist zuallererst eine historische Errun-
genschaft und eine Chance für alle. Das sollte uns
daran hindern, Ressentiments zu fördern oder mal
wieder die Schublade mit den überholten Regulie-
rungsansätzen auszulüften.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich Herrn Ab-
geordneten Wolfgang Baasch von der SPD-Frakti-
on das Wort.

Wolfgang Baasch [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich will drei Punkte noch kurz ansprechen, wobei
der eine doch ein wenig brennt. Aber ich fange mit
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den ersten beiden an, die sich aus der Diskussion
ergeben haben.

Es ist gesagt worden, dass Tarifverträge oder ein
flächendeckender Mindestlohn vom Parlament zu
beschließen seien. Die Branchentarifverträge, die
wir im Moment haben, werden auch alle vom Parla-
ment beschlossen. Das wäre also nichts Neues.
Aber was in dieser Diskussion jetzt neu zum Aus-
druck gekommen ist, ist, dass es eine Unterschei-
dung zwischen den Positionen der CDU und der
Landesregierung in dieser Frage gibt. Wenn man
nämlich sagt, dass man das Arbeitnehmerentsende-
gesetz, das dann die ausgehandelten Tarifverträge
für allgemeinverbindlich erklärt, die dann vom Par-
lament beschlossen werden, nicht mehr will, weil
man keine Ausweitung in diesem Bereich will,
gleichzeitig aber bei der CDU einfordert, dass es ta-
rifvertragliche Regelungen gibt, die dann als allge-
meinverbindlich erklärt werden, besteht da eine
Differenzierung. Ich würde schon gern wissen, wie
CDU und Landesregierung mit dieser Differenz
klarkommen und vielleicht zu einer klaren und ein-
heitlichen Sprachregelung finden.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter Baasch, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage der Frau Abgeordneten Brand-Hück-
städt zu?

Wolfgang Baasch [SPD]:

Ja, gern.

Ingrid Brand-Hückstädt [FDP]: Ich würde
gern wissen, welche Tarifverträge der Bran-
chen wir im Landtag beschlossen haben.

- Wir sind als Landtag dafür im Moment leider
nicht zuständig. Darüber könnten wir aber auch ein-
mal nachdenken. Aber im Bundestag ist es tatsäch-
lich so: Im Bundestag werden die Branchentarifver-
träge beschlossen. Das ist die Regelung, die wir
auch auf Bundesebene anstreben.

(Beifall bei SPD und der LINKEN)

Der zweite Punkt die das, was Herr Callsen ange-
sprochen hat: die Gewerkschaftsräte. Da komme
ich dann auch gleich mit zu dem dritten Punkt.

Es geht um die grenznahe Region. Diese sollten
Sie doch am besten als Abgeordneter aus der grenz-
nahen Region kennen. Es gibt Beratungsstellen wie
EURIS, wo es darum geht, dass Menschen aus
Schleswig-Holstein, die in Dänemark arbeiten oder

auch umgekehrt, Beratung und Unterstützung brau-
chen. Dabei wirken Gewerkschaften und Arbeit-
nehmer gemeinsam mit. Da ist es doch richtig,
wenn sich nicht nur auf der einen Seite die Arbeit-
geberverbände zusammentun, sondern auch auf der
anderen Seite Gewerkschaften zusammentun, um
die Menschen umfassend und sachgerecht zu infor-
mieren.

(Beifall bei der SPD)

Was können Sie denn gegen Gewerkschaftsräte
haben? Es kann doch nicht sein, dass Sie die Men-
schen von Informationen abkoppeln wollen. Ich
kann es nicht verstehen, dass Sie, wenn zum Bei-
spiel jemand kommt und sagt: „Wenn ich in Däne-
mark arbeite, wie ist es da mit Sozialabgaben, wie
ist es mit meiner Steuererklärung?“, ihn mit diesen
Fragen allein lassen wollen. Das kann es nicht sein.
Deswegen fordern wir Gewerkschaftsräte, die ge-
nau dort den Menschen bei ihren Interessen helfen
und Unterstützung bieten.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter Baasch, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Callsen zu?

Wolfgang Baasch [SPD]:

Ja, gern.

Johannes Callsen [CDU]: Herr Kollege
Baasch, würden Sie mir recht geben, dass es
selbstverständlich den Tarifpartnern bei-
spielsweise im deutsch-polnischen Grenzge-
biet freisteht, selbstständig vor Ort solche
Beratungseinrichtungen zu gründen, und
nicht wir als Schleswig-Holsteinischer Land-
tag dafür zuständig sind?

(Beifall bei CDU und FDP)

- Dass Sie die Interessen der Menschen in diesem
Land immer nur auf Freiwilligkeit und Selbststän-
digkeit einstellen wollen, kann ich ja verstehen. Das
ist Ihre Ideologie. Meine Ideologie ist, dass Men-
schen, die Unterstützung und Beratung brauchen,
auch Unterstützung und Beratung finden müssen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Deswegen ist es auch unsere Aufgabe, Schleswig-
Holsteinerinnen und Schleswig-Holsteinern, aber
auch den Dänen, die hierherkommen, Unterstüt-
zung zu geben. Dem will ich mich nicht verschlie-
ßen, wie Sie es anscheinend vorhaben.
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(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Wir
sind hier nicht auf der Karl-Marx-Schule!)

Das ist auch der Punkt, wo wir kollektiv auf der lin-
ken Seite des Hauses geschluckt haben, als es um
die Schürung von Ängsten in dieser Debatte ging.
Kein Mensch hier im Haus schürt irgendwelche
Ängste, Herr Minister.

(Christopher Vogt [FDP]: Das wurde auch
nicht gesagt!)

Kein Mensch hat vor, hier vor irgendwas zu war-
nen. Ganz im Gegenteil: Alle Fraktionen haben uni-
sono, glaube ich, erklärt: Die Chancen, die sich für
uns aus dem 1. Mai 2011 ergeben, wollen wir nicht
nur nutzen, sondern wir sehen darin auch einen
großen Schritt zur Integration Europas.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Aber wir haben auch aus den Entwicklungen in an-
deren Ländern gelernt. Klare Regeln, klare arbeits-
rechtliche Bestimmungen tragen mit dazu bei,
dass die Menschen mit solchen Entwicklungen
auch zufrieden sind, sowohl die, die zuwandern, als
auch die, die einheimisch sind. Deswegen ist es
richtig, Beratungen einzufordern. Das haben wir
gemacht.

Wir wollen, dass die Menschen über ihre Rechte
beraten werden. Denn nur derjenige, der gut beraten
ist und gut Bescheid weiß über das, was auf ihn zu-
kommt beziehungsweise in Konfliktsituationen zu
regeln ist, ist gefeit davor, dass sich andere viel-
leicht dieser möglichen Auseinandersetzung anneh-
men, was wir nicht wollen.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zum Schluss.
Sie haben die Redezeit schon überschritten.

Wolfgang Baasch [SPD]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Ich formuliere
meinen letzten Satz: Deswegen geht es uns nicht
darum, Ängste zu schüren, sondern wir wollen ganz
im Gegenteil dafür sorgen, dass Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer zu ihren Rechten kommen. Denn
genau das stärkt sie und macht sie immun gegen
vielleicht in ihrem Kopf denkbare extremistische
Vorstellungen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung. Die Parlamentari-
schen Geschäftsführer haben sich darauf verstän-
digt, dass wir alternativ abstimmen. Ich schlage Ih-
nen deshalb vor, den vorliegenden Änderungsan-
trag Drucksache 17/1327 zu einem selbstständigen
Antrag zu erklären und dann alternativ abzustim-
men. - Ich höre keinen Widerspruch. Dann verfah-
ren wir so.

Ich weise darauf hin, dass wir jetzt nur auf die Ja-
stimmen achten. Wer dem Antrag der Fraktion der
SPD, Drucksache 17/1284, seine Zustimmung ge-
ben will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
sind die Stimmen der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE und SSW.
Wer dem Antrag der Fraktionen von CDU und
FDP, Drucksache 17/1327, seine Zustimmung ge-
ben will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
sind die Fraktionen von CDU und FDP.

Ich stelle damit fest, dass der Antrag der Fraktionen
von CDU und FDP, Drucksache 17/1327, mit den
Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP ange-
nommen ist, und ich stelle weiter fest, dass damit
der Antrag Drucksache 17/1284 abgelehnt ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit kommen
wir zum Ende der vormittäglichen Sitzung. Ich wei-
se darauf hin, dass Tagesordnungspunkt 30 - Die
Kita-Landesmittel müssen in den Einrichtungen an-
kommen - heute Nachmittag nach dem gesetzten
Tagesordnungspunkt 13 - Große Anfrage der SPD -
eingeordnet wird.

Ich wünsche jetzt eine angenehme Mittagspause,
die deutlich verkürzt ist. Um 14 Uhr sehen wir uns
hier wieder.

Die Sitzung ist unterbrochen.

(Unterbrechung: 13:21 bis 14:03 Uhr)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir treten nun
wieder in die Tagesordnung ein und starten in unse-
re Nachmittagssitzung.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf:

Situation alleinerziehender Mütter und Väter
und deren Kinder in Schleswig-Holstein

Große Anfrage der Fraktion der SPD
Drucksache 17/671
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Antwort der Landesregierung
Drucksache 17/1043

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
stelle fest: Das ist nicht der Fall.

Zur Beantwortung der Großen Anfrage erteile ich
für die Landesregierung Herrn Minister Dr. Ekke-
hard Klug das Wort.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Unter
einer Alleinerziehenden stellen sich manche - ich
betone: manche - eine überforderte Mutter vor, de-
ren Kind mindestens verhaltensauffällig ist. Das ist
nur eines von vielen Klischees, mit denen Alleiner-
ziehende zu kämpfen haben. Mit solchen Klischees
wird man niemandem gerecht. Insofern ist es be-
grüßenswert, dass sich der Landtag der Lage von
Alleinerziehenden und ihrer Kinder einmal aus-
führlicher widmet.

Die unter Federführung des Ministeriums für Ar-
beit, Soziales und Gesundheit entstandene Antwort
auf die Große Anfrage der SPD-Fraktion zeichnet,
soweit dies auf der Grundlage der verfügbaren Da-
ten möglich ist, ein differenziertes Bild. Rund
89.000 Alleinerziehende lebten im Jahr 2009 in
Schleswig-Holstein. Nach dem, was wir wissen, un-
terscheiden sich ihre soziale und familiäre Einbin-
dung nicht entscheidend von jenen anderer Famili-
enformen. Dennoch sagen 70 % der erwerbstätigen
Alleinerziehenden, dass ein Bereich oder mehrere
Bereiche in ihrem Leben zu kurz kommen, und
zwar aufgrund der Doppelanforderung von Fami-
lie und Beruf.

Familienfreundliche Politik muss die spezifischen
Bedarfe von Alleinerziehenden mit im Blick haben.
Ich will darauf anhand einiger ausgewählter The-
menfelder der Anfrage näher eingehen. Nicht im-
mer übrigens ließen sich die Fragen wie gewünscht
beantworten. So wird in den verfügbaren Datenbe-
ständen zur Gesundheitssituation der Bevölkerung
das Merkmal „alleinerziehend“ nicht erhoben. Über
anderes können wir aber sehr wohl konkrete Aussa-
ge treffen.

So ist es richtig und leider auch keine neue Er-
kenntnis, dass Alleinerziehende und ihre Kinder
überdurchschnittlich von Armut bedroht und betrof-
fen sind. Detailliert ist die Einkommenssituation
von Alleinerziehenden aufgrund fehlender statisti-
scher Erhebungen zwar nicht bekannt, allerdings
wissen wir sehr wohl, dass das Armutsrisiko bei

Haushalten mit einem Erwachsenen mit Kind be-
ziehungsweise mit Kindern im Jahr 2009 bei rund
37 % lag.

Meine Damen und Herren, dass über die
SGB-II-Reform heute im Bundesrat abgestimmt
wird, ist der Grund dafür, dass ich den Kollegen
Dr. Heiner Garg hier im Landtag bei diesem Thema
vertrete. Auch die vom Bund geplante Neuregelung
des SGB II und SGB XII zielt nicht auf Eineltern-
familien im Besonderen, aber auch für sie gilt, dass
endlich Kinder und Jugendliche Ansprüche auf
Sachleistungen zur Teilhabe an Bildung erhalten,
etwa mit einem Zuschuss zu einem Mittagessen in
Kita und Schule. Hinzu kommen der Anspruch auf
Förderleistungen beziehungsweise Nachhilfe in der
Schule, Gutscheine zur Wahrnehmung von Kursen,
kultureller und sportlicher Bildung sowie ein Schul-
basispaket. Das ist insgesamt ein wichtiger Beitrag,
um Bildungschancen zu verbessern und um die so-
genannte Vererbung von Armut zu unterbrechen. -
Soweit das aktuelle Thema der Transferleistungen.

Beim Thema Armutsbekämpfung steht für die
Landesregierung allerdings immer im Vordergrund,
die Teilhabe an Arbeit zu ermöglichen. Rund 9.000
Alleinerziehende waren im Juni 2010 in Schleswig-
Holstein arbeitslos gemeldet. Alleinerziehende er-
halten durch die Bundesagentur für Arbeit viel-
fältige Förderangebote, aber auch spezifische Ar-
beitsgelegenheiten. Weiterhin hält das Land eigene
Angebote vor, beispielsweise das Zukunftspro-
gramm Arbeit. Ferner werden die Beratungsstelle
Frau & Beruf und das Frauennetzwerk zur Ar-
beitssituation mit Landesmitteln gefördert. So un-
terstützt das Land umfänglich in mit diversen Maß-
nahmen und Projekten diese Personengruppe mit
besonderem Unterstützungsbedarf.

Alle wissen aber auch: Eltern, zumal alleinerzie-
hende, können Beschäftigungsmöglichkeiten nur
wahrnehmen, wenn sie ihre Kinder in guten Hän-
den wissen. Die Landesregierung setzt daher inten-
siv auf frühkindliche Bildung und Betreuung.
Das Angebot an Kinderbetreuung wird in den kom-
menden Jahren quantitativ und qualitativ ausgebaut
werden. Zusammen mit dem Bund investieren wir
dafür bis 2013 insgesamt 490 Millionen €. Des
Weiteren erinnere ich an die Betreuungsangebote
der offenen und gebundenen Ganztagsschulen.
Derzeit gibt es 430 offene und 33 gebundene Ganz-
tagsschulen. Zusammengenommen ist das fast die
Hälfte aller Schulen.

Eine besondere Unterstützungsmöglichkeit ist das
regionale Angebot einer Teilzeitausbildung für
Alleinerziehende. Immer mehr Unternehmen in
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Schleswig-Holstein sehen Familienfreundlichkeit
als Teil ihres Profils an. Die Universitäten und
Fachhochschulen im Land bieten Teilzeitstudien-
gänge und Kinderbetreuung. Auf diese Weise wird
es künftigen Akademikerinnen und Akademikern
ermöglicht, Kinder schon während des Studiums
und nicht erst in den Jahren des Berufseinstiegs zu
bekommen.

Ein weiterer familienpolitischer Ansatz ist die
Stärkung der Elternkompetenz von Anfang an. Es
ist wissenschaftlich belegt, dass während der ersten
Lebensjahre die entscheidenden Weichen für das
Lernen und die spätere Entwicklung gestellt wer-
den. Gerade sehr junge Mütter, die mit ihren Erzie-
hungsaufgaben überfordert sind, bedürfen der Hilfe.
Diese gewährleistet unter anderem Maßnahmen des
Landesprogramms „Schutzengel für Schleswig-
Holstein“ sowie die Angebote der Familienbil-
dungsstätten.

Mütter und Väter in Schleswig-Holstein brauchen,
verdienen und bekommen in vielfältiger Weise Un-
terstützung. Das gilt selbstverständlich auch für Al-
leinerziehende. Die Antwort auf die Große Anfrage
dokumentiert dies. Diese Unterstützung bauen wir
aus. Maßgebliche Schritte sind getan, insbesondere
beim Ausbau der Kinderbetreuung, beim Aufbau
von Ganztagsschulen, den Maßnahmen zur Unter-
stützung von Familien sowie den Maßnahmen für
bessere Teilhabe am Arbeitsmarkt.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir in die
Aussprache einsteigen, begrüßen Sie bitte mit mir
auf der Tribüne die Landesvorsitzende der Eltern-
vertreter für die Kindertagesstätten, Frau Dr. Jette
Uhde. - Herzlich willkommen hier genau passend
zu diesem Tagesordnungspunkt!

(Beifall)

Ich erteile jetzt für die antragstellende Fraktion der
SPD Frau Abgeordneter Siegrid Tenor-Alschausky
das Wort.

Siegrid Tenor-Alschausky [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Jede fünfte Familie mit Kindern ist heute
in Deutschland eine Einelternfamilie. Diese Fami-
lien sind überdurchschnittlich von niedrigen Ein-
kommen und Armut betroffen. Das sind bekannte
Fakten. Doch wie sieht die Situation in Schleswig-

Holstein aus? Welche Konzepte zur Problemlösung
gibt es? Und welche Schwerpunkte setzt die Lan-
desregierung?

Es wäre verfehlt, Alleinerziehende und ihre Kinder
lediglich als soziale Problemgruppe wahrzuneh-
men. Aber alle Probleme - ob es um die Diskrimi-
nierung von Frauen am Arbeitsplatz oder um die
mangelnde Vereinbarkeit von Familie und Beruf
geht - spitzen sich bei Alleinerziehenden besonders
zu.

Unser Dank gilt denen, die an der Beantwortung
der Großen Anfrage mitgewirkt haben, auch wenn
leider festzustellen bleibt, dass viele Fragen man-
gels statistischer Erhebungen nicht beantwortet
wurden.

Die wichtigsten Fakten. Die Zahl der Alleinerzie-
henden in Schleswig-Holstein variierte im Erfas-
sungszeitraum von 2005 bis 2009 zwischen 84.000
und 89.000. 2009 waren 86 % der Alleinerziehen-
den Frauen. Der größte Anteil liegt in der Alters-
gruppe von 35 bis 45 Jahren, gefolgt von den 45-
bis 55-Jährigen. Betrachtet man jedoch einen länge-
ren Bemessungszeitraum, so kann man den Anstieg
des Anteils der Alleinerziehenden von 13,6 % im
Jahr 1996 auf 19,6 % im Jahr 2009 beobachten.

2009 haben 64 % der Alleinerziehenden ein Kind,
29,2 % zwei Kinder. 6.000 Alleinerziehende haben
keinen Schulabschluss, aber 17.000 auch Hoch-
schulreife. Als dramatisch empfinde ich die Tatsa-
che, dass 23.000 Personen über keine abgeschlosse-
ne Berufsausbildung verfügen. Statistisch sind das
nur Frauen.

Wie steht es um die Erwerbstätigkeit? Zwei Drit-
tel aller alleinerziehenden Frauen mit Kindern unter
18 Jahren sind erwerbstätig, sie arbeiten zu 34 %
Vollzeit - im Gegensatz zu 23 % bei Paarfamilien.
Der Wunsch nach Erwerbstätigkeit ist deutlich hö-
her: Mehr als die Hälfte der nicht erwerbstätigen
Mütter würde gern arbeiten. Wunsch und Wirklich-
keit klaffen also weit auseinander. Alarmierend ist,
dass Alleinerziehende in Schleswig-Holstein schon
20 % der arbeitslosen Frauen insgesamt ausmachen.

Gut 24.000 Bedarfsgemeinschaften von Alleiner-
ziehenden gibt es in Schleswig-Holstein, das sind
55 % der Bedarfsgemeinschaften, in denen Kinder
leben. Nun kann man daraus ableiten, dass diese
Befunde mit der Betreuungssituation der Kinder
nichts zu tun haben. Aber leider antwortet die Lan-
desregierung auf eine entsprechende Frage:

„Da keine statistischen Daten darüber ver-
fügbar sind, wie viele Kinder von alleinerzie-
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henden Müttern und Vätern in Kindertages-
einrichtungen und Tagespflegestellen betreut
werden, lässt sich auch ein darauf bezogener
Bedarf beziehungsweise Versorgungsgrad
nicht ermitteln.“

Hier wären Fakten dringend erforderlich. Es er-
schließt sich mir nicht, wie die Landesregierung
trotzdem zu der Aussage kommt, es seien keine Un-
terschiede zwischen ländlichen und städtischen Ge-
genden bekannt. Die Lebenswirklichkeit sieht an-
ders aus. So ist es auch zu erklären, dass lediglich
15 % der Alleinerziehenden im ländlichen Raum le-
ben.

Es ließen sich jetzt noch weitere Erkenntnisse stati-
stischer Art darstellen. Zielführender ist es aber si-
cherlich, sich damit auseinanderzusetzen, welche
Handlungsstrategien die Landesregierung ent-
wickelt hat, um die Schwierigkeiten, vor denen Al-
leinerziehende bei der Bewältigung ihres Alltags
stehen, zu überwinden.

Wer kümmert sich zum Beispiel um die Arbeits-
marktintegration für Alleinerziehende? - Hier wird
zum einen berechtigterweise auf Angebote der
Bundesanstalt für Arbeit, der ARGEn oder jetzt der
Jobcenter verwiesen, ansonsten aber auch auf die
segensreiche Arbeit der Beratungsstellen Frau &
Beruf. Ein Drittel der dort Ratsuchenden sind Al-
leinerziehende. Nach den jetzt von CDU und FDP
beschlossenen Haushalten werden diese Beratungs-
stellen in absehbarer Zeit aber ihre Arbeit einstellen
müssen. Wer tritt ein?

23.000 alleinerziehende Frauen verfügen über kei-
nerlei Berufsausbildung. Dem gegenüber steht un-
ter anderem das Projekt Teilzeitausbildung mit
131 Teilnehmerinnen im Jahr 2009. 23.000 zu 131.
Um es umgangssprachlich zu sagen: ein Tropfen
auf den heißen Stein. Dieses Projekt entspricht of-
fensichtlich den Bedürfnissen der Betroffenen, er-
öffnet ihnen Chancen, sich und ihre Kinder länger-
fristig von Transferleistungen unabhängig zu ma-
chen. Engagiert sich die Landesregierung für eine
Ausweitung des Projekts?

Alleinerziehende sind erwerbsorientiert. 61 % sind
erwerbstätig, doch viele können den Lebensunter-
halt für sich und ihre Kinder durch ihr Einkommen
nicht sichern. Sie sind als Aufstockerinnen auf
ALG-II-Leistungen angewiesen. Auch Alleinerzie-
hende, die nicht auf diese Unterstützung angewie-
sen sind, sind von Armut bedroht. 43 % erzielen ein
monatliches Nettoeinkommen von unter 1.500 €.
Der Anteil von Ehepaaren mit Kindern mit entspre-
chendem Einkommen liegt bei lediglich 6 %.

Alleinerziehende sind in besonderer Weise auf die
Unterstützung von Staat und Gesellschaft angewie-
sen. Sie leisten täglich mehr als andere, um ihren
Alltag zu organisieren.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN, SSW und der Abgeord-
neten Katja Rathje-Hoffmann [CDU])

Sie sind Leistungsträgerinnen und Leistungsträger
unserer Gesellschaft. Aufgabe der politisch Verant-
wortlichen ist es, ihnen möglichst optimale Rah-
menbedingungen zur Verfügung zu stellen. Um den
eigenen Lebensunterhalt durch Erwerbsarbeit si-
chern zu können, brauchen sie ein bedarfsgerechtes
Angebot an Kinderbetreuungsplätzen und Ganz-
tagsschulen. Vollzeitberufstätigkeit und Kita-Ver-
sorgung mit Halbtagsplätzen passen nicht zusam-
men.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN, SSW und der Abgeord-
neten Katja Rathje-Hoffmann [CDU])

Auch jüngere schulpflichtige Kinder brauchen An-
gebote. Es mangelt an Hortplätzen. Verlässliche
Grundschulzeiten sind ein Fortschritt, reichen aber
nicht aus. Auch das Angebot von mehr gebundenen
Ganztagsschulen könnte die Chancen gerade auch
Alleinerziehender auf existenzsichernde Arbeit ver-
bessern.

(Beifall der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

Wir Sozialdemokraten treten dafür ein, nicht auf ei-
ne Ausweitung von individuellen Transferleistun-
gen wie zum Beispiel dem Betreuungsgeld zu set-
zen, sondern in einer gemeinsamen Anstrengung
von Bund, Ländern und Kommunen für eine ver-
besserte Infrastruktur bei der Kinderbetreuung
zu sorgen. Es müssen flexiblere Kinderbetreuungs-
angebote geschaffen werden, um die Vereinbarkeit
von Kindererziehung und Arbeit auch dann zu ge-
währleisten, wenn Schicht-, Nacht- oder Wochen-
endarbeit geleistet werden muss.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN, SSW und der Abgeord-
neten Katja Rathje-Hoffmann [CDU])

Hier sind auch die Arbeitgeber gefordert. Denn
wer künftig bei sinkendem Angebot von Fachkräf-
ten, zum Beispiel im Pflegebereich, auf die häufig
vorhandene Kompetenz Alleinerziehender setzen
will, muss hier Hilfe bieten, zum Beispiel durch
Betriebskindergärten.

3660 Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 43. Sitzung - Freitag, 25. Februar 2011

(Siegrid Tenor-Alschausky)



(Beifall der Abgeordneten Dr. Marret Bohn
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir brauchen mehr Engagement, auch von den po-
litisch Verantwortlichen in Schleswig-Holstein. Es
reicht nicht aus, sich - wie in vielen Antworten auf
unsere Fragen ersichtlich ist - auf gute Ansätze und
Projekte früherer Regierungen zu berufen, ihnen
dann vielfach die finanzielle Grundlage zu entzie-
hen und auf die Herausforderungen der Zukunft
keine Visionen zu entwickeln.

Die Ausstattung von ALG-II-Leistungen darf nicht
stehen bleiben bei der existenzsichernden Höhe von
Transferleistungen; wir brauchen auch existenzsi-
chernde Löhne.

(Beifall bei der SPD)

Alleinerziehende sind zu 86 % Frauen; sie sind be-
sonders von der immer noch bestehenden Entgel-
tungleichheit betroffen. Wir brauchen gleichen
Lohn für gleiche oder gleichwertige Arbeit durch
gesetzlich verbindliche Regelungen.

(Beifall bei SPD und der LINKEN)

Genauso brauchen wir mehr Möglichkeiten zur
Teilzeitausbildung wie auch zur Anpassungsquali-
fizierung, wenn sich das Berufsbild des einmal er-
lernten Berufs verändert hat. Hier ist die Landesre-
gierung gefordert, entsprechende Initiativen zu er-
greifen, zu unterstützen und für Beratungsangebote
zu sorgen.

Alleinerziehende brauchen nicht nur politische Er-
klärungen, sondern tatsächliche Unterstützung im
Alltag. Für die SPD ist klar: Politik muss sich nach
der Lebenswirklichkeit richten. Sie muss gute Rah-
menbedingungen schaffen. Alleinerziehende haben
mehr Sorgen und Ängste vor Armut, Arbeitslosig-
keit und Einsamkeit als andere. Wir wollen, dass
kein Kind, keine Mutter, kein Vater zurückbleibt.

(Beifall bei SPD, SSW und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die CDU-Fraktion erteile ich jetzt Frau Abge-
ordneter Katja Rathje-Hoffmann das Wort.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu-
erst möchte ich mich beim Ministerium für Arbeit,
Soziales und Gesundheit und bei Ihnen stellvertre-
tend für Minister Garg für die Beantwortung der

Großen Anfrage bedanken. Viele Fragen waren
zum Teil durch datenschutzrechtliche Aspekte
und Bedenken häufig schwierig bis unmöglich zu
beantworten. Das ist bedauerlich. Für Orte, die we-
niger als 5.000 Einwohnerinnen und Einwohner ha-
ben, werden keine spezifischen Daten zu Alleiner-
ziehenden erhoben. Das ist schade.

Festzustellen ist, dass sich im Zeitraum von 2005
bis 2009 die tatsächliche Zahl der Alleinerziehen-
den im Land nur unwesentlich von 88.000 auf
89.000 erhöht hat. Der Anteil der Frauen betrug
86 %. Auch hier gab es in diesem Zeitraum kaum
wesentliche Verschiebungen der Geschlechterantei-
le. Die meisten weiblichen Alleinerziehenden mit
circa 30 % gibt es in der Altersgruppe zwischen 35
bis 45 Jahren. Die meisten alleinerziehenden Vä-
ter sind etwas älter, nämlich zwischen 45 und 55
Jahren. Ihr prozentualer Anteil beträgt in dieser
stärksten Gruppe 23 %. Wenn man es optimistisch
betrachten will, lässt sich ein kleiner Trend hin zu
mehr Erziehungsbereitschaft bei Männern erken-
nen. Das ist sehr erfreulich.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Der Anteil Alleinerziehender unter den Studieren-
den in Schleswig-Holstein beträgt etwa 5,5 %. Hier
wurde keine Differenzierung zwischen den Ge-
schlechtern vorgenommen.

Eine Umfrage des Instituts Allensbach im Auftrag
der Bundesregierung kommt zu der Aussage und
dem Fazit, dass die soziale Einbindung der Allein-
erziehenden jenseits der Familie nicht nennenswert
schwächer ist als bei Eltern in Partnerschaften. Je-
doch entspricht nur bei 14 % der befragten Ziel-
gruppe das Leben ohne Partnerschaft deren
Wunschvorstellung.

Zwei Drittel der alleinerziehenden Frauen sind er-
werbstätig und deutlich häufiger in Vollzeit be-
schäftigt als Frauen aus Paarbeziehungen. Allein
52.000 Alleinerziehende arbeiten in nichtselbst-
ständigen Beschäftigungsverhältnissen. Seitens
der Bundesagentur für Arbeit stehen arbeitsu-
chenden alleinerziehenden Frauen und Männern di-
verse Angebote zur Verfügung, von beruflicher
Weiterbildung über spezielle Integrationsmodelle
mit sozialpädagogischer Betreuung bis hin zu Maß-
nahmen zur Wiederherstellung der beruflichen Be-
schäftigungsfähigkeit für Berufsrückkehrerinnen
sowie diverse lokale Angebote der Agenturen für
Alleinerziehende.

Der Anteil von alleinerziehenden arbeitslosen Frau-
en und Männern verringerte sich seit 2005 stetig.
Dies gilt auch für den Anteil an den Langzeitar-
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beitslosen. Besonders alleinerziehende Berufs-
rückkehrerinnen stehen vor großen Hindernissen
und Schwierigkeiten. Sie benötigen Betreuung, die
auch einmal über das übliche Maß hinausgehen
muss und die sich auch an den Öffnungszeiten bei-
spielsweise der Gastronomie oder des Einzelhan-
dels orientieren sollten. Zudem brauchen sie Not-
falllösungen für den Fall der Fälle, wenn zum Bei-
spiel ein Kind erkrankt ist.

Sie brauchen einfach gute Netzwerke, Netzwerke,
wie es sie in den Kreisen Stormarn und Herzogtum
Lauenburg gibt. Dort hilft das Projekt „Helena“,
das von der Wirtschaftsakademie im Kreis Stor-
marn in Kooperation mit der Fraueninitiative e.V.
und dem Kreis Herzogtum Lauenburg durchgeführt
wird. Hier wird den Müttern und gegebenenfalls
auch Vätern konkret geholfen, die zahlreichen Hür-
den auf dem Weg zurück ins Berufsleben zu über-
winden. Start für „Helena“ war vor einem Monat
für die Projektdauer von zwei Jahren.

Alleinerziehende brauchen diese und ähnliche
Möglichkeiten, um wieder in den Beruf einzustei-
gen. „Helena“ empfiehlt sich für das ganze Land
zur Nachahmung. Besonders zu erwähnen und her-
auszustellen ist auch das Engagement der Hand-
werkskammern und der IHKs für Alleinerziehende,
die seit 2005 erfolgreich Ausbildung in Teilzeit an-
bieten.

Beim beruflichen Aufstieg von Alleinerziehenden
ist eine Teilzeitbeschäftigung bedauerlicherweise
immer noch ein Karrierehemmnis, das vor allem
Frauen betrifft. Lediglich ein Drittel der Frauen ist
in Vollzeit beschäftigt. Hier hilft eine qualifizierte
und gut ausgebaute Kindertagesbetreuung den
Frauen und Männern weiter. Diese ist die wesent-
lichste Voraussetzung zur Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf. Vor allem die Kommunen in
Schleswig-Holstein unternehmen größte Anstren-
gungen, um den steigenden Bedarf an Betreuungs-
angeboten von der Krippe bis zur Schule zu decken.
Höchste Priorität genießt der bedarfsgerechte Aus-
bau der Betreuung für die unter Dreijährigen.
Hier ist unser Land auf einem guten Weg. Bund,
Land und Kommunen investieren enorm in den
Ausbau der frühkindlichen Bildung und Betreuung
unserer Kleinsten. Allein das Land Schleswig-Hol-
stein stellt seit Beginn des Jahres insgesamt 60 Mil-
lionen € hierfür zur Verfügung.

Gute Erfolge gibt es auch im Bereich des Ausbaus
der Ganztagsbetreuung von Schulkindern zu ver-
melden. So wurden im Schuljahr 2010/2011 252
Betreuungsangebote in der Primarstufe und insge-
samt 439 offene Ganztagsschulen vom Land unter-

stützt sowie weitere 33 gebundene. Es könnten
deutlich mehr sein, da gebe ich meiner Vorrednerin
recht.

(Peter Eichstädt [SPD]: Eigentlich ist ja alles
gut!)

Von diesen Angeboten können besonders alleiner-
ziehende Langzeitarbeitslose profitieren.

Im März 2010 gab es 24.164 schleswig-holsteini-
sche Bedarfsgemeinschaften nach dem SGB II
von Alleinerziehenden mit insgesamt 37.011 Kin-
dern unter 18 Jahren. Dies entspricht etwa jeder
fünften Bedarfsgemeinschaft in Schleswig-Hol-
stein. Alleinerziehende sind die Erwerbsgruppe, die
am meisten armutsgefährdet ist, wobei es jedoch
bedauerlicherweise hier noch keine konkreteren
Zahlen gibt - was sehr zu wünschen wäre, um noch
gezielter gegensteuern zu können.

Zur Unterhaltssituation von Alleinerziehenden ist
zu sagen: Im Trennungs- und Scheidungsfall erhal-
ten etwa zwei Drittel aller Elternteile relativ pro-
blemlos den gesetzlichen Unterhalt für die Kinder.
Die Zahlungen von Unterhaltsleistungen nach dem
Unterhaltsvorschussgesetz belasten die Landeskas-
se jährlich mit 21 Millionen €. Ein Rückgriff auf
die Unterhaltspflichtigen ist bedauerlicherweise nur
bei etwa einem Drittel möglich. Hier müssen aus
unserer Sicht bessere Mechanismen gefunden wer-
den, die Zahlungsbereitschaft zu erhöhen und somit
ein weiteres Armutsrisiko zu verringern.

(Vereinzelter Beifall bei CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Zum Elterngeldbezug ist festzustellen, dass im
Jahr 2009 in Schleswig-Holstein 6.660 Frauen El-
terngeld bezogen. Das entsprach einem prozentua-
len Anteil von 87 %. Frauen erhielten im statisti-
schen Bundesdurchschnitt 2009 612 € Elterngeld
monatlich bei steigender Tendenz. Die 13 % Män-
ner erhalten etwa ein Drittel mehr. Hier spiegelt
sich einmal mehr das Einkommensgefälle zwischen
Frauen und Männern wider.

Bezüglich der Wohnsituation Alleinerziehender
gibt es keine wesentlichen Unterschiede. Nur in der
Metropolregion, in der Nähe von Oberzentren und
in einzelnen Tourismusstandorten gibt es eine ange-
spannte Lage auf dem Wohnungsmarkt. Hier wer-
den dringend praktikable Lösungen vor Ort benö-
tigt. Alleinerziehende Haushalte wohnen vorwie-
gend zur Miete und vorwiegend in kostengünstigen
Wohnungen, wobei ihnen eine gute Anbindung an
den ÖPNV sehr wichtig ist.

3662 Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 43. Sitzung - Freitag, 25. Februar 2011

(Katja Rathje-Hoffmann)



Zur gesundheitlichen Lage Alleinerziehender ist
zu bemerken, dass sie häufiger krank und weniger
glücklich als Paare sind. Dies ergab eine Studie des
Robert-Koch-Instituts. Es wird deutlich, dass die al-
leinerziehenden Frauen ihre Gesundheit und ihre
Lebensqualität allgemein schlechter einschätzen als
Mütter, die verheiratet sind.

Das in Schleswig-Holstein verbindliche Einla-
dungswesen zu Vorsorgeuntersuchungen für
Kinder durch das Kinderschutzgesetz führt zur
Vorbeugung von Vernachlässigung und Kindes-
wohlgefährdung. Eltern werden ab der sogenannten
U 4 an die Untersuchung erinnert. So soll kein Kind
verloren gehen. Das ist gut so.

(Vereinzelter Beifall bei CDU, FDP und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zusammenfassend ist festzustellen: Alleinerziehen-
de sind überdurchschnittlich von Armut betroffen.
Sie müssen die Möglichkeit haben, Vollzeit zu ar-
beiten, sie brauchen dringend eine gute und passge-
naue Kinderbetreuung. Und genau daran arbeiten
wir mit zunehmendem Erfolg seit Jahren. Wir un-
terstützen die Landesregierung bei der Fortsetzung
der erfolgreichen Familienpolitik. Alleinerziehende
dürfen nicht die Verlierer im sozialen Miteinander
und auf dem Arbeitsmarkt sein. Bund, Land und
Kommunen sind dauerhaft bemüht, durch besonde-
re familienbezogene Leistungen einen Ausgleich zu
schaffen, um somit das Risiko zu verringern, in die
Armut abzugleiten.

Das Berufsleben stellt große Anforderungen in Be-
zug auf die Flexibilität und Mobilität von alleiner-
ziehenden Frauen und Männern. Hier werden zu-
nehmend flexible und verlässliche Kinderbetreu-
ungsangebote gebraucht sowie mehr Ganztagsange-
bote für Schülerinnen und Schüler.

Dies allein reicht häufig jedoch nicht aus. Es wer-
den auch familienfreundliche Arbeitszeiten nötig
sein. Alleinerziehende brauchen dringend ein Ent-
gegenkommen der Arbeitgeberinnen und Arbeitge-
ber bei den Arbeitszeiten.

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Eine familienfreundliche Personalpolitik zeichnet
den familienfreundlichen Betrieb aus.

Fast alle alleinerziehenden Arbeitslosen brauchen
unterstützende, auf ihre Situation zugeschnittene
Angebote und Projekte des Arbeitsmarktes, um den
Weg zurück ins Berufsleben erfolgreich zu schaf-
fen. Davon profitieren alle Seiten des Arbeitsmark-
tes.

Familienbewusste Maßnahmen von Unternehmen
sind aus betriebswirtschaftlicher Sicht zur Deckung
des Bedarfs an Fachkräften sehr sinnvoll. Ich zitie-
re:

„Alleinerziehende sind überdurchschnittlich
motiviert, wollen wirtschaftlich auf eigenen
Beinen stehen und sind in der Mehrzahl gut
qualifiziert.“

Dieses ist ein Zitat von Corinna Schmidt, der Be-
auftragten für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt
der Agentur für Arbeit in Neumünster. Damit hat
sie recht.

(Beifall bei CDU, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion der FDP erteile ich der Frau Abge-
ordneten Anita Klahn das Wort.

Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Auch ich möchte meinen Dank und
meinen Respekt an das Sozialministerium für diese
umfassende Beantwortung der Großen Anfrage aus-
sprechen. Die vorliegenden Antworten bestätigen,
dass sich die Lebensrealität von Familien in den
letzten Jahrzehnten stark verändert hat. Unverän-
dert geblieben ist dagegen die Verantwortung der
Erziehenden gegenüber ihren Kindern. Heute um-
fasst der Begriff Familie jede Form des Zusammen-
lebens von Erwachsenen mit Kindern. Damit ge-
winnt der Artikel 6 des Grundgesetzes eine erwei-
terte Bedeutung.

In Deutschland leben 1,57 Millionen alleinerzie-
hende Elternteile mit 2,18 Millionen Kindern. Wie
meine Kollegin schon sagte, ist das also jede fünfte
Familie. Die Gründe hierfür sind vielfältig. Allein-
erziehende sind geschieden, leben in Trennung oder
sind auch verwitwet. So unterschiedlich die Gründe
auch sein mögen, so sehen sich alle Alleinerziehen-
den grundsätzlich ähnlichen Problemlagen gegen-
über. Im Alltag fehlt die Unterstützung eines Part-
ners, oftmals befinden sie sich in einer ständigen
Auseinandersetzung um Unterhalt und Sozialleis-
tungen, denn durch eine Trennung oder Scheidung
verschlechtert sich die finanzielle Situation deut-
lich. Viele geraten dadurch auch in die Abhängig-
keit von staatlichen Unterstützungsleistungen, ins-
besondere Leistungen nach dem SGB II.

Die vorliegenden Antworten bestätigen auch, dass
vorwiegend Frauen Alleinerziehende und über-
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durchschnittlich häufig von Armut betroffen sind -
trotz qualifizierter Berufsausbildung. Damit sind
wir bei einer zentralen Problemstellung, die alle Er-
ziehenden betrifft, nämlich die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf. Aufgrund von Steuern, Sozial-
abgaben und Kosten für Kinderbetreuung rechnet
sich für Alleinerziehende eine Erwerbstätigkeit mit
weniger als 1.400 € brutto im Monat in der Regel
nicht, wobei zwei Drittel der alleinerziehenden
Nichterwerbstätigen gern einer beruflichen Tätig-
keit nachgehen würden. Aber Arbeitszeitmodelle,
die nur die Wahl zwischen einer Halbtags- oder ei-
ner Ganztagsstelle lassen, werden häufig - da unfle-
xibel - auch als unbefriedigend empfunden. Dies
gilt im Übrigen auch für die Führungspositionen.
Dazu sage ich ganz deutlich: Hier muss sich die
Wirtschaft bewegen und muss von alten starren
Mustern wegkommen.

(Beifall bei der FDP sowie vereinzelt bei
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Wir steuern auf einen Fachkräftemangel zu und
lassen gleichzeitig das Potenzial von alleinerziehen-
den Frauen brachliegen? Hier würde ich mir wün-
schen, dass Arbeitgeber den Mut finden, Alleiner-
ziehende einzustellen, flexibel mit Arbeitszeiten
umzugehen, Telearbeitsplätze einzurichten, wenn
es der Arbeitsablauf ermöglicht, oder darüber nach-
zudenken, einen Einkaufsservice oder das Angebot
einzurichten, dass eine Reinigung in den Betrieb
kommt, womit die Alleinerziehenden deutlich von
den Dingen des Alltags entlastet würden.

Ich bin sicher, dass die Wirtschaft dies sieht. Es
gibt bereits erste Firmen - was ich so beobachten
kann -, die sich auf den Weg machen. Wer gestern
Abend bei den Steuerberatern zum Parlamentari-
schen Abend war, konnte dort auch erfahren, dass
eine große Kanzlei in der Nähe von Nortorf genau
dieses festgestellt hat. Sie fand keine Fachkräfte
und guckt deshalb, wie sie gerade die Erziehenden -
nicht nur Alleinerziehende, Erziehende insgesamt -
in ihren Arbeitsalltag integrieren kann. Sie hat da-
mit gute Erfolge erzielt, und es wurde mir bestätigt,
diese sind hoch motiviert.

Meine deutliche Forderung ist: Ein Arbeitgeber
sollte sich nicht daran orientieren, ob eine Kinder-
betreuung durch die Arbeitnehmerin gewährleistet
werden kann, vielmehr sollte er überlegen, welche
Unterstützung er anbieten kann, ob er zum Beispiel
eine angepasste Kinderbetreuung organisieren
kann, indem er selber beim öffentlichen Kita-Trä-
ger Plätze finanziert, erwirbt und somit dauerhaft
ein Angebot in Anspruch nehmen kann. Vielleicht

ist es ihm sogar möglich, eine firmeneigene Betreu-
ung passgenau für den Bedarf seiner Mitarbeiterin-
nen anzubieten.

Die Politik muss hier natürlich verbesserte Rah-
menbedingungen bei der Kinderbetreuung schaffen.
Die Koalition leistet ihren Beitrag, indem das Land
60 Millionen € zusätzlich zu den Bundesmitteln
für den Ausbau von Krippenplätzen fließen lässt.
Für den laufenden Betrieb sind weitere 23 Millio-
nen € im Jahr 2011 und 2012 noch einmal 33 Mil-
lionen € zur Verfügung gestellt worden.

Derzeit müssen erwerbstätige Alleinerziehende für
die Kinderbetreuungskosten noch allein aufkom-
men. Künftig sind die Betreuungskosten gemäß
der neuen Rechtsprechung hälftig zwischen den El-
tern zu teilen. Darüber hinaus sind sie bis zum
14. Lebensjahr zu zwei Dritteln, bis maximal
4.000 € im Jahr, steuerlich berücksichtigungsfähig.
Des Weiteren unterstützt die Landesregierung
schulpflichtige Kinder mit Betreuungsangeboten in
der Primarstufe, in offenen und gebundenen Ganz-
tagsschulen - das hat meine Kollegin Katja Rathje-
Hoffmann bereits ausgeführt.

Dazu möchte ich ein Beispiel nennen, bei dem ich
mich frage, warum wir im Bereich der gebundenen
Ganztagsschulen nicht schon viel weiter sind. In
der Stadt Bad Oldesloe gibt es seit über zehn Jahren
- ich kann jetzt sagen: gab es seit über zehn Jahren -
Bemühungen einer Grundschule, die Genehmigung
zur Einführung einer gebundenen Ganztagsschule
zu bekommen. Es wurde ihnen in der Vergangen-
heit vom Ministerium verwehrt - zu Zeiten, als Mi-
nister Dr. Klug noch nicht Bildungsminister war.

(Zurufe von der SPD)

- Ich habe mich schon gefragt, ob Sie schlafen, weil
Sie so ruhig sind.

Ausbaufähig ist noch die Ferienbetreuung. Hier
hat die Landesregierung im Übrigen vorbildlich für
ihre eigenen Mitarbeiter gesorgt, indem sie die Not-
fallbetreuung von CompanyKids in Kiel auf die
Ferienzeit ausgeweitet hat. Das Angebot, zukünftig
Schulsozialarbeit zu finanzieren, stellt ebenfalls ei-
ne Unterstützung für Erziehende dar.

Das Land Schleswig-Holstein bietet mit seinem Zu-
kunftsprogramm Arbeit gerade für Alleinerziehen-
de und Berufsrückkehrerinnen verschiedene Pro-
jekte an, um eine Berufstätigkeit aufnehmen zu
können. Dabei möchte ich auch auf die Möglichkeit
von Teilzeitausbildungsangeboten hinweisen, die in
Stormarn - so ist es mir zumindest bekannt - auch
rege genutzt werden. Natürlich hat hier auch die
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Beratungsstelle Frau & Beruf eine wertvolle Hil-
fe geleistet, zusammen mit unserer Gleichstellungs-
beauftragten. Ich würde mir wünschen - und die
FDP-Fraktion wird sich auch dafür einsetzen -, dass
eine Lösung gefunden werden kann, diese zum Bei-
spiel in die Bundesagentur für Arbeit zu integrie-
ren. Gerade Alleinerziehende benötigen Unterstüt-
zung beim beruflichen Wiedereinstieg und der be-
ruflichen Weiterbildung.

(Beifall der Abgeordneten Ursula Sassen
[CDU])

Hierauf werden die Jobcenter in Zukunft verstärkt
hinwirken.

(Beifall der Abgeordneten Katja Rathje-
Hoffmann [CDU])

Auf Bundesebene gibt es weitere positive Ent-
scheidungen. Die Bundesregierung hat beschlossen,
die Mehrgenerationenhäuser durch ein Folgepro-
gramm weiter zu fördern. Das ist ein weiterer Bau-
stein in der Unterstützung für Erziehende und ins-
besondere für Alleinerziehende. Damit ist dies ein
ganz wichtiges Signal. Ich unterstütze diese Ent-
scheidung ausdrücklich.

(Zuruf von der SPD: Das ist gut!)

- Danke schön. - Die Gesellschaft braucht für ihren
Fortbestand Kinder und damit Familien, und zwar
in jeder Form. Alleinerziehend zu sein, darf kein
Armutsrisiko sein. Teilzeitarbeit darf kein Karrier-
ehemmnis sein. Das Land ist in der Verantwortung,
Familien unsere ganz besondere Unterstützung und
Förderung zukommen zu lassen. Die vorliegende
Antwort stellt dar, dass sich Schleswig-Holstein
dieser Verantwortung bewusst ist, sich ihr in der
Vergangenheit gestellt hat und dies auch in Zukunft
fortführt.

Die FDP-Fraktion wird dabei die familienpoliti-
schen Leistungen weiterhin auf Zielgenauigkeit
überprüfen und gegebenenfalls nachsteuern. Klar
ist, dass wir das allgemein übliche Prinzip der
Gießkanne für nicht zielführend halten. Hilfe muss
da ankommen, wo sie gebraucht wird. Die Leistun-
gen sind zu entbürokratisieren und zu harmonisie-
ren. Für Alleinerziehende muss sich die Arbeit loh-
nen. Dafür müssen sie sich aber erst einmal für Ar-
beit entscheiden können. Dafür muss man Möglich-
keiten und Angebote haben. Diese hat man nur,
wenn entsprechende Betreuungsangebote und eine
entsprechende Schulinfrastruktur bestehen. Mehr
als alle anderen sind Alleinerziehende auf die ver-
nünftige Infrastruktur angewiesen. Das ist unser

Anspruch, daran arbeiten wir. Ich freue mich auf
die weitere Beratung im Sozialausschuss.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Frau Abgeordnete Dr. Marret Bohn das Wort.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wer Kinder erzieht, verdient Re-
spekt. Doch Respekt und warme Worte allein rei-
chen nicht. Familien brauchen gute Rahmenbedin-
gungen, tatkräftige Unterstützung und eine verläs-
sliche Infrastruktur. Hier scheinen wir uns erfreuli-
cherweise in weiten Teilen einig zu sein.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der SPD)

Das alles gilt besonders für Alleinerziehende. Al-
leinerziehende sind im Alltag stärker belastet. Sie
müssen nahezu alle Entscheidungen allein treffen,
auch schwierige. Sie sind in kritischen Situationen
in der Regel auf sich allein gestellt. Alleinerziehen-
de sind öfter von Armut betroffen als Paare mit
Kindern. Die Kollegin Tenor-Alschausky hat dies
ausführlich ausgeführt. Aufgrund dieser Belas-
tungen haben Alleinerziehende sogar einen schlech-
teren Gesundheitszustand. Kinder von Alleiner-
ziehenden haben ein erhöhtes Risiko an gesundheit-
lichen Beeinträchtigungen. Dies ist nicht so, weil
ihre Mütter oder Väter schlechte Eltern sind, son-
dern weil die Rahmenbedingungen für Familien mit
einem Elternteil in unserer Gesellschaft nach wie
vor zu wünschen übrig lassen.

Alleinerziehende sind keine Randgruppe. Seit den
70er-Jahren des vergangenen Jahrhunderts ist ihre
Zahl kontinuierlich gestiegen. Nahezu jedes siebte
Kind in den alten Bundesländern - auch in Schles-
wig-Holstein - wird von einem Elternteil allein auf-
gezogen. Nach wie vor bestehen die allermeisten
Ein-Eltern-Familien aus Mutter und ein bis drei
Kindern. Sicherlich gibt es inzwischen auch einige
alleinerziehende Väter; das haben wir eben ge-
hört. Das ist sehr erfreulich, aber es sind wenige.
Noch seltener sind ausländische Ein-Eltern-Famili-
en. Alleinerziehende ausländische Väter existieren
laut Statistik hier kaum.

Die Ein-Eltern-Familie ist eine Familiensituation
unter vielen anderen in unserer Gesellschaft gewor-
den. Stigmatisierung und Vorurteile wurden zu-
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rückgedrängt, das ist erfreulich. Auch daran sollten
wir weiter arbeiten.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Wir müssen die Unterstützungsstrukturen in der Fa-
milienpolitik so fortentwickeln, dass sie der Le-
benswirklichkeit von Alleinerziehenden und ihren
Kindern zukünftig besser Rechnung tragen. Ein
Blick in den schwarz-gelben Koalitionsvertrag auf
Bundesebene macht einen fast glauben, Union und
FDP hätten das verstanden. Dort heißt es:

„Wir wollen die Rahmenbedingungen für Al-
leinerziehende durch ein Maßnahmenpaket
verbessern. Dieses soll insbesondere in ver-
lässlichen Netzwerkstrukturen für Alleiner-
ziehende lückenlos, flexibel und niedrig-
schwellig bereitgestellt werden.“

Der Blick auf die Wirklichkeit des Regierungshan-
delns in Berlin ist allerdings noch ernüchternd. Was
unternimmt die Bundesregierung tatsächlich für Al-
leinerziehende? - Den Anspruch auf einen Kita-
Platz für Kinder unter drei Jahren zu verteidigen,
reicht nicht aus. Nicht nur quantitativ, auch qualita-
tiv brauchen wir deutliche Verbesserungen. Wo
sind die Ganztagsplätze, auf die berufstätige Mütter
und Väter dringend angewiesen sind? - Sie fehlen
an allen Ecken und Enden.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Stattdessen will die Bundesregierung ein Betreu-
ungsgeld einführen, die sogenannte Herdprämie.
Die wäre vielleicht für die letzte Generation von
Müttern gut gewesen. Für die heutige Generation
von Müttern ist sie der völlig falsche Weg.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)

Das Betreuungsgeld würde die Alleinerziehenden
in eine berufliche Einbahnstraße führen. Das ist
nicht gut für die Alleinerziehenden, und das ist in
den Zeiten des Fachkräftemangels auch nicht gut
für Schleswig-Holstein.

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Dabei gibt es sehr gute Beispiele dafür, wie es an-
ders gehen kann. Im Süden Schleswig-Holsteins, in
der Metropolregion Hamburg, gibt es gute Beispie-
le für Projekte für Alleinerziehende. Die Projekte
Helena, Vita und AnKeR im Süden Schleswig-Hol-
steins zeigen, dass es anders geht. Sie sind Leucht-
türme in der Arbeitslandschaft für Alleinerziehen-

de. Bei der Integration von Alleinerziehenden in
den Arbeitsmarkt gibt es viel zu tun. Hierbei sollten
alle anpacken. Wichtig sind Berufsausbildungen
in Teilzeit, Betriebskindergärten und Betriebe
und Hochschulen, die sich für familienfreundliche
Arbeits- und Studienbedingungen einsetzen. Al-
leinerziehende brauchen zusätzlich niedrigschwelli-
ge Unterstützungsangebote, die ihnen den Alltag er-
leichtern und ihre Gesundheit stärken. Was sie
nicht brauchen können, sind Sparmaßnahmen bei
den Beratungsstellen Frau und Beruf, in der Ju-
gendhilfe und in der freien Jugendarbeit. Genau
dies aber haben CDU und FDP mit ihrem Haus-
haltspaket gemacht.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
SPD und SSW)

Das war nicht im Interesse der Alleinerziehenden in
Schleswig-Holstein. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, bei einer Sache sind wir uns einig. Die Lebens-
bedingungen der Alleinerziehenden müssen deut-
lich verbessert werden. Ich freue mich auf die wei-
tere Beratung im Sozialausschuss.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion DIE LINKE hat Frau Abgeordnete
Antje Jansen das Wort.

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Al-
leinerziehende in Schleswig-Holstein machen mit
21 % ein Fünftel aller Familien mit Kindern unter
18 Jahren aus. Wie in ganz Deutschland ist die Ein-
Eltern-Familie damit kein Sonderfall, sondern eine
Lebensform unter mehreren. Unter den 89.000 Al-
leinerziehenden in Schleswig-Holstein sind 86 %
Frauen. Der Frauenanteil steigt bis gegen 100 %,
je jünger die Kinder sind. All das ist nicht verwun-
derlich, trotzdem aber kann bei den Lebensbedin-
gungen alleinerziehender Mütter und Väter und ih-
rer Kinder von Normalität keine Rede sein. Immer-
hin 40 % der Alleinerziehenden sind für den Le-
bensunterhalt für sich und ihre Kinder auf
Hartz IV angewiesen. Neun von zehn dieser Al-
leinerziehenden sind Frauen. Innerhalb des Hartz-
IV-Systems machen Bedarfsgemeinschaften mit
minderjährigen Kindern mit 54 % deutlich mehr als
die Hälfte der Bedarfsgemeinschaften aus. Allein-
erziehende Mütter und Väter tragen in dieser Ge-
sellschaft also ein deutliches Armutsrisiko.
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Es kann nicht sein, dass die Entscheidung oder die
Notwendigkeit, ein Kind allein zu erziehen, für bei-
de Elternteile und die Kinder aller Wahrscheinlich-
keit nach einen Lebensweg durch die Flure der Ar-
mutsverwaltung vorzeichnen. Fast zwei Drittel der
Alleinerziehenden in Schleswig-Holstein sind er-
werbstätig, aber 43 % der erwerbstätigen Alleiner-
ziehenden haben nur ein monatliches Nettoein-
kommen unter 1.500 €. Zum Vergleich: Bei Ehe-
paaren mit Kindern liegt dieser Anteil bei nur 6 %.

Jede dritte Alleinerziehende im Hartz-IV-Bezug ist
erwerbstätig. Das heißt umgekehrt: Jede dritte Al-
leinerziehende im Hartz-IV-Bezug kann von ihrem
Erwerbseinkommen den Lebensunterhalt für sich
und die Kinder nicht bestreiten. Diese Menschen
fallen in die Gruppe der sogenannten Aufstocker.
Sie arbeiten zu 58 % in Minijobs. Ein Drittel hat
Teilzeitjobs. Ein Zehntel dieser Menschen kann
trotz Vollzeitarbeit nicht auf zusätzliche Hartz-IV-
Leistungen verzichten.

Zumindest für Alleinerziehende erweist sich die
Armutsfalle Hartz IV in vielen Fällen als System-
falle. Viele der Alleinerziehenden, die aus Hartz IV
nicht herauskommen, haben keine Chance auf exi-
stenzsichernde Arbeitsplätze. Wo soll die alleinste-
hende Mutter arbeiten, wenn sie ihre Kinder nicht
unterbringen kann? - Das gilt für die Versorgungs-
situation mit Krippen-, Kita- und Hortplätzen
und genauso für die Schulbetreuung, das haben
meine Kolleginnen von der SPD und den Grünen
vorhin bestätigt. Es mangelt schlicht an Ganztags-
angeboten, und erst recht fehlen Angebote mit aus-
reichend flexiblen Betreuungszeiten. Unser Schul-
system ist eben keineswegs in dem Sinne verläs-
slich, dass es die Erwerbstätigkeit von Alleinerzie-
henden verlässlich ermöglicht. Dafür brauchen wir
die gebundene Ganztagsschule, und zwar überall.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Angebot an Betreuungszeiten in Kitas und
Schulen ist praktisch weit entfernt von der zeitli-
chen Flexibilität, die Erwerbstätigkeit heute von
den Menschen fordert. Das gilt insbesondere für
Teilzeitbeschäftigungen. Vielen Alleinerziehenden
bleibt der Zugang zur Erwerbstätigkeit damit völlig
verschlossen. Die Nischen, die noch übrig bleiben,
sind Niedriglohnarbeit in Minijobs ohne jede Per-
spektive auf ein existenzsicherndes Arbeitseinkom-
men.

Das zweite wesentliche Problem mit der Kinderbe-
treuung ist deren Bezahlbarkeit. Diese Landesre-
gierung hat das beitragsfreie dritte Kita-Jahr wieder
abgeschafft, und sie kriegt es bisher nicht hin, eine

landeseinheitliche Sozialstaffel für die Kita-Beiträ-
ge zu schaffen, die insbesondere die unteren Ein-
kommensgruppen entlastet, meine Damen und Her-
ren. Das bedeutet in Schleswig-Holstein unter-
schiedliche Regelungen in den Kommunen. Die
Folge ist, dass es durchaus Alleinerziehende gibt,
die nicht erwerbstätig werden können, weil sie sich
durch eine Arbeitsaufnahme zwar aus dem
Hartz IV-Bezug herauskommen könnten, dann aber
durch die Kita-Beiträge plötzlich merken, dass sie
sich konkret verschlechtern. Sie alle wissen, das ist
dann keine Frage einer freien Entscheidung für Er-
werbstätigkeit mehr. An der Grenze der Grundsi-
cherung ist das schlicht eine Frage der Existenz.

Es bleibt dabei: Die unabdingbare Voraussetzung
für eine existenzsichernde Erwerbsarbeit ist eine
Kinderbetreuung, die erstens verlässlich gesichert
sein muss und die zweitens ausreichend flexibel
und drittens auch bezahlbar sein muss.

(Beifall bei der LINKEN)

Das dritte Problem ist die Frage der beruflichen
Qualifizierung Alleinerziehender im Hartz IV-Be-
zug. Von ihnen haben in Schleswig-Holstein 58 %
keine abgeschlossene Berufsausbildung. Die Erfah-
rungen zeigen, dass die Qualifizierungsangebote
der Jobcenter den besonderen Problemlagen der Al-
leinerziehenden nicht wirklich gerecht werden. Das
hat nicht wenig mit den Bemühungen der Arbeits-
agenturen zu tun, mit zusammengestrichenen Ein-
gliederungsetats umzugehen. In vielen Fällen lässt
das System SGB II eine sinnvolle berufliche Quali-
fizierungskette gar nicht mehr zu. Da treffen sich
zusammengewürfelte Orientierungsmaßnahmen mit
der Situation, dass der Beginn einer qualifizierten
Ausbildung ein Herausfallen aus dem Leistungsbe-
zug nach sich zieht. Hier zeigt sich, dass es an
ganzheitlich gedachten Angeboten mangelt. Hier
muss, auch jetzt nach den neuen Regelungen von
Hartz IV, nachgebessert werden, und zwar enorm.

Viele Anbieter von Integrationsmaßnahmen bie-
ten inzwischen auch einen Bauchladen an: Alles
aus einer Hand, aber mit einer unter dem scharfen
Kostendruck zwangsläufig reduzierten Kompe-
tenz. Diese Entwicklung, meine Damen und Her-
ren, ist absurd. Sie ist auch deshalb absurd, weil
den differenzierten Problemlagen alleinerziehender
Mütter und Väter eine unüberschaubare Komplexi-
tät von Hilfsmaßnahmen gegenüberstehen. Allein
das Bundesministerium hat 2009 festgestellt, dass
es 157 verschiedene familienbezogene Einzelleis-
tungen und Maßnahmen gibt, die bundesgesetzlich
geregelt sind und vergeben werden können.
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Die Landesregierung hat umfassendes Material zur
Beantwortung der Großen Anfrage der SPD zusam-
mengetragen. Ihre Antworten zeigen, dass erhebli-
cher politischer Behandlungsbedarf besteht, um die
Situation von alleinerziehenden Müttern und Vä-
tern und deren Kindern in Schleswig-Holstein
nachhaltig zu verbessern.

Unser Fazit: Alleinerziehend bedeutet momentan
mitsamt den Kindern in Armut zu leben. Das ist
nicht hinnehmbar. Nicht nur der Bund, nicht nur die
Kommunen sind hier gefragt, auch das Land steht
hier in der Pflicht. Insbesondere bei der Sicherstel-
lung einer verlässlichen Kinderbetreuung kann
und muss hier deutlich mehr passieren, und für uns
als LINKE muss die Kinderbetreuung kostenlos
sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Lassen Sie mich noch zwei Sätze zu dem jetzt ge-
fundenen Hartz IV-Kompromiss sagen, den CDU,
FDP und leider auch, sage ich mal, die SPD mit be-
schlossen haben. 5 € mehr im Monat ist ein Hohn
für die Armen und für die Menschen, die ohne Ar-
beit leben. Die werden mit 5 € mehr nicht besser le-
ben. Sie leben weiterhin in der Armutsfalle. Auch
das Bildungspaket für die Kinder reicht einfach
nicht aus. Mit 10 € im Monat kann man ein Kind,
das in Armut lebt, nicht weiterbilden.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion des SSW hat jetzt Herr Abgeord-
neter Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Auch ich möchte mich bedanken,
erst einmal bei der SPD für diese ausführliche
Große Anfrage, und dann, na klar, auch für die Ant-
worten, obwohl darin viele Löcher wegen mangeln-
der Statistik vorhanden sind.

So wenig wie in einem dunklen Land Blindheit eine
Behinderung darstellt, so ist es auch für Alleiner-
ziehende in einem Land mit familiengerechten Ar-
beitsbedingungen und einer modernen Infrastruk-
tur. Die Benachteiligung von Familien mit nur ei-
nem Elternteil geht nicht von den Alleinerziehen-
den aus, sondern beruht auf gesellschaftlich kon-
struierten Barrieren, denen nicht einfach beizukom-
men ist. Projekte, Modellvorhaben und lokale
Bündnisse mögen den Prozess flankieren, beseiti-
gen können sie die Barrieren nicht einmal, wenn sie

auskömmlich finanziert wären, was sie im Übrigen
zum größten Teil nicht sind.

Die manifesten Barrieren müssen wir gezielt besei-
tigen. Ich nenne hier nur drei: Erstens. Steuerrecht.
Das Ehegattensplitting hat überhaupt nichts mit
Kindern in einer Familie zu tun.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Nach der neuesten Studie der Hans-Böckler-Stif-
tung aus dem Jahr 2010 höhlt dieses Steuerrecht
eindeutig die Erwerbsneigung von Frauen systema-
tisch aus. Also: Weg damit. Das Steuerrecht sollte
geändert werden zum Vorteil für die Kinder.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Zweitens. Familienfeindliche Arbeitsplätze. Die
Antwort auf die Große Anfrage lässt dankenswer-
terweise über die Erwerbsneigung von Alleinerzie-
henden keinen Zweifel. Entgegen aller üblen Nach-
rede suchen sogar mehr Alleinerziehende Unabhän-
gigkeit und Erfolg im Beruf als Mütter in Paarhaus-
halten. Sie wissen nämlich ganz genau, dass nur
diejenigen, die über eine möglichst lückenlose Er-
werbsbiografie verfügen und darüber hinaus privat
ansparen konnten, sich über ihr Alter keine Sorgen
zu machen brauchen. Diejenigen allerdings, die
trotz bestehendem Jobwunsch kein Angebot finden,
das zur Betreuungssituation des Nachwuchses passt
und deshalb arbeitslos sind, werden in Sachen Al-
tersversorgung für ihre Entscheidung, Kinder be-
kommen zu haben, bestraft. Die Wirtschaft wird
mittelfristig nicht darum herum kommen, den Inter-
essen der Alleinerziehenden entgegenzukommen,
will man auf deren Know-how nicht verzichten.
Von daher kann man dem anstehenden Fachkräf-
temangel etwas Positives abgewinnen: Die Arbeits-
bedingungen werden sich verändern, zum Nutzen
der Familien. Das sieht übrigens die Landesregie-
rung genauso.

Drittens. Armut. Das Armutsrisiko in Haushalten
von Alleinerziehenden ist höher als in Familien mit
zwei Elternteilen. Daraus folgt Jahre später die Ar-
mut im Alter. Nur eine existenzsichernde Beschäfti-
gung kann hier einen Ausweg bieten. Womit wir
wieder beim Arbeitsmarkt sind. Zu den unterstüt-
zenden Maßnahmen, die Alleinerziehenden die vol-
le Berufstätigkeit ermöglichen, gehört sicherlich
ein flächendeckendes Kinderbetreuungsangebot.
Das ist für Schleswig-Holstein vor allem für die
Kleinsten, also die Kinder unter drei Jahren, noch
nicht gegeben. Und auch die Schulinfrastruktur
ist bei Weitem noch nicht so, dass sie flächen-
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deckend eine unterstützende Maßnahme für die
Vollzeitbeschäftigung sein kann.

Die Antworten auf die Große Anfrage zeigen die
große soziale Spannbreite der Lebensformen allein-
erziehender Familien. Gerade darum ist es nötig,
dass auch die Unterstützungsangebote differenziert
werden. Die Landesregierung vermittelt allerdings
den Eindruck, als ob irgendwie alles auch zum Nut-
zen der Alleinerziehenden herangezogen werden
kann. Das ist einfach falsch. Nicht jede Maßnahme,
die die Chancen von Frauen auf dem ersten Ar-
beitsmarkt verbessert, dient der Unterstützung von
Alleinerziehenden. Die Landesregierung muss da
schon genauer hinsehen.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Ich würde sogar sagen, dass gerade vor dem Hinter-
grund der differenzierten Analyse, die wir jetzt in
der Hand haben, vor allem eines deutlich wird:

Nicht alle Alleinerziehenden haben Probleme. For-
scher warnen bereits davor, das Etikett „alleinerzie-
hend“ überzubewerten, weil dieser Status oft nur
vorübergehend gilt. Ein fehlender Schulabschluss
dagegen erledigt sich im Laufe des Lebens nicht
von selbst. Er ist Grund für lebenslange Probleme.

Gleiches gilt für den Befund Armut. Hartz-IV-Sät-
ze sind nicht ausreichend, um Kinder gesund zu er-
nähren und ihnen eine gleichberechtigte gesell-
schaftliche Teilhabe zu ermöglichen. Das gilt für
alle Kinder in sogenannten Hartz-IV-Haushalten,
und zwar unabhängig davon, ob sie mit einem El-
ternteil oder zwei Elternteilen zusammenleben.

Es gibt also genügend Sachen, die es anzupacken
gilt. Deshalb freue ich mich auf die ausführliche
Diskussion über diesen Antrag im Ausschuss.

(Beifall bei SSW und SPD)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, die Antwort der Landesre-
gierung auf die Große Anfrage, Drucksache 17/
1043, federführend dem Sozialausschuss und mit-
beratend dem Bildungsausschuss und dem Wirt-
schaftsausschuss zur abschließenden Beratung zu
überweisen. Wer so beschließen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 30 auf:

Die Kita-Landesmittel müssen in den Einrich-
tungen ankommen

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 17/1286 (neu)

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und
FDP
Drucksache 17/1323

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
stelle fest, das ist nicht der Fall. Dann eröffne ich
die Aussprache. Für die antragstellende Fraktion
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat Frau Abge-
ordnete Anke Erdmann das Wort.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Im
letzten Jahr haben wir mehrfach über den Wegfall
des beitragsfreien Kita-Jahres geredet. 35 Millio-
nen € wurden eingespart. Im Gegenzug wurden
10 Millionen € für die Kita-Qualität versprochen.

Ursprünglich hatten wir einen Minimalantrag ein-
gebracht. Die Zustimmung sollte Ihnen leichtfallen.
Der Antrag liegt übrigens voll im Trend. Er ist
nämlich zu 50 % ein Plagiat.

(Heiterkeit und Beifall bei BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die FDP hat noch Anfang dieses Monats gefordert,
sie erwarte, „dass die vom Land bereitgestellten zu-
sätzlichen 10 Millionen € für die Grundfinanzie-
rung der Kindertagesstätten auch bei den Kindern
ankommen“. Das war ein Zitat. Weiter hieß es:
„Die zusätzlichen Mittel des Landes dürfen nicht
zum Defizitausgleich genutzt werden.“ - Genau das
steht auch im grünen Antrag.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, das ist eine berechtigte
Sorge. In den Rat- und Kreishäusern wird über
Kürzungen nachgedacht, zum Beispiel in Schles-
wig-Flensburg. Diese Bemerkung richtet sich vor
allem an die CDU-Fraktion. Vom Land soll es 2011
1,1 Millionen € mehr für die Kitas geben. Das ist
gut. Die Kreistags-CDU vor Ort will aber
440.000 € bei den Kitas kürzen. Das ist „linke Ta-
sche, rechte Tasche“. Das war anders versprochen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Wenn die Union vor Ort kürzt, dann schrumpfen
die Qualitätsmittel wie Butter in der Sonne. Herr
von Boetticher ist nicht da, aber vielleicht sagen
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Sie, Frau Franzen, ihm dass er das als Parteivorsit-
zender einmal klären muss. Das Land muss sicher-
stellen, dass die Mittel bei den Kitas ankommen.
Wie stellen wir uns das vor?

Erstens. Man entscheidet sich für eine gezielte
Qualitätsverbesserung. Der Vorschlag der Wohl-
fahrtsverbände liegt Ihnen seit Juli vor, Herr Minis-
ter. Das geht dann so: Die Leitungszeit in den Kitas
wird ausgeweitet. Außerdem werden die Mittel für
Fortbildungen und für die Fachberatungen erhöht.
Damit kann man individuell fördern. Ferner könnte
die Umsetzung der guten Bildungsleitlinien, die
es gibt, die aber nicht gegenfinanziert waren, er-
möglicht werden. Fragen Sie in den Kitas nach,
Herr Minister. Das trifft den Nerv. Das kann man
auch nicht beim Hin- und Herrechnen irgendwie
vergessen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Lars Harms [SSW])

Zweitens. Wenn Sie mit der kommunalen Familie
vereinbaren wollen, dass die Förderung in Ihrem
Sinne bei den Einrichtungen ankommt, dann müs-
sen Sie das Kita-Gesetz ändern. Im vergangenen
Juni ging das auch ratzfatz von Mittwoch auf Frei-
tag. Ich finde, so schnell müssten Sie das gar nicht
machen, aber Sie könnten das machen, Herr Minis-
ter, aber Sie wollen das nicht.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

- Der Minister kann es anregen. Das hat er auch
versprochen. Wir wissen, dass die Regierung natür-
lich Gesetzentwürfe einbringen kann, und dass Sie
ihm dabei folgen werden, da sind wir uns ganz si-
cher, Herr Kubicki.

Was macht der Minister stattdessen? - Es gibt, das
sage ich - sehr ungern - auch in Richtung der FDP-
Fraktion, einen Erlassentwurf aus dem Hause
Klug. Ich habe einmal versucht, diesen sinnerfas-
send zu lesen. Dieser Entwurf soll die Aufteilung
für den Kita-Bereich regeln. Das ist ein gutes An-
liegen, und das ist anspruchsvoll. Das wissen wir.
Nach diesem ganzen Erlassdesaster wünscht man
sich aber eine sorgfältig durchdachte Regelung.

Die Qualitätsverbesserungen machen Sie an zwei
Punkten fest. Das sind nicht unsere, aber das kann
man so machen. Dies ist zum einen die Förderung
von Kindern mit Migrationshintergrund. Das finden
wir gut. Das betrifft zum anderen längere Betreu-
ungszeiten. Da kann man auch sagen: Das ist mehr
Qualität.

Ich bleibe einfach einmal in Ihrer Logik: Ihr ausge-
sprochenes Ziel ist es also, längere Betreuungszei-
ten zu belohnen. Das konterkarieren Sie aber mit
Ihrem Erlassentwurf. Ein Kita-Platz für ein Kind
unter drei Jahren soll so gefördert werden: ein Vier-
Stunden-Platz mit knapp 550 € pro Stunde, ein
Fünf-Stunden-Platz mit knapp 440 € pro Stunde,
die sechste Stunde mit 150 €, die siebte Stunde gar
nicht und die achte Stunde mit 250 €.

Wenn Sie mir nicht folgen konnten, dann ist das
normal. Dahinter steht nämlich überhaupt keine Lo-
gik. Da hat jemand mit Excel herumgespielt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der SPD)

Frau Präsidentin, vielleicht wollen Sie den Abge-
ordneten Kubicki mal reinquotieren.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Aber Sie müssen meine Zeit anhalten, die läuft mir
sonst weg.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Die Zeit wird angehalten und entsprechend zuge-
rechnet. Für eine Zwischenfrage erteile in dem
Herrn Fraktionsvorsitzenden Wolfgang Kubicki das
Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Frau Kollegin,
habe ich Ihren vehementen Angriff gegen die
Erlassentwürfe aus dem Ministerium des
Kollegen Dr. Klug so zu verstehen, dass Sie
meine Auffassung teilen, dass wir dort neue
Mitarbeiter brauchen, weil er die Erlassent-
würfe nicht selbst schreibt.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ich gehe davon aus, dass die Erlassentwürfe in
wichtigen Punkten, die der Minister zugesagt hat,
auch vom Minister sinnerfassend gelesen, durchge-
rechnet und anschließend abgezeichnet werden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der SPD)

Diesen Eindruck hat man aber nicht; denn der Er-
lassentwurf führt dazu, dass genau das Gegenteil
von dem passiert, was der Minister sagt. Es besteht
der Anreiz für die Kommunen - Sie müssen stehen
bleiben, solange ich Ihre Frage beantworte -, mög-
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lichst viele Vormittagsplätze und möglichst keine
Nachmittagsplätze zu haben. Sie dürfen sich setzen,
Herr Kubicki.

Interessant ist auch, dass Kinder unter drei Jah-
ren vormittags einen höheren Zuschussbetrag
brauchen als Kinder ab drei Jahren. Das ist logisch.
Nachmittags geht es dann aber irgendwie nicht
mehr.

Wenn man so denkt, wie Sie denken, müsste man
es so machen: kleiner Fixkostenanteil - das haben
Ihnen auch andere Leute schon gesagt - dann ein
Zuschuss pro Kind und Stunde. Außerdem unter-
scheidet man zwischen den ganz lütten Kindern und
den Kindern ab drei Jahren. So schwer ist das also
nicht. Dann könnten die Kreise und kreisfreien
Städte auch auf dieser Sachlogik aufbauen. Das
können sie momentan aber nicht.

Es muss heißen: Bedenkst du noch, oder erlässt du
schon, aber nicht anders herum.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der SPD)

Der Kernpunkt, durch den sich unser Antrag vom
Antrag der regierungstragenden Fraktionen unter-
scheidet, ist, Herr Minister, dass Sie sicherstellen
müssen, dass das Geld für bestimmte Qualitäts-
maßnahmen in den Kitas ankommt. Das hat die
Regierung versprochen. Die steht in der Pflicht.
Deswegen stellen wir diesen Antrag, dem Sie ein-
fach einmal zustimmen könnten. Es tut gut, auch
einmal Ja zu sagen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der SPD)

Frau Präsidentin, ich beantrage, beide Anträge zu
eigenständigen zu erklären und alternativ darüber
abzustimmen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die CDU-Fraktion erteile ich der Frau Abgeord-
neten Marion Herdan das Wort.

Marion Herdan [CDU]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Frühkindliche Bildung genießt in
Schleswig-Holstein einen hohen Stellenwert. Daher
hat die Regierungskoalition von CDU und FDP die
von Rot-Grün zementierte Deckelung der Kita-Fi-
nanzierung auf 60 Millionen € beendet. Nunmehr

stellt das Land Schleswig-Holstein ab 2011 jährlich
70 Millionen € für Kindertagesstätten zur Verfü-
gung.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, dies ist ein wichtiger
Schritt in die richtige Richtung, mit dem nachhalti-
ge Qualitätsverbesserungen in den Einrichtungen
ermöglicht werden.

In Schleswig-Holstein sind Kreise und kreisfreie
Städte seit 1992 Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe. Ihnen obliegt es, den Bedarfsplan für Kinder-
tageseinrichtungen und Tagespflege zu erstellen
und regelmäßig zu aktualisieren. Die Mittelvertei-
lung wird neben dem FAG in ergänzenden Verwal-
tungsvorschriften geregelt.

Zuschussempfänger sind Kreise und kreisfreie
Städte. Diese sollen - mit Genehmigung des Präsi-
diums zitiere ich wörtlich aus dem Entwurf der För-
derrichtlinien für 2011 -: „eigenverantwortlich ihre
Aufgaben zur Betreuung und Förderung von Kin-
dern in Kindertageseinrichtungen und Tagespflege-
stellen erfüllen können und die Mittel entsprechend
weiterleiten“.

Unter den Zuschussvoraussetzungen ist unter ande-
rem geregelt, dass die Landesmittel nur an Träger
von Kindertageseinrichtungen oder an Tagespflege-
stellen gezahlt werden dürfen, die auch tatsächlich
in den Bedarfsplan aufgenommen sind. Beide Re-
gelungen finden sich fast wortgleich bereits in den
Förderrichtlinien von 2010.

Bereits seit dem 1. Januar 1993 zeichnen die Kreise
und kreisfreien Städte für die Verteilung der Lan-
desmittel an die Träger der Einrichtungen verant-
wortlich. Warum nun aus Sicht der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN diese seit 18 Jahren
bewährte Praxis auf einmal nicht mehr geeignet
sein soll,

(Zuruf der Abgeordneten Anke Erdmann
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

eine bestimmungsgerechte Weiterleitung der Lan-
desmittel durch die Träger der Jugendhilfe zu ge-
währleisten, erschließt sich mir beim besten Willen
nicht.

(Beifall bei der CDU)

Bei aller kritischer Betrachtung

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Robert Habeck
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]

vermag ich nicht zu erkennen, warum dieser Vor-
gang nun infrage gestellt wird. Die Bedenken der
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Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN können
doch nicht ernsthaft mit der zweifellos schwierigen
Finanzlage der Städte und Kommunen begründet
sein.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Frau Abgeordnete Herdan, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage der Frau Abgeordneten Erdmann zu?

Marion Herdan [CDU]:

Nein, vielen Dank. Ich möchte diesen Gedanken
gern zu Ende führen.

Dies anzunehmen, was Sie von den Grünen vermu-
ten, hieße auch zu vermuten, dass es möglicherwei-
se schon in der Vergangenheit zu nicht bestim-
mungsgemäßer Weiterleitung von Landesmitteln
durch Kreise und Städte gekommen sein könnte.

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war eine FDP-Pressemitteilung! -
Zurufe der Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP] und Thorsten Fürter [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN] - Weitere Zurufe -
Glocke der Präsidentin)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Wort hat Frau
Abgeordnete Herdan.

Marion Herdan [CDU]:

Vielen Dank Frau Präsidentin. - Dieses Gedanken-
spiel der Grünen gefällt gar nicht.

(Lachen bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn es schürt ohne Not ein Klima von Argwohn
und Misstrauen. Es ist nun einmal so, wie es ist.
Wer so argumentiert, sollte auch die Stirn haben, zu
sagen und konkret zu benennen, wie er zu seiner
Annahme kommt, dass Landesmittel bei den Kreis-
en und kreisfreien Städten womöglich zum eigenen
Defizitausgleich genutzt würden.

(Antje Jansen [DIE LINKE]: Das stimmt
doch!)

Tatsache ist, dass Kreise und kreisfreie Städte als
Träger der Jugendhilfe seit nunmehr fast 20 Jahren
verlässliche Partner des Landes sind und ihre Auf-
gaben im Bereich der Jugendhilfe wahrnehmen.

(Beifall bei der CDU und der Abgeordneten
Cornelia Conrad [FDP])

Daher wird das Bildungsministerium auch im Zu-
sammenwirken mit den kommunalen Landesver-
bänden die dringend gebotene Neuordnung der
Kita-Finanzierung vornehmen. Vereinfachung
von Verflechtungsbeziehungen und mehr Transpa-
renz im Rahmen der Kita-Finanzierung wurden im
Übrigen nicht nur seit Längerem von der CDU an-
geregt. Auch die Verbände im Land und der Lan-
desrechnungshof haben in der Vergangenheit ver-
einfachte Finanzstrukturen angemahnt. All dies
wird nun mit der einsetzenden Subjektförderung
in die Tat umgesetzt.

Trotz der angespannten Haushaltslage des Landes
setzt die Landesregierung hier neben dem U3-Aus-
bau einen klaren Schwerpunkt. Die zusätzlichen
Mittel werden dazu eingesetzt, erhöhten zeitlichen
und qualitativen Betreuungsaufwand in den Ein-
richtungen abzudecken. Gut ausgestattete Kinderta-
geseinrichtungen und Tagespflegestellen sind nicht
nur für die Familien, die sie nutzen, wichtig. Auch
für Städte und Gemeinden ist eine attraktive Infra-
struktur im Bereich der Kinderbetreuung vorteil-
haft.

Ich bitte um Zustimmung zu unserem Antrag.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Detlef Buder das Wort.

(Zuruf des Abgeordneten Hans-Jörn Arp
[CDU])

Detlef Buder [SPD]:

Was redest du da schon wieder? - Frau Präsidentin!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vorab eine kurze
Vorbemerkung zu den Investitionen des Landes,
auch in der Vergangenheit, und zu einer Bemer-
kung des Fraktionsvorsitzenden der CDU von
gestern. In Bezug auf den Hinweis, man schleiche
sich scheinheilig davon und übe sich im Beiseitewi-
schen von Zuständigkeiten hinsichtlich der Investi-
tionen im Bildungsbereich, möchte ich Folgendes
vorwegschicken, damit wir zu keiner weiteren Dis-
kussion - jedenfalls für mich - kommen. Ich beken-
ne mich dazu: Ich betrachte Investitionen und
Ausgaben im Bildungsbereich grundsätzlich als
investive Ausgaben,

(Zuruf von der CDU: Ja, klar!)
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und zwar als investive Ausgaben für die Zukunft
der Kinder und Jugendlichen in unserem Land und
für unser Land.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Zuruf des Abgeordneten Wolf-
gang Kubicki [FDP])

- Herr Kubicki, für mich sind das keine konsumti-
ven Ausgaben, die hier unter anderen Regeln veran-
schlagt werden.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

- Da Sie offensichtlich das Essen für Kinder mit In-
vestitionen in die Zukunft gleichsetzen, können Sie
das natürlich tun. Es freut mich, dass wir dann an
dieser Stelle über die entsprechenden Punkte weiter
zu diskutieren können.

Mit dieser Aussage schleiche ich mich also nicht
davon, sondern nehme sehr deutlich Stellung. Die-
sen Punkt brauchen wir in Zukunft nicht weiterdis-
kutieren.

(Heiterkeit bei der CDU - Dr. Christian von
Boetticher [CDU]: Das entscheiden nicht
Sie!)

- Herr von Boetticher, Sie scheinen wohl aus Ham-
burg keine Lehren gezogen zu haben. - Für mich
gibt es im Bildungsbereich grundsätzlich keinen Fi-
nanzierungsvorbehalt. Herr Kubicki, die 18 % bei
der FDP sind auch in weite Ferne gerückt.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, erinnern
wir uns daran: Die CDU hat in der Großen Koaliti-
on gemeinsam mit uns die Gebührenfreiheit des
letzten Kita-Jahres vor der Einschulung beschlos-
sen und sich in diesem Zusammenhang landauf,
landab dafür feiern lassen. In ihrem Wahlprogramm
heißt es denn auch hochtönend:

„Seit August dieses Jahres ist das letzte Kin-
dergartenjahr auf Initiative der CDU bei-
tragsfrei.“

Mittlerweile ist es nicht mehr beitragsfrei; das wer-
den Sie wahrscheinlich nicht mehr als Eigeninitiati-
ve verkaufen. Aber es geht im Moment nicht dar-
um, die bildungspolitische Beliebigkeit der CDU zu
erörtern, sondern darum, welches die Ziele der Poli-
tik in der vorschulischen Bildung sein sollten und
wie man diese Ziele am besten erreicht.

Die vorschulischen Bildungseinrichtungen haben
doppelte Funktion: Sie sollen für berufstätige El-
tern, besonders Alleinerziehende - die eben disku-
tierte Antwort auf die Große Anfrage hat das auch

gezeigt -, die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf ermöglichen und einen Grundstock für die gei-
stige, seelische, soziale und körperliche Entwick-
lung der Kinder im Vorschulalter legen. Das müs-
sen wir uns immer wieder vor Augen führen.

Der bildungspolitische Aspekt ist gegenüber dem
sozialpolitischen Aspekt heute eindeutig der wichti-
gere geworden, weil nur gut funktionierende, am
Wohl der Kinder ausgerichtete Einrichtungen mög-
lichst schon vor der Schule einen Beitrag dazu leis-
ten sollen und können, sozial sehr unterschiedlich
verteilte Bildungschancen wenigstens zum Teil
auszugleichen, damit sich das Kernproblem des
deutschen Schulsystems nicht von Generation zu
Generation fortschleppt, dass sich nämlich schlech-
te Bildungs- und damit Lebenschancen immer wei-
ter vererben.

(Beifall der Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD] und Siegrid Tenor-Alschausky [SPD])

Aus unserer Sicht bleibt es deshalb ein wichtiges
Ziel, dass möglichst alle Kinder vor der Ein-
schulung mehrere Jahre eine Kindertagesstätte be-
suchen. Es darf deshalb in keinem Falle dazu kom-
men, dass Eltern ihr Kind etwa in die Kita schicken
wollen, es aber aus finanziellen Gründen nicht kön-
nen. Denn wir wissen, dass die Elternbeiträge in
Schleswig-Holstein im Bundesvergleich relativ
hoch sind und dass die Sozialstaffeln der Kreise
sehr unterschiedlich ausfallen.

(Beifall der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

Die Landesregierung hat die bittere Pille, das dritte
Kita-Jahr wieder gebührenpflichtig für die Eltern zu
machen, damit überzuckern wollen, dass sie den
Zuschuss für den Betrieb der Kitas von 60 auf
70 Millionen € aufgestockt hat. In der damaligen
Debatte ist das von allen Beteiligten, ganz beson-
ders von den Eltern, so interpretiert worden, dass
diese 10 Millionen € in vergleichbarer Weise wie
die bisherigen 60 Millionen € in die Grundfinanzie-
rung eingehen.

(Beifall der Abgeordneten Serpil Midyatli
[SPD] und Dr. Ralf Stegner [SPD])

Der Erlassentwurf des Bildungsministeriums sieht
jedoch eine andere Regelung vor. Danach sollen
diese 10 Millionen € zweckgebunden für verlän-
gerte Betreuungszeiten und für die Sprachförde-
rung von Kindern mit Migrationshintergrund ein-
gesetzt werden.

Um hier nicht missverstanden zu werden: Selbst-
verständlich ist die Sprachförderung ein richtig ge-
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setzter Schwerpunkt - wobei wir uns darüber im
Klaren sein sollten, dass sie keineswegs nur für
Kinder mit Migrationshintergrund erforderlich ist,
die mit völlig unzureichenden Fertigkeiten in der
deutschen Sprache eingeschult werden. Ihr Erlass-
entwurf hat bei den Betroffenen ähnlich wenig Ap-
plaus entlockt wie Ihre anderen Erlassetüden, die
Sie sehr schnell wieder einsammeln mussten.

Es wird besonders seitens der Eltern kritisiert, dass
Ihr Vergabeverfahren zwar zu einer Verteilungsge-
rechtigkeit auf der Ebene der Kreise führe, es dann
aber den Kreisen selbst überlasse, ob sie diese Mit-
tel tatsächlich dafür verwenden, die genannten Zie-
le umzusetzen, um die Versorgungsstandards in den
Kitas zumindest zu halten oder möglichst zu ver-
bessern.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zum Schluss.

(Beifall des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Detlef Buder [SPD]:

Ich komme jetzt zum letzten Satz - ich könnte noch
mehr dazu sagen -: Dies bedeutet, dass Sie keinerlei
Regelungen getroffen haben, die von der Pro-Kopf-
Regelung, die Sie anstreben, abgehen, und dass Sie
nicht die Verbesserung der pädagogischen Tätig-
keit der Kitas in Zukunft fördern werden.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, formulieren Sie Ihren letzten
Satz!

Detlef Buder [SPD]:

Wir werden es nicht zulassen, dass Sie auf diesem
Weg weiter schreiten.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die FDP-Fraktion erteile ich der Frau Abgeord-
neten Cornelia Conrad das Wort.

Cornelia Conrad [FDP]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Zunächst einmal muss an dieser Stelle deutlich her-
vorgehoben werden, dass die Landesregierung mit
der Aufstockung der Kita-Finanzierung von

60 Millionen € auf 70 Millionen € einen erhebli-
chen Beitrag zur Qualitätsverbesserung der Kinder-
betreuung vor Ort leistet.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vielleicht sollte ich Sie hier noch einmal daran er-
innern, dass es im Jahr 2004 die rot-grüne Landes-
regierung war, die die Mittel für die Kita-Finanzie-
rung auf 60 Millionen € gedeckelt hat. Dies hat die
damalige Bildungsministerin Ute Erdsiek-Rave
auch noch Jahre später als großen Erfolg verkauft.

Solch eine schiefe Sichtweise ist schlicht entlar-
vend, denn die Deckelung hatte zur Folge, dass der
Landesanteil an der Kita-Grundfinanzierung
jährlich mehr und mehr sank und den Kommunen
zwangsläufig immer mehr finanzielle Lasten aufge-
bürdet wurden.

Ich stelle fest: Die Ansprüche von SPD und Grü-
nen, Politik für die Jüngsten in unserer Gesellschaft
zu machen, lösen sich dann in Luft auf, wenn es
gilt, sie tatkräftig umzusetzen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Ich stelle weiterhin fest: CDU und FDP haben
agiert und jetzt den Landesanteil an der Kita-Finan-
zierung trotz verschärften Konsolidierungsdrucks
deutlich erhöht, nämlich um 10 Millionen €.

Wir nehmen den bildungspolitischen Auftrag ernst.
Wir fördern Kinder frühstmöglich, weil wir der An-
sicht sind, dass damit die sozialen und migrations-
bedingten Unterschiede deutlich reduziert werden
können.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Damit dieses Geld noch effizienter bei den Kindern
vor Ort ankommt, ist diese Aufstockung der Lan-
desmittel an Verteilungskriterien geknüpft und
darf darüber hinaus nur zweckgebunden Verwen-
dung finden.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Frau Abgeordnete Conrad, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage der Frau Abgeordneten Heinold zu?

Cornelia Conrad [FDP]:

Nein, Frau Präsidentin, die lasse ich nicht zu.

Meine Damen und Herren, die vom MBK festge-
legten Kriterien sorgen für ein Verteilungssystem,
das in seiner Transparenz vorbildlich ist und die
richtigen Anreize setzt. Neben einer Basisförde-
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rung aller betreuten Kinder sind neue Kriterien in
das Blickfeld gerückt. Die Länge der Betreuungs-
zeit, aber auch Aspekte wie der Anteil von Kindern
mit Migrationshintergrund fließen in den Vertei-
lerschlüssel ein. Und eines ist sicher: Alle Beteilig-
ten bekommen mehr Mittel, damit die Qualität der
Kindertagesstätten in unserem Land zielorientiert
verbessert werden kann.

Zum Vorwurf, die zusätzlichen Landesmittel
kämen bei den Kommunen nicht an, ist Folgendes
anzumerken: Der Landeshaushalt wurde erst im
Dezember verabschiedet. Der Erlassentwurf befin-
det sich noch in der Anhörung. Die Landesmittel
werden dann in zwei Raten im März und im August
aufgeteilt.

Da die Kita-Finanzierung laut Kindertagesstätten-
gesetz eine Gemeinschaftsaufgabe ist, kann nicht
das Land dafür verantwortlich gemacht werden,
wenn sich eventuell andere aus ihrer Verantwor-
tung stehlen. Eine Kette ist immer nur so stark wie
ihr schwächstes Glied. Allerdings: Wer vor diesem
Hintergrund jetzt per Generalverdacht behauptet,
die Kommunen würden entsprechende Mittel im
allgemeinen Haushalt versickern lassen, der hat die
Realität in unserem Land aus den Augen verloren.

Denn die kommunalen Landesverbände haben sich
zu diesem Thema eindeutig bekannt. Ich zitiere mit
Erlaubnis der Frau Präsidentin aus dem Protokoll
der Sitzung der Lenkungsgruppe, in der die Kom-
munen sicherstellen, „dass sie die Erhöhung des
Betriebskostenanteils in Höhe von 10 Millionen €
ausschließlich für die Qualitätsverwendung der
Kindertagesbetreuung nutzen wollen“.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Frau Abgeordnete, lassen Sie eine Zwischenfrage
der Frau Abgeordneten Erdmann zu?

Cornelia Conrad [FDP]:

Nein, auch diesmal nicht, Frau Präsidentin. Ich bin
ja auch gleich fertig.

Vor diesem Hintergrund schon im Vorwege und ge-
nerell unseren Kommunen im Lande zu misstrauen,
halte ich, gelinde gesagt, für unangemessen und
nicht angebracht. Die Versprechen sind gegeben,
und wir haben keinen Anlass, daran zu zweifeln.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich der Frau
Abgeordneten Ellen Streitbörger das Wort.

Ellen Streitbörger [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In der
Aktuellen Stunde am 19. Mai des letzten Jahres er-
klärte uns der Herr Bildungsminister, dass die früh-
kindliche Bildung trotz schwieriger Haushaltslage
ein Schwerpunktthema der Landesregierung sei.

(Heike Franzen [CDU]: Da hat er recht ge-
habt!)

Das war für uns Oppositionsparteien nicht erkenn-
bar, denn wie verträgt sich dieses Bekenntnis mit
der gleichzeitigen Streichung des beitragsfreien
Kita-Jahres?

(Lars Harms [SSW]: Das war sein Schwer-
punkt!)

- Wahrscheinlich.

Als Trost für diese Streichung sollten die Landes-
mittel für die Kitas um 10 Millionen € erhöht wer-
den. Auf diese Weise sollte die Qualität der Kin-
dertageseinrichtungen gesichert werden. Bei den
Betroffenen kam dieser Trost nicht wirklich an,
denn allen war klar, dass diese Summe kaum die
Kostensteigerungen der vergangenen Jahre auffan-
gen würde.

Trotzdem haben nun die Kitas im Lande auf die
60 Millionen € zur Verbesserung der Qualität der
frühkindlichen Bildung gewartet. Die spannende
Frage war: Wo bleiben die Millionen? Obwohl die
Pläne seit einem Dreivierteljahr öffentlich sind, gibt
es noch keinen Erlass, der die Verteilung der Mittel
regelt.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das verstehen Sie
nicht!)

- Nein, Herr Kubicki. Vielleicht verstehen Sie es
nicht.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Nicht einmal
Mindestniveau!)

Zeitmanagement scheint mir ein zentrales Problem
im Bildungsministerium zu sein. Mir stellt sich die
Frage nach den Gründen: Überforderung oder Ar-
beitsverweigerung des Bildungsministers?

(Beifall bei der LINKEN)

Ein nachfrage- und qualitätsorientiertes Finan-
zierungssystem sollte entstehen, das den Verwal-
tungsaufwand gering hält und Transparenz schafft.
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Dieses Vorhaben klingt zunächst vernünftig. Schaut
man genauer hin, offenbart sich ein gewohntes
Bild: Es ist schon erstaunlich, mit welcher Präzisi-
on unsere Landesregierung ihre Fehler wiederholt.
Mit Verlässlichkeit im üblichen Sinne hat das Han-
deln des Ministers nicht viel zu tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Ob zu kurzfristig eingeforderte Beschlussfassungen
an den Schulen - diese Liste will ich jetzt gar nicht
erweitern - oder vergebliches Warten auf Mittelzu-
weisung für Maßnahmen in den Kitas, klar ist:
Wenn es um die Umsetzung schwarz-gelber Bil-
dungsvorhaben geht, kann man ziemlich sicher
sein, dass etwas schiefgeht. Diese Art von Verläss-
lichkeit brauchen wir in der Bildungspolitik nicht.

(Beifall bei der LINKEN, SPD und SSW)

Abgesehen davon, dass im Entlassentwurf nicht
mehr die Rede von Verbesserung der Kita-Stan-
dards ist, verzichtet das Ministerium auch noch auf
einen Verwendungsnachweis für die Mittelverga-
be.

Da bleibt nur zu hoffen, dass die Mittel auch in den
Kitas ankommen und die in Not geratenen Kommu-
nen nicht in Versuchung kommen, Haushaltslöcher
damit zu stopfen.

Bekannt kommt uns auch die
„Informationspolitik“ des Bildungsministeriums
in dieser Sache vor. Ähnlich wie bei der Umsetzung
des Schulgesetzes zeigt das Ministerium auch hier
wieder, wie wenig Wert man auf die Einbeziehung
der Betroffenen legt.

(Beifall bei der LINKEN)

DIE LINKE fordert eine umfassende Förderung al-
ler Kinder. Natürlich müssen Mittel für die Sprach-
förderung bereitgestellt werden. Das ist selbstver-
ständlich. Sprache ist die Grundlage für Bildung.
Die Aufstockung der Kita-Mittel sollte nach unse-
rer Auffassung jedoch zur direkten Qualitätssteige-
rung eingesetzt werden. Genau aus diesem Grund
kritisieren wir den Erlassentwurf. Denn er sieht nur
für die Sprachförderung von Kindern aus Familien,
in denen überwiegend kein Deutsch gesprochen
wird, und für die Erhöhung der Betreuungszeiten
einen Zuschlag vor. Das geht uns nicht weit genug.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Probleme, die die Kitas immer wieder bekla-
gen, sind weitreichender. Dabei geht es um über-
füllte Gruppen, um die Überforderung der Erziehe-
rinnen und um Krankenhöchststände. Hier wird

dringend mehr Geld gebraucht, um die Qualität der
Einrichtungen abzusichern.

(Beifall bei der LINKEN)

10 Millionen € sind nicht genug, um Qualitätsstan-
dards wirklich zu erhöhen. Wir fordern eine aus-
kömmliche Finanzierung der Kitas, um Standards
und Arbeitsbedingungen zu verbessern, um Famili-
en zu entlasten und allen Kindern die Teilhabe an
einer guten frühkindlichen Bildung zu ermöglichen.

Den vorliegenden Antrag der Grünen unterstützen
wird, auch wenn er viel zu kurz greift. Aber die
vorgesehenen Mittel sollten zumindest zügig in den
Einrichtungen ankommen.

(Beifall bei der LINKEN, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion des SSW erteile ich dem Herrn
Abgeordneten Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Als kleine Entschädigung für die
Abschaffung des beitragsfreien dritten Kita-Jahres
nach nicht einmal einjähriger Laufzeit wurde den
Betroffenen die Aufstockung der Mittel für die Ki-
ta-Betriebskosten geboten. Die Erhöhung dieser
Summe von 60 Millionen € auf 70 Millionen € soll-
te dabei ausschließlich der Sicherung oder sogar der
Verbesserung der Bildungsqualität in den Kinderta-
gesstätten zugutekommen.

Daran, dass hier Fortschritte dringend nötig sind,
kann es überhaupt keinen Zweifel geben. Die Kita-
Gruppen sind oftmals überfüllt, die Leitungsebene
ist nicht selten überfordert, und der Krankenstand
sowie die Fluktuation der Fachkräfte sind enorm
hoch.

Vor diesem Hintergrund begrüßt der SSW grund-
sätzlich die Absicht, durch die Bereitstellung zu-
sätzlicher Mittel eine Qualitätsverbesserung in der
frühkindlichen Bildung zu erreichen. Auch wenn
diese Erhöhung aus unserer Sicht kaum ausreichen
wird, um den aktuellen Standard zu halten, muss
natürlich sichergestellt werden, dass diese Gelder in
den Einrichtungen auch ankommen.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])
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Der Forderung der Grünen, der zufolge die Landes-
regierung hierfür Sorge tragen muss, schließt sich
der SSW an.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Grundsätzlich halten wir es allerdings für beschä-
mend, dass Schleswig-Holstein eines der Länder
mit den geringsten Ausgaben für die frühkindliche
Bildung ist. Allen sollte doch klar sein, wie absolut
lohnenswert Investitionen in diesem Bereich sind
und welchen wichtigen Beitrag wir damit zur Zu-
kunftsfähigkeit unseres Landes leisten können.

(Beifall der Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD] und Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Doch vor dem Hintergrund der Streichung des bei-
tragsfreien Kita-Jahres, die ja nichts anderes als ei-
ne Kürzung um rund 35 Millionen € bedeutete,
wird der geringe Stellenwert dieses Themas für die
Landesregierung deutlich. Auch die zusätzlichen
Mittel ändern daran so gut wie nichts.

Natürlich sind die Zuweisungen zur Förderung von
Kindertageseinrichtungen und Tagespflegestellen
nach § 25 e des Finanzausgleichsgesetzes zweckge-
bunden. Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen
Landesverbände weist zu Recht darauf hin, dass
diese auch vollumfänglich dem Zweck der Kinder-
tagesbetreuung zugutekommen. Doch wir alle wis-
sen, dass diese Gelder von der kommunalen Ebe-
ne mitunter indirekt dazu genutzt werden, um den
eigenen Haushalt zu sanieren. Denn die Auf-
stockung des Landesanteils wird von einigen Kreis-
en und kreisfreien Städten zum Anlass genommen,
den eigenen Anteil an der Finanzierung zu kürzen.
Ein konkretes Beispiel haben wir ja gehört.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Da sie als Zuschussempfänger selbstständig für die
weitere Verteilung dieser Mittel sorgen und sich da-
bei nicht selten in einer sehr schwierigen finanziel-
len Situation befinden, war diese Entwicklung ei-
gentlich absehbar. Die dringend notwendige Ver-
besserung der Bildungsqualität in den Einrich-
tungen wird so leider nicht erreicht.

Die Tatsache, dass sich die Regierung nun zurück-
lehnt und die Verantwortung einfach auf die örtli-
chen Träger der Jugendhilfe abwälzt, halten wir für
sehr bedenklich. Den unbedingten Willen, etwas für
die Kita-Qualität zu tun und damit die frühkindliche
Bildung zu stärken, kann ich jedenfalls hieran kaum
erkennen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Nun bleibt uns nur, an die Städte und Gemeinden
zu appellieren, damit sie auch weiterhin ihren Teil
zur Qualitätssicherung und -verbesserung in den
Einrichtungen beitragen. Denn nur auf diesem Weg
können wir wichtige Ziele wie die Verbesserung
des Fachkraft/Kind-Schlüssels oder auch bessere
Arbeitsbedingungen und Fortbildungsmöglichkei-
ten erreichen.

Aus Sicht des SSW wird in dieser Situation vor al-
lem eines deutlich: Die bestehenden Regelungen
zur Finanzierung von Kindertageseinrichtungen
sind zunehmend unüberschaubar und letztlich man-
gelhaft. Wir halten es deshalb für dringend notwen-
dig, die Finanzierung der frühkindlichen Bil-
dungseinrichtungen klarer zu regeln. Hier sehen
wir die Landesregierung eindeutig in der Pflicht,
über das Landesrecht für einen verlässlichen Rah-
men und für mehr Transparenz zu sorgen. Die blo-
ße Umstellung auf die Subjektförderung reicht hier
nicht aus.

(Beifall beim SSW und der Abgeordneten
Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Im Sinne der Eltern und Kinder müssen dann auch
Themen wie die landesweite Bedarfsermittlung und
eine landeseinheitliche Sozialstaffel offen diskutiert
werden. Es versteht sich von selbst, dass hier alle
Beteiligten einbezogen werden müssen.

(Beifall bei SSW und der LINKEN sowie
vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich der Frau
Abgeordneten Anke Erdmann von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin, es tut mir leid, dass ich zu dieser
Stunde noch ans Rednerpult gehen muss. Aber
Zwischenfragen werden ja abgeblockt.

Ich möchte nur fürs Protokoll Folgendes klarstel-
len: Der von Frau Herdan und Frau Conrad viel ge-
scholtene Satz - ich zitiere -:

„Die zusätzlichen Mittel des Landes dürfen
nicht zum Defizitausgleich genutzt werden“,

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ja!)

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 43. Sitzung - Freitag, 25. Februar 2011 3677

(Flemming Meyer)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2941&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3075&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3075&format=WEBVOLLLANG


der sich auf die Kommunen bezieht, stammt aus ei-
ner FDP-Pressemeldung vom 3. Februar 2011.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich nehme an, dass die FDP diesen Satz so interpre-
tiert, wie wir das auch tun, nämlich nicht als Miss-
trauensantrag gegenüber den kommunalen Landes-
verbänden - also anders, als es Frau Herdan in der
Bildungsausschusssitzung getan hat; dort hat sie ei-
ne Breitseite gegen die kommunalen Landesverbän-
de im Bereich der Konnexität losgetreten -, sondern
dass sie das auf das Abstimmungsverhalten der
CDU vor Ort bezogen hat, so wie ich es auch bei-
spielsweise für den Kreis Schleswig-Flensburg
deutlich gemacht habe.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD] - Christopher Vogt [FDP]: Dass die
Grünen aber auch immer alles abschreiben
müssen! - Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist
ja zurzeit „in“!)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Landesregierung erteile ich jetzt dem Herrn
Minister Dr. Ekkehard Klug das Wort.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Sprecher der Opposition - das richtet sich insbeson-
dere an jene, die 2004 im Land regiert haben, also
an SPD und Grüne - unterliegen offensichtlich ei-
nem kompletten Gedächtnisverlust. Es waren doch
Sie oder Ihre politischen Freunde, die damals in der
Verantwortung gewesen sind, die den Landeszu-
schuss für die Kitas bei der Summe von 60 Millio-
nen € eingefroren haben.

(Beifall bei FDP und CDU)

Wir haben diesen Fehler korrigiert. Mit diesem
Haushalt ist das anders geworden.

Das wird Sie jetzt vielleicht überraschen: Es ist
vollkommen richtig, dass bisher keine zusätzlichen
Mittel angekommen sind. Das konnten sie auch
nicht, denn diese Landesmittel werden - das ist seit
Jahren so, und eigentlich wissen das die Fachleute
auch - in zwei Tranchen, nämlich eine im März und
eine im August, an die kommunalen Gebietskörper-
schaften ausgezahlt. Das ist alles auch nichts sensa-
tionell Neues. Wir stocken die Landesmittel nach
dem Beschluss des Landtages vom Dezember 2010
um 10 Millionen € auf.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Baasch
[SPD])

Was wir nun tun wollen, ist Folgendes: Wir vertei-
len die Landesmittel in Höhe von 60 Millionen €
nach einheitlichen und transparenten Kriterien an
die Kreise und kreisfreien Städte. Dies soll sich
nach der Zahl der betreuten Kinder richten. Es ist
also tatsächlich - das ist auch schon erwähnt wor-
den - ein Einstieg in Richtung auf die Subjektför-
derung, zunächst aber Verteilungskriterium für die
Übertragung der Mittel vom Land auf die einzelnen
Kreise und kreisfreien Städte.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Frau Abgeordneten Spoorendonk?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ja, gern.

Anke Spoorendonk [SSW]: Herr Minister,
vielen Dank für Ihre Erläuterungen. Ich glau-
be, die sind hinlänglich bekannt. Darum habe
ich noch eine Frage: Wie werden Sie vor die-
sem Hintergrund sicherstellen, dass die Qua-
litätssicherung, die die Landesregierung mit
diesen zusätzlichen 10 Millionen € bezweckt,
nicht konterkariert wird, weil die Träger der
Jugendhilfe das Geld zum Defizitausgleich
benutzen?

- Dazu wollte ich gleich Weiteres ausführen. Ich
wollte aber vorab, damit das klar ist, zunächt erläu-
tern, liebe Kollegin Spoorendonk, nach welchen
Kriterien und Maßstäben wir die 70 Millionen €
verteilen wollen. Dann kommt die Antwort auf die
Frage. Ich bitte um einen kurzen Moment Geduld.

(Anke Spoorendonk [SSW]: Entschuldigen
Sie meine Ungeduld!)

Weil das in einen Kontext hineingehört, möchte ich
das auch gern so im Zusammenhang erläutern.

Die 10 Millionen € zusätzlicher Mittel sollen dann
als Aufschläge gewährt werden, nämlich für länge-
re Betreuungszeiten von mehr als fünf Stunden so-
wie für Kinder aus Elternhäusern, in denen kaum
Deutsch gesprochen wird. Das fließt in die Zuwei-
sung an die einzelnen Kreise und kreisfreien Städte
ein und bedeutet, dass dort, wo diese Aufgaben vor
Ort wahrgenommen werden, auch entsprechend im
kommunalen Bereich mehr an Landesmitteln an-
kommt.
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Ich finde, das ist eine Ausrichtung an Qualitätskri-
terien, weil hier echt vorhandene Bedarfe berück-
sichtigt werden.

Die Kreise und kreisfreien Städte ihrerseits vertei-
len die vom Land zugewiesenen Landesgelder dann
- das ist richtig - in eigener Verantwortung. Selbst-
verständlich werden sie per Erlass verpflichtet,
diese Mittel - sämtliche 70 Millionen € - in voller
Höhe an die Träger von Kindertageseinrichtungen
und Tagespflegestellen weiterzuleiten. Insofern
kommen die 70 Millionen € komplett bei den vor-
gesehenen Empfängern an.

(Beifall bei FDP und CDU)

Unsere Absicht war ursprünglich, hierüber mit den
kommunalen Gebietskörperschaften eine Verein-
barung zu erzielen. Das hat nicht geklappt.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Minister, Sie haben weiterhin das Wort. Das
war nur das Zeichen, dass ich um etwas mehr Ruhe
bitte.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Das ist deshalb nicht gelungen, weil der Vorschlag
in der Konsequenz bedeutet, dass zwar alle Kreise
und kreisfreien Städte in diesem Jahr mehr Mittel
haben als im Vorjahr, als nur 60 Millionen € zu ver-
teilen gewesen sind, aber weil es nun einmal nach
einem bestimmten Raster von Kriterien geht, die
dann unterschiedliche Wirkungen im einzelnen re-
gionalen Bereich haben, sind die Zuwächse von
Kreis zu Kreis oder von kreisfreier Stadt zu kreis-
freier Stadt unterschiedlich. Vor allem deshalb hat
es eine Vereinbarung, also ein Einvernehmen mit
allen kommunalen Landesverbänden - das ist in
verschiedenen Runden, auch in der Kita-Lenkungs-
gruppe, aber auch in Runden nur mit den kommu-
nalen Landesverbänden, diskutiert worden - nicht
gegeben.

Wir haben dann - übrigens nach einer entsprechen-
den Aufforderung durch die kommunalen Landes-
verbände - das formelle Beteiligungsverfahren für
einen Erlassentwurf eingeleitet. Das vielleicht
noch einmal zur Erläuterung zum Procedere.

Es sind alle beteiligt gewesen. Zur Kita-Lenkungs-
gruppe war natürlich auch die Landeselternvertre-
tung der Kindertageseinrichtungen eingeladen. Es
ist leider kein Vertreter erschienen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Warum? Sagen Sie
das bitte dazu! - Wolfgang Baasch [SPD]:
Warum waren die Eltern nicht dabei?)

- Es ist kein Vertreter erschienen. Die Landesar-
beitsgemeinschaft der Wohlfahrtsverbände war da-
bei. Mit der Vorsitzenden der Landeselternvertre-
tung der Kitas hat der zuständige Referatsleiter an-
schließend - später - ein Gespräch geführt, und er
hat sich vergewissert, dass sie das Protokoll erhal-
ten hat. Die Information war bei den Betroffenen
auch dann, wenn ihre Institution bei einem Treffen
nicht vertreten gewesen ist, vorhanden.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Frau Abgeordneten Midyatli?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ja, bitte.

Serpil Midyatli [SPD]: Herr Minister, sind
Sie mit mir einer Meinung, dass der noch
nicht konstituierte Landesvorstand der El-
ternvertretung mit einem Mitarbeiter von Ih-
nen gesprochen hat, und zu dem Termin, zu
dem Sie eingeladen haben, ausdrücklich ge-
sagt wurde, dass sie noch nicht konstituiert
seien und einen späteren Termin in Anspruch
nehmen wollten? Ich finde, die Aussage, sie
seien nicht erschienen, reicht nicht aus. Diese
Erklärung müssen Sie dazuliefern.

(Beifall der Abgeordneten Anke Erdmann
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Es hat einen Wechsel in der Besetzung des Lan-
deselternbeirats gegeben. Die Einladung ist an den -
so ist meine Information - vorher noch amtierenden
Vorgänger ergangen. Ich kann nur sagen: Es war ei-
ne Vertretung in dieser Sitzung nicht gegeben, aber
die Information ist in einem Gespräch im Nachgang
durchgeführt worden.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP)

Auch das Protokoll der Sitzung der Lenkungsgrup-
pe ist im Nachgang der neuen Vorsitzenden zuge-
leitet worden. Wie soll man das bitte anders regeln?
Wenn jemand nicht legitimiert oder ein Gremium
noch nicht konstituiert ist, dann ist da niemand ein-
zubeziehen.

(Wolfgang Baasch [SPD]: Man muss es hint-
anstellen! - Unruhe)
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Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Wort hat Herr
Minister Dr. Klug.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Also, noch einmal: Über das Thema hat es seit Sep-
tember letzten Jahres - auch schon vor der Be-
schlussfassung über den Haushalt und das weitere
Verfahren - wirklich viele Gespräche mit allen
hieran zu Beteiligenden gegeben.

Wir können jetzt zwar sicherstellen, dass die Lan-
desmittel dort ankommen, wo sie hin sollen. Wor-
auf das Land allerdings keinen Einfluss hat und
auch in der Vergangenheit nie gehabt hat, ist die
Höhe der Beiträge, die die anderen Akteure zur Ki-
ta-Finanzierung leisten. Das betrifft insbesondere
den kommunalen Beitrag. Das wissen Sie, und
wenn Sie hier so tun, als wüssten Sie das nicht,
dann ist das vielleicht geschickte Taktik. Aber dann
sollten Sie den Bürgern keinen Sand in die Augen
streuen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Sie wissen ganz genau, dass das Land den Kommu-
nen nicht per Gesetz vorschreiben kann, wie viel sie
zu finanzieren haben. Wenn das Land das täte, wür-
de das Konnexitätsprinzip der Landesverfassung
greifen. Das ist Ihnen bekannt. Wenn Sie so tun, als
wüssten Sie das nicht oder als sei das nicht so, ist
das schon eine Täuschung der Öffentlichkeit, die
über diese Zusammenhänge vielleicht nicht in allen
Fällen so informiert ist.

Ich lasse - das sage ich jetzt gleich - keine Zwi-
schenfrage von Frau Erdmann zu.

In der Konsequenz heißt das auch, dass die kommu-
nale Seite, wenn sie eigene Beiträge kürzt, selbst
dafür die Verantwortung zu tragen hat und dann
auch im Zweifelsfall öffentlich in der politischen
Kritik steht. Ich halte es für nicht hinnehmbar, dass
diese Kritik dann beim Bildungsministerium oder
bei der Landesregierung abgeladen wird.

(Beifall bei FDP und CDU)

Wir haben im vorigen Jahr unmissverständlich
deutlich gemacht, dass wir an den Kita-Standards
im Bereich der Kindertagesstätten festhalten. Es ist
ja unterstellt worden, wir hätten die Absicht, die ab-
zusenken - keineswegs. Wir wollen auch in Zukunft
an den Standards im Kita-Bereich festhalten. Und
die sind natürlich durch die entsprechenden finanzi-
ellen Beiträge abzusichern. Wir als Land haben mit

der Aufstockung der 60 Millionen € um weitere
10 Millionen € jedenfalls unseren Beitrag geleistet,
dass dies auch in Zukunft so möglich ist.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Meine Damen und Herren, das soll der letzte Satz
sein: Wir gehen den ersten Schritt in Richtung eines
qualitäts- und nachfrageorientierten Finanzierungs-
systems. Wir haben für März zu einer Arbeitsgrup-
pe eingeladen, die sich mit weiteren Fragen der Re-
form der Kita-Finanzierung beschäftigen soll. Ich
setze dabei auf eine konstruktive Zusammenarbeit
aller Akteure, und ich sehe uns hier auch auf einem
guten Weg.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Der Herr Minister hat für seine Rede 2 Minuten 45
Sekunden mehr Zeit in Anspruch genommen als
verabredet. Diese Zeit steht jeder Fraktion jetzt zu-
sätzlich zur Verfügung.

Ich erteile jetzt der Frau Abgeordneten Monika
Heinold für einen Dreiminutenbeitrag das Wort.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
glaube, es war richtig, dass wir diesen Antrag in
den Landtag eingebracht und heute debattiert ha-
ben. Herr Minister, das Ergebnis ist enttäuschend.
Ich nehme aus der heutigen Debatte mit, dass das
Land zwar 10 Millionen € mehr für die Kita-Fi-
nanzierung ausgibt - was viel ist, was auch wir po-
sitiv anerkannt haben -,

(Beifall der Abgeordneten Anke Erdmann
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

dass die Landesregierung aber scheinbar keine Idee
hat, wie sichergestellt werden kann, dass das Geld
in den Kindertagesstätten tatsächlich ankommt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Wie kann man eine schlechtere Haushaltspolitik
machen als diese, dass man 10 Millionen € zusätz-
lich in Bildung investieren will und keinen Hebel
findet, dass dieses Geld bei den Kindern in den
Kindertagesstätten ankommt! Das ist doch im Er-
gebnis katastrophal.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)
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Wenn Sie in die Kindertagesstätten sehen, wissen
Sie doch, wie bitter notwendig die Aufstockung der
Mittel ist. Wir haben immer wieder gesagt: gut,
dass der Deckel von 60 Millionen € gelockert wur-
de. Uns ist es nicht gelungen, Ihnen ist es gelungen,
dafür haben Sie unseren Respekt. Aber wenn dieses
Geld in den Kindertagesstätten nicht ankommt - -

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Es kommt doch
da an, Frau Heinold!)

- Nein, Herr Kubicki. Dann soll sich der Minister
hier hinstellen und sagen, wie er den Hebel richtig
setzt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wie macht er es denn? Es wird so sein, dass dieses
Geld durch den kommunalen Finanzausgleich zwar
bei den Kreisen ankommt.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Unglaublich!)

Wenn aber dann die Kommunen ihre Zuschüsse in
gleicher Höhe kürzen - und die ersten Kreise haben
dies angekündigt -, dann haben die Kinder über-
haupt nichts von diesem Mehr an Geld. Das kann
nicht sein.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist unglaub-
lich, was Sie da sagen!)

Ich fordere die Landesregierung auf, hier und heute
zuzusagen, wie es in unserem Antrag steht, dass
von diesem Geld in den Kindertagesstätten für die
Qualitätsverbesserung spürbar Geld ankommt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrage erteile ich
Herrn Abgeordneten Wolfgang Kubicki von der
FDP-Fraktion das Wort.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Kindergartenspre-
cher!)

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Kollege Stegner, ich werde Sie wirklich ver-
missen, wenn Sie nicht mehr da sind.

(Zurufe)

- Ja, wegen der genialen Zwischenrufe immer.

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Frau Kollegin Heinold, Sie gelten ja gemeinhin als

Finanzexpertin, die sich in die Materie eingearbeitet
hat, weil Sie das von Haus aus ja nicht beherrschen.

(Zurufe)

Entweder Sie wissen es besser und bauen hier einen
Popanz auf, oder Sie wissen es nicht. Dann beste-
hen in der Tat erhebliche Zweifel an Ihrer finanzpo-
lischen Kompetenz.

Bisher kommen die 60 Millionen €, die das Land
für die Kindertagesstätten aufwendet, auch bei den
Kindertagesstätten an. Auf dem gleichen Weg, auf
dem 60 Millionen € ankommen, kommen auch die
70 Millionen € an. Was wir allerdings nicht machen
können - das wissen Sie doch auch -, ist, dass das
Land den Kommunen Vorschriften darüber
macht, wie die jeweiligen Standards auszusehen
haben, weil das das Konexitätsprinzip auslösen
würde, mit der Folge, dass das Land dafür zusätz-
lich einstehen müsste.

(Beifall der Abgeordneten Cornelia Conrad
[FDP] - Zurufe von der SPD)

Deshalb haben wir die einzige Möglichkeit, dass
wir an die Kommunen appellieren, die Verpflich-
tung, die sie gegenüber dem Land, bevor wir das
beschlossen haben, eingegangen sind, nämlich das
Ding über die Kreise weiterzureichen, wirklich zu
erfüllen, und dass wir diejenigen Kreise oder Kom-
munen öffentlich brandmarken, die dieser Selbst-
verpflichtung nicht nachkommen.

Insofern ist der Appell, den Sie richten, richtig, aber
es besteht keine Möglichkeit, die Landesregierung
zu zwingen, per Gesetz, Verordnung oder Erlass die
Mittelverteilung im Einzelnen zu regeln. Diese
Möglichkeit besteht nicht, und Sie wissen das.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
der Frau Abgeordneten Anke Spoorendonk von der
Fraktion des SSW das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich bin dem Kollegen Kubicki wirklich dankbar da-
für, dass er jetzt diese Klarstellung gemacht hat.
Die Kreise, die versuchen oder im Gespräch haben,
ihr Defizit so auszugleichen, weil die Landesmittel
für die Kindertagesstätten erhöht werden, werden
öffentlich gebrandmarkt. Das haben Sie gesagt.
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Lieber Herr Kubicki, ich bitte darum, dass Sie das
auch Ihren Kollegen im Kreis Schleswig-Flensburg
so mitteilen, wo Sie die entscheidende Mehrheit
bilden.

(Beifall bei SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN - Wolfgang Ku-
bicki [FDP]: Das mache ich gern! - Weitere
Zurufe)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Liebe Kollegen und Kolleginnen, weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung.
Wir kommen zur Abstimmung. Es ist alternative
Abstimmung beantragt worden. Ich schlage Ihnen
vor, den vorliegenden Änderungsantrag von CDU
und FDP, Drucksache 17/1323, zu einem selbst-
ständigen Antrag zu erklären und dann über beide
Anträge alternativ abzustimmen. Höre ich Wider-
spruch? - Das ist nicht der Fall, dann verfahren wir
so.

Wer dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Drucksache 17/1286 (neu), seine Zu-
stimmung geben will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Das sind die Stimmen der Fraktionen von
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der LINKEN
und SSW. - Wer dem Antrag der Fraktionen von
CDU und FDP, Drucksache 17/1323, seine Zustim-
mung geben will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Das sind die Stimmen der Fraktionen von
CDU und FDP.

Ich stelle fest, dass der Antrag von CDU und FDP,
Drucksache 17/1323, mit den Stimmen der Fraktio-
nen von CDU und FDP angenommen ist. Ich stelle
weiter fest, dass damit der Antrag Drucksache
17/1286 (neu) abgelehnt ist. Damit haben wir Ta-
gesordnungspunkt 30 abgearbeitet.

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 47 auf:

Runder Tisch „Heimerziehung“ auf Bundesebe-
ne

Mündlicher Bericht der Landesregierung

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, FDP,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW
Drucksache 17/1333

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Die Fraktionen haben sich darauf
verständigt, den mündlichen Bericht der Landesre-
gierung in der März-Tagung aufzurufen und über
den Entschließungsantrag Drucksache 17/1333 jetzt

in der Sache abzustimmen. Eine Aussprache ist
nicht vorgesehen.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag
Drucksache 17/1333 zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Damit ist der Antrag Drucksache 17/1333
mit den Stimmen aller Fraktionen angenommen
worden und Tagesordnungspunkt 47 erledigt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 27 auf:

Auswirkungen der Aussetzung des Wehrdienstes
und Zukunft der Freiwilligendienste und des
Katastrophenschutzes in Schleswig-Holstein

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, FDP,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW
Drucksache 17/1281 (neu)

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Eine Aussprache ist auch hier
nicht vorgesehen. Ich schlage vor, über den Antrag
Drucksache 17/1281 (neu) in der Sache abzustim-
men. Wer zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Da-
mit ist der Antrag Drucksache 17/1281 (neu) ange-
nommen worden und der Tagesordnungspunkt 27
ist abgeschlossen. - Jetzt übernimmt der Präsident.

(Heiterkeit)

Präsident Torsten Geerdts:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe den Ta-
gesordnungspunkt 49 auf:

Fragestunde

Ich eröffne die Fragestunde und erteile zunächst der
Frau Abgeordneten Anke Erdmann zur ersten Frage
das Wort.

Fragestunde
Frage 1

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, welche Nachfolgeregelung wird es
für den zurückgezogenen Erlassentwurf „Auswahl-
kriterien für die Zuordnung von Schülerinnen und
Schülern innerhalb eines Gymnasiums mit achtjäh-
rigem und neunjährigem Bildungsgang“ geben?

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat der Herr Minister.
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Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Zur Diskussion stehen Hinweise, die als Grundlage
für die eventuell bei begrenzten Aufnahmekapazitä-
ten erforderlichen Entscheidungen der Schulleiter
dienen können, zum Beispiel Verkehrsanbindungen
und Fahrwege und/oder die Verfügbarkeit des
Nachmittags für außerschulische Aktivitäten sowie
Härtefallentscheidungen. Die Meinungsbildung
hierzu soll im Ministerium in der kommenden Wo-
che abgeschlossen werden.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer Zusatzfrage erteile ich der Frau
Kollegin Erdmann.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister Klug, ich habe Sie also richtig ver-
standen, dass jetzt, Ende Februar 2011, Sie noch
keine Auskunft darüber geben können, wie der Be-
reich des Gesetzes, der in besonderer Weise mit Ih-
nen verbunden wird, nämlich das Y-Modell, in der
Praxis umgesetzt werden soll?

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat der Minister.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich sage noch einmal: Die Regelung dieser Frage
ist in Bearbeitung. Wie Sie wissen, habe wir den
ersten Anhörungsentwurf zurückgezogen. Für die
Entscheidungen vor Ort werden diese Hinweise
rechtzeitig fertig sein. Wir haben im Übrigen ja
zwei Schulen, die ohne solche Handreichungen mit
dem Problem einer Zuordnung zu den beiden Bil-
dungsgängen ohne Probleme zurechtgekommen
sind. Das sind die beiden Versuchsschulen im Kreis
Pinneberg, in Quickborn und in Barmstedt.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Erdmann.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Bin ich dann falsch informiert, Herr Minister, dass
Sie den Vorschlag Ihrer Fachabteilung, auf einen
Erlass in dieser Sache zu verzichten, abgelehnt ha-
ben?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Wir haben die verschiedenen Optionen erörtert. Ei-
ne Option ist, auf eine Regelung zu verzichten. Ich
habe ja gesagt, dass die Meinungsbildung dazu
noch nicht abgeschlossen ist. Zur Diskussion stehen
die von mir genannten Kriterien und die Möglich-
keit, auf eine Erlassregelung komplett zu verzich-
ten.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich
dem Kollegen Buder.

Detlef Buder [SPD]:

Herr Minister, nach Ihren Ausführungen müssen
wir davon ausgehen, dass für die betroffenen
Schulen, Verbände, die Elternvertretungen und die
kommunalen Landesverbände kein Anhörungsver-
fahren erfolgt. Müssen wir auch davon ausgehen,
dass eine Veröffentlichung des Nachfolgeerlasses
somit vielleicht auch nicht gegeben sein wird?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Wir haben die Absicht, die Hinweise, die als Nach-
folgeregelung gedacht sind, gegebenenfalls - falls
wir uns dafür entscheiden - mit den Landeseltern-
beiräten der Gymnasien und der Grundschulen so-
wie natürlich auch mit den jeweiligen Schulleiterin-
nen und Schulleitern der betroffenen Schulen zu
diskutieren, bevor wir sie dann endgültig so festle-
gen.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Erdmann.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, habe ich Sie richtig verstanden, dass
wir also heute, am 25. Februar 2011, in der Sache
nicht weiter sind als am 23./24. September 2010,
wie aus der Akteneinsicht zu erkennen ist?
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Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister !

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Wie Sie wissen, ist der Erlassentwurf am 4. Februar
2011 aus den Ihnen bekannten Gründen zurückge-
zogen worden. Auch aufgrund der Verlängerung
des Zeitraums für das Aufnahmeverfahren, die mitt-
lerweile erfolgt ist, werden wir in der Lage sein, ge-
gebenenfalls neu festgelegte Hinweise auch recht-
zeitig mit allen Betroffenen zu erörtern und den
Schulen zur Verfügung zu stellen.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich
dem Kollegen Andresen.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister, worin besteht bei den Auswahlkrite-
rien für die Aufnahme von Schülerinnen und Schü-
lern der Unterschied zwischen Gymnasien, die zu-
künftig das Y-Modell anbieten, und Schulen, die
bilinguale Zweige oder Musikklassen zurzeit
schon anbieten? Planen Sie für die letztgenannten
Schulen in Zukunft auch einen Auswahlerlass?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Die Überlegung, eine solche Regelung, einen Erlass
oder eine Handreichung herauszugeben, kam aus
den Schulen heraus. Wenn Sie - wie das Ihre Kolle-
gin Frau Erdmann offensichtlich getan hat - Akten-
einsicht genommen haben, werden Sie zur Genese
des zurückgezogenen Erlassentwurfs feststellen
können, dass in einer Schulleiterdienstversammlung
in Damp im September vorigen Jahres aus den Rei-
hen der Schulleiter heraus an uns der Wunsch her-
angetragen worden ist, speziell zu der Entschei-
dungsproblematik, die entstehen kann, wenn bei ei-
ner Schule sowohl G 8 als auch G 9 als Bildungs-
gang angeboten wird und im Einzelfall dann gege-
benenfalls Kapazitätsprobleme auftreten, eine
Handreichung zu bekommen. Wir haben nur hierfür
aus den Reihen der Schulleiter einen Wunsch ge-
hört, eine entsprechende Regelung zu treffen oder
eine Regelung vorzuschlagen. In den von Ihnen ge-

nannten anderen Fällen ist das nach unserer Kennt-
nis nicht nötig.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
dem Herrn Abgeordneten Andresen.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich stelle fest, dass Sie die Frage leicht auswei-
chend beantwortet haben.

(Zurufe von CDU und FDP)

Ich frage Sie deshalb noch einmal, worin Sie fach-
lich begründet den Unterschied sehen zwischen den
von mir eben genannten Klassen beziehungsweise
Schulen, die bilinguale Zweige oder Musikklassen
anbieten, und dem Y-Modell.

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Kollege Andresen, eine Zwischenbemerkung
von mir: Bitte stellen Sie nur Fragen, das haben Sie
im zweiten Fall getan. Feststellungen finden hier
nicht statt. - Das Wort hat der Herr Minister.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Der Unterschied in der Handhabung liegt - ich wie-
derhole das noch einmal - darin, dass wir bei dem
Kombiangebot G 8/G 9 eine entsprechende Bitte
oder auch Nachfrage aus den Reihen der betroffe-
nen Schulleitungen bekommen haben. In dem ande-
ren Fall ist das nicht erfolgt. Ich halte es nach mei-
nem jetzigen Meinungsbildungsstand da auch nicht
für erforderlich, eine solche Regelung einzuführen.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich der
Kollegin Spoorendonk.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Minister, ich möchte noch einmal auf den
Punkt „Nachfolgeregelung“ zurückkommen. Ich
habe vorhin vernommen, dass überlegt wird, Fra-
gen wie Verkehrsanbindung und Nachmittagsunter-
richt mit einzubeziehen. Wenn ich das richtig sehe,
dann heißt das, dass die Schulen also Fragebögen
formulieren und bearbeiten müssen. Deshalb noch
einmal die Frage: Wie soll sichergestellt werden,
dass bei dem kurzen Zeitplan eine rechtssichere Si-
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tuation für Eltern, Schulträger und Schulen herge-
stellt wird?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich wiederhole: Die beiden Versuchsschulen, die
das Kombiangebot schon im jetzigen Schuljahr
durchführen, haben ohne das Vorhandensein einer
solchen rechtlichen, rechtssicheren Regelung auch
in Gesprächen zwischen dem Schulleiter und den
anmeldenden Eltern das Problem bei Kapazitäts-
engpässen für den einen oder anderen Bildungs-
gang lösen können. Ich gehe davon aus, dass wir
keine Formulare benötigen, sondern dass die Schul-
leiter in den wenigen Fällen, in denen das aller Vor-
aussicht nach überhaupt nur der Fall sein wird, bei
Problemen mit den Aufnahmekapazitäten in die
einzelnen Bildungsgänge, dies auch im Gespräch
mit den Eltern nach den genannten Kriterien und
mit ihrem pädagogischen Geschick werden lösen
können.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
der Kollegin Spoorendonk.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Minister, ich frage noch einmal, weil sich die
Situation nach dem zurückgezogenen Erlass verän-
dert hat und es große Diskussionen gegeben hat:
Welche Schritte unternehmen Sie jetzt, um die Si-
tuation - so sage ich es einmal - an den Schulen und
bei den Schulträgern zu befrieden? Sie müssen ja
sicherstellen, dass der Erlass, der dann kommt,
auch akzeptiert wird, ansonsten haben Sie - wenn
ich das richtig sehe -

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Was ist die Fra-
ge?)

richtige Probleme - Fragezeichen!

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat Herr Minister Dr. Klug.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Frau Kollegin Spoorendonk, ich darf darauf verwei-
sen, dass nach dem jetzigen Kenntnisstand, den wir

haben, die Thematik überhaupt nur etwa eine
Handvoll oder ein halbes Dutzend Schulen be-
trifft, die zwei gymnasiale Bildungsgänge neben-
einander an einer Schule anbieten werden. Das ist
also entgegen der Annahme, die Sie in Ihre Frage
hineinformuliert haben, kein Problem, das die Ge-
samtheit der Gymnasien im Land jetzt in irgendei-
ner Weise bewegt. Wir werden das mit den betrof-
fenen Schulen in einer vernünftigen Weise, auch
dadurch, dass wir durch die Verlängerung des An-
meldezeitraums bis Ende März mehr Zeit haben,
lösen können.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich
der Kollegin Spoorendonk.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Minister, wenn das der Fall ist, dann verstehe
ich nicht, wieso man den ersten Erlassentwurf so
formuliert hat, wie es dann der Fall war. Hätte man
da nicht anders vorgehen können?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Frau Abgeordnete, das ist im Nachhinein sicherlich
eine richtige Erkenntnis.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich dem Kolle-
gen Buder das Wort.

Detlef Buder [SPD]:

Wir bleiben bei dem Nachfolgeerlass und den Aus-
wahlkriterien. Ich erspare mir die weiteren Ausfüh-
rungen dazu. Herr Minister, müssen wir davon aus-
gehen, dass wir in jedem Jahr ein ähnliches Verfah-
ren haben werden, das einen zusätzlichen bürokra-
tischen Aufwand erfordert? - Betrachten Sie das
dann als einen Beitrag der Gymnasialbürokratie zur
Entbürokratisierung?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 43. Sitzung - Freitag, 25. Februar 2011 3685

(Anke Spoorendonk)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2937&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2937&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2937&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2937&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2831&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2831&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG


Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Herr Kollege, ich wiederhole es. Es war ein
Wunsch aus den Reihen der Schulen, die sich über-
legen, das Kombiangebot einzuführen. Es werden
dann mehr sein als die beiden Schulen, die es in
diesem Jahr schon als Schulversuch durchführen
und die bei der Regelung mit all diesen Dingen
überhaupt keine Probleme gehabt haben, schon gar
keine bürokratischen.

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich Herrn Kolle-
gen Buder das Wort.

Detlef Buder [SPD]:

Anknüpfend an Ihre Ausführungen geht es mir
noch einmal um die Elternwünsche. Wenn die El-
ternwünsche nicht berücksichtigt werden können,
wird es so etwas wie Wartelisten oder ein Nach-
rückverfahren für einen späteren Wechsel geben?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Herr Kollege, es ist so wie in anderen Fällen, in de-
nen wir im Schulbereich die Nachfrage nach be-
stimmten Angeboten aufgrund einer Begrenzung in
der Aufnahmekapazität nicht befriedigen können.
Falls - aus welchen Gründen auch immer - ein ur-
sprünglich angemeldeter und aufgenommener
Schüler oder eine Schülerin vielleicht wegen eines
Umzugs oder aus welchen Gründen auch immer
einen Platz nicht in Anspruch nimmt, dann wird na-
türlich ein anderer Schüler oder eine andere Schüle-
rin dieses Bildungsangebot wahrnehmen können.

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich dem Kolle-
gen Dr. Habeck das Wort.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister, fasse ich Ihre bisher getätigten Aus-
sagen korrekt so zusammen: Sie können heute nicht
sagen, wie ein Erlass erstellt werden soll, der die
Auswahl von Schülern zwischen G 8 und G 9
rechtssicher feststellt beziehungsweise regelt, und
ob man ihn überhaupt braucht?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Das ist zum heutigen Zeitpunkt auch nicht zwin-
gend erforderlich. Ich sage es noch einmal. Wir ha-
ben durch die Verlängerung des Aufnahmezeit-
raums zeitlich hier kein Problem, denn erst nach
Abschluss des Aufnahmezeitraums sind die Ent-
scheidungen von den Schulleitern zu fällen.

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich dem Kolle-
gen Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]:

Herr Minister, mir ist noch nicht ganz klar gewor-
den, wie Ihrer Meinung nach ein geeignetes Ver-
fahren ist, um diese Zulassungsproblematik zu lö-
sen.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich habe vorhin drei Kriterien für ein solches Auf-
nahmeverfahren genannt, die ich für tragfähig halte.

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich Herrn Abge-
ordneten Thoroe das Wort.

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Herr Minister, stimmen Sie mir zu, dass es besser
gewesen wäre, wenn ein Erlass, der die Ausgestal-
tung von einem Y-Modell regelt, da gewesen wäre,
bevor Schulen sich für ein Y-Modell entscheiden
mussten?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Nein.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Abgeordneter, bedeutet, dass Sie stehen blei-
ben, dass Sie sich zu einer weiteren Zusatzfrage
melden?

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Ja.
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Präsident Torsten Geerdts:

Ich erteile Ihnen dann das Wort zu einer zweiten
Zusatzfrage.

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Herr Minister, Sie wollen damit also sagen, dass
sich Schulen für ein Y-Modell entscheiden muss-
ten, ohne dass die Schulen überhaupt wussten, wie
das Y-Modell konkret ausgestaltet wird und dass
Sie dies auch noch gut finden?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Es geht hier nicht um eine konkrete Ausgestaltung.
Das ist den Schulen komplett klar. Offensichtlich
haben Sie die eigentlich zur Entscheidung stehende
Frage nicht richtig verstanden. Deshalb will ich es
noch einmal erläutern, Herr Abgeordneter:

(Beifall bei FDP und CDU)

Es geht darum, dass Schulen, die sich bewusst für
das Y-Modell, also für die parallele Durchführung
des achtjährigen und des neunjährigen gymnasialen
Bildungsgangs, entschlossen haben, unter Umstän-
den bei den Anmeldungen der Schüler feststellen,
dass sie für den einen oder anderen Bereich mehr
Anmeldungen als verfügbare Aufnahmemöglich-
keiten in einer Klasse haben. Dann ist eine Ent-
scheidung notwendig. Das hat überhaupt nichts mit
der konkreten inneren Ausgestaltung des Y-Mo-
dells zu tun.

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich Herrn Abge-
ordneten Thoroe das Wort.

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Herr Minister, habe ich Sie dann richtig verstanden,
dass Sie der Meinung sind, dass es zum Beispiel für
Eltern, die in Schulkonferenzen mit darüber zu
entscheiden haben, ob eine Schule ein Y-Modell
anbietet oder nicht, nicht wichtig ist zu erfahren,
wie hinterher zwischen G 8 und G 9 aufgeteilt
wird?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Da haben Sie mich nicht richtig verstanden. Die
Schulkonferenzen der beiden Schulen in Barmstedt
und in Quickborn, die das Parallelangebot des Y-
Modells durchführen, haben sich ganz bewusst und

in Kenntnis aller Rahmenbedingungen dafür ent-
schieden.

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich Herrn Abge-
ordneten Dr. Höppner das Wort.

Dr. Henning Höppner [SPD]:

Herr Minister, sind Meldungen richtig, nach denen
die Verteilung auf die unterschiedlichen Bildungs-
gänge G 8 und G 9 an einem der von Ihnen be-
schriebenen Gymnasien über ein Losverfahren ge-
löst worden ist?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Das ist möglich, ja.

Präsident Torsten Geerdts:

Weitere Wortmeldungen zur ersten Frage sehe ich
nicht. Ich rufe jetzt die Frage 2 der Fragestunde auf.

Fragestunde
Frage 2

Ich erteile Herrn Abgeordneten Rasmus Andresen
das Wort.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister, sind hinsichtlich der Freigabe des
Ertlassentwurfs „Auswahlkriterien für die Zuord-
nung von Schülerinnen und Schülern innerhalb ei-
nes Gymnasiums mit achtjährigem und neunjähri-
gem Bildungsgang“ - wie aus einer Regierungsfrak-
tion gefordert - personelle Konsequenzen gezogen
worden? - Falls ja, welche?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Zu allen Punkten, die das Thema G 8 und G 9 be-
treffen, hat die zuständige Abteilungsleiterin unmit-
telbar die Koordinierung übernommen. Alle diesbe-
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züglichen Fragen und Informationen werden unter
ihrer Leitung regelmäßig in einer Runde der zustän-
digen Schulaufsichtsbeamten der Gymnasien erör-
tert.

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich Herrn Abge-
ordneten Andresen das Wort.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister, aus den Akten geht hervor, dass Ihr
Büroleiter den Vorgang am 3. Januar 2011 abge-
zeichnet hat. Ist es richtig, dass dieser Mitarbeiter
im Februar auf eine B-2-Stelle befördert wurde? -
Hat es für diese Stelle ein Ausschreibungsverfah-
ren gegeben?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Können Sie die Frage noch einmal wiederholen?

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Natürlich. Aus den Akten geht hervor, dass Ihr Bü-
roleiter den Vorgang am 3. Januar 2011 abgezeich-
net hat. Ist es richtig, dass dieser Mitarbeiter im Fe-
bruar auf eine B-2-Stelle befördert wurde? - Hat es
für diese Beförderung ein Ausschreibungsverfahren
gegeben?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Das Datum kann ich, da ich das Blatt jetzt nicht vor
mir habe, nicht bestätigen. Das sage ich zum ersten
Teil Ihrer Frage. Ich nehme aber an, dass Sie das
bei der Akteneinsicht richtig nachgesehen haben.

Zu dem zweiten Teil Ihrer Frage kann ich Ihnen sa-
gen, dass eine Beförderung nicht erfolgt ist. Der be-
treffende Mitarbeiter, auf den Sie sich bezogen ha-
ben, nimmt derzeit die Funktion eines stellvertre-
tenden Abteilungsleiters wahr, kriegt dafür aber
keinen Cent mehr Geld. Es ist also keine Beförde-
rung und keine Mehrbesoldung.

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich Herrn Ab-
geordneten Andresen das Wort.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich frage Sie noch einmal: Können Sie ausschlie-
ßen, dass es eine Beförderung gab und dass der
Mitarbeiter auf eine B-2-Stelle befördert wurde?

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Präsident Torsten Geerdts:

Wenn wir wieder ein bisschen Ruhe im Plenarsaal
haben, dann können wir fortfahren. - Herr Minister
Dr. Klug hat das Wort.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Kollege Andresen, ich darf Sie darüber informie-
ren, dass ab einer bestimmten Besoldungsgruppe,
ich glaube ab A15 aufwärts - der Herr Finanzminis-
ter muss jetzt einmal genau zuhören alle Stellen
auszuschreiben sind. Ist das richtig? - Auf jeden
Fall gehört B 2 zu den Besoldungsgruppen, in de-
nen wir alle Stellen, die besetzt werden sollen, aus-
schreiben. Dann kann sich natürlich jeder, der sich
selbst für geeignet hält, bewerben. So ist das.

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich Herrn Kolle-
gen Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]:

Herr Minister, konnten Ihre Mitarbeiter, nachdem
Sie diesen Erlassentwurf selbst mitgezeichnet ha-
ben, davon ausgehen, dass Sie diesen auch selbst
gegengelesen hatten und aufgrund Ihrer Unter-
schrift davon ausgehen, dass Sie auch inhaltlich mit
diesem Entwurf einverstanden waren?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich muss sagen, es ist mir offensichtlich auch ein
Fehler unterlaufen. Ich habe übersehen, welche
Möglichkeit zur Missdeutung des Wortlautes in
den Formulierungen steckte. Ich war davon ausge-
gangen, dass es darum ging, in Einzelfällen, näm-
lich dann, wenn es etwa um das Kindeswohl ging,
beispielsweise um ein Kind, das als Dialysepatient
einfach einen größeren Umfang an Ruhe- und Erho-
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lungszeit benötigt, die Entscheidung für den Bil-
dungsgang begründen zu können, der einfach am
Nachmittag deutlich mehr Freizeit bietet. Das will
ich ausdrücklich noch einmal konstatieren. Ich bin
wirklich fest davon überzeugt, dass niemand, der an
der Erstellung des Erlassentwurfes beteiligt gewe-
sen ist, etwas anderes im Auge gehabt hat. Da kann
man sagen, da hat man etwas übersehen, klar, aber
wenn wir alle fehlerfrei wären, würde uns nicht das
Vergnügen gegeben sein, uns über die Fehler ande-
rer zu freuen.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
Herrn Kollegen Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]:

Wenn ich etwas feststellen dürfte, würde ich die
Aufrichtigkeit und Ehrlichkeit dieser Antwort fest-
stellen. Aber da ich das nicht darf, frage ich: Wel-
che Konsequenzen ziehen Sie aus diesem Fehler
für künftige Erlassentwürfe?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Dass mit größerer Sensibilität auch auf solche mög-
lichen Fehlentwicklungen in einer Erlassgestaltung
geachtet wird. Ich denke auch, dass das, was man
als das Vier-Augen-Prinzip bezeichnen könnte,
dass man auch noch einmal jemanden, der sozusa-
gen nicht in der Linie beteiligt ist, draufgucken lässt
bei politisch möglicherweise sensiblen Dingen eine
vernünftige Überlegung ist.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich
Herrn Kollegen Dr. Habeck.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister, wenn ich das richtig verstanden ha-
be, haben Sie einen Mitarbeiter, der mit dem Erlass
befasst war, in der Verantwortung - vielleicht nicht
in der Besoldung, aber in der Verantwortung -
hochgestuft. Entnehme ich daraus, dass Sie sich die
Forderung des Fraktionsvorsitzenden der FDP,
personelle Konsequenzen zu ziehen, nicht zu eigen
machen und für falsch halten?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sag ruhig Ja!)

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich sage nicht ruhig Ja. Diese Dinge haben über-
haupt nichts miteinander zu tun. Da konstruieren
Sie einen Zusammenhang - das muss ich ganz klar
feststellen - der komplett abwegig ist.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich der
Frau Kollegin Erdmann.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, ich kann also davon ausgehen, dass
der Herr Staatssekretär sehr intensiv auf den Erlass-
entwurf geschaut hat?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich frage ihn, wie intensiv er draufgeschaut hat. Ich
nehme aber sehr stark an, dass wir auf diese Texte
natürlich einen Blick geworfen haben und uns auch
mit dem Inhalt in einzelnen Punkten beschäftigt ha-
ben. Ich habe Ihnen ganz klar gesagt, ich habe die
Möglichkeit nicht gesehen, wie von betroffenen El-
tern ein bestimmter Punkt - ich habe den Einzelfall
eben beschrieben -, der ganz anders gedacht war,
verstanden werden könnte, und zwar auch so, dass
sich manche Eltern, die für ihre Kinder G 9 im
Gymnasium gewünscht haben oder wünschen, ver-
letzt fühlen könnten. Das bedauere ich ganz beson-
ders, dass diese öffentliche Wahrnehmung oder
Wirkung so von mir in der Einschätzung nicht ge-
sehen wurde. Das ist mir passiert.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Erdmann.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, war Ihnen die Brisanz dieses Erlas-
sentwurfes nicht bewusst, obwohl die Abteilungs-
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leiterin am 3. Januar 2011 auf die Ministervorlage
folgenden Hinweis geschrieben hat - ich zitiere aus
den Akten -: „Weitere Diskussionen und Unruhe
durch eine vorgezogene Anhörung im Vorfeld der
Verabschiedung des Schulgesetzes sind zu vermei-
den.“ Das haben Sie und Ihr Staatssekretär, beide,
extra gesondert abgezeichnet. War Ihnen die Bri-
sanz bewusst?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich glaube, diese Einschätzung, die Sie zitiert ha-
ben, entspricht einfach der Erfahrung, dass unsere
geschätzte Opposition dazu neigt, auf alles, speziell
auf alles, was mit dem Thema G 8 und G 9 zusam-
menhängt, mit einem gewissen Theaterdonner und
einem Hang zum Alarmismus zu reagieren. Das
war, glaube ich, der Grund.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Erdmann.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ich verstehe das also richtig, Sie haben den Erlass-
entwurf nicht aus sachlichen Gründen nicht in die
Anhörung gegeben, sondern allein aus politischen-
strategischen Gründen, weil klar war, dass dieser
Punkt nicht wirklich abschließend geklärt war?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Na ja, der entscheidende Grund ist natürlich, dass
man erst ein Gesetz, das die Grundlage für ein Er-
lass sein muss, haben muss. Es hätte wahrscheinlich
genau so viel Aufregung von Ihrer Seite gegeben,
wenn ich einen Erlassentwurf zu einem Gesetz in
die Anhörung gegeben hätten, das noch gar nicht
verabschiedet worden war. Von daher müssen Sie
sich in der Logik Ihrer Fragestellung vielleicht
überlegen, von welcher Seite Sie mich mit Fragen
angreifen wollen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich
dem Herrn Kollegen Dr. Stegner.

(Zurufe)

- Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Stegner!

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Minister Dr. Klug, halten Sie das für Theater-
donner oder Alarmismus, was an Kritik an dem Er-
lass gekommen ist, oder finden Sie, das es Theater-
donner und Alarmismus ist, was die Abteilungslei-
terin auf den Vermerk geschrieben hat?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Nein. Ich soll es ja eigentlich nicht kommentieren,
aber ich will einfach einmal nüchtern feststellen:
Die Fragen, die Sie heute zur Fragestunde einge-
reicht haben, sind nach meiner Erinnerung schon
fast vollständig in der Sondersitzung des Bildungs-
ausschusses gestellt und von mir auch beantwortet
worden.

(Beifall bei FDP und CDU)

Von daher, Herr Abgeordneter Stegner, Sie haben
ja über Theatralik in der Politik promoviert, gehe
ich davon aus, dass Sie hier ein Experte sind.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
dem Herrn Abgeordneten Dr. Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Minister Dr. Klug, können Sie dem Hohen
Hause verraten, ob es zutrifft, dass Sie die Regie-
rungsfraktionen oder eine der Regierungsfraktionen
darüber informiert haben, dass Sie den Erlass per-
sönlich gesehen und abgezeichnet haben, und trifft
es auch zu, dass diese Information vor der Presseer-
klärung des Fraktionsvorsitzenden der FDP erfolgt
ist?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ja, das trifft zu.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich
dem Herrn Abgeordneten Dr. Ralf Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Minister Dr. Klug, finden Sie, dass dieser Akt
ein Akt der Unterstützung des Regierungsmitglie-
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des Dr. Klug durch den Fraktionsvorsitzenden
Wolfgang Kubicki gewesen ist?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Interpretationen möchte ich in die eine oder andere
Richtung nicht anstellen.

(Heiterkeit bei FDP und CDU)

Ich kann nur sagen, es hat mich zunächst verblüfft.

(Heiterkeit und Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile dem
Herrn Kollegen Harms.

Lars Harms [SSW]:

Herr Minister, werden Sie aufgrund der Panne mit
dem zurückgezogenen Erlass personelle Konse-
quenzen im Ministerium ziehen, wie aus einer Re-
gierungsfraktion gefordert?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr.Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich habe nach meiner Erinnerung eben auf eine da-
zu schon gestellte Frage geantwortet, dass bestimm-
te Abläufe, aber auch unmittelbare Zuständigkeiten
im operativen Bereich in Sachen G 8/G 9 verändert
worden sind.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vielleicht noch ein Zusatz: Das „Verbrennen einer
armen Seele“ hat nicht stattgefunden.

(Heiterkeit und Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
dem Herrn Kollegen Harms.

Lars Harms [SSW]:

Herr Minister, da das „Verbrennen“ nicht stattge-
funden hat, bedeutet dies, dass Sie die politische
Verantwortung für die Erlasspanne übernehmen?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ja, das habe ich, glaube ich, auch schon mehrfach
öffentlich so gesagt. Ich wiederhole das gern.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich
dem Herrn Kollegen Harms.

Lars Harms [SSW]:

Herr Minister, welche Konsequenzen ziehen Sie
dann persönlich aus der Übernahme der Verantwor-
tung für diese Panne?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Dass man aus Fehlern lernen sollte. Das ist ein all-
gemeiner Satz. Im Übrigen sollte man, denke ich, in
der Sache die Kirche mal ein bisschen im Dorf las-
sen. Es war ein Erlassentwurf in einer Anhörungs-
fassung. Anhörungen dienen dazu, im Zweifelsfall
auch kleinere oder auch größere Fehler auszumer-
zen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich
dem Herrn Kollegen Jezewski.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Herr Minister, kann dieses Haus davon ausgehen,
das Erlasse, die mit Ihrer Unterschrift das Haus ver-
lassen, von Ihnen gelesen, verstanden und politisch
eingeschätzt wurden?

(Zurufe von der FDP: Oh!)

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Davon sollte man schon ausgehen. Ja.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
dem Herrn Abgeordneten Jezewski.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Herr Minister, können Sie uns erklären, wieso der
geschätzte Kollege Kubicki offenbar nicht der An-
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sicht ist, dass solche Erlasse von Ihnen gelesen,
verstanden und politisch eingeschätzt werden?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Nein.

(Heiterkeit bei FDP und CDU und Beifall)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
dem Kollegen Dr. Robert Habeck.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister, Sie führten aus, dass Sie am Vormit-
tag mit Herrn Kubicki gesprochen haben. Die Pres-
seerklärung, auf die wir mehrfach zu sprechen ge-
kommen sind, ist um 12:59 Uhr veröffentlicht wor-
den. Sie sprachen von Ihrer Verblüffung. Halten Sie
es für adäquat, sich verblüfft zu geben und sich
nicht hinter Ihre Mitarbeiter des Hauses zu stellen
beziehungsweise gegen den Fraktionsvorsitzenden
der FDP?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Erstens habe ich mich vor meine Mitarbeiter ge-
stellt. Ich denke, die Reaktion war angemessen. Die
Situation, die am Freitag, den 4. Februar 2011 be-
stand, ist beschrieben worden. Nach meiner Über-
zeugung war es in dieser Situation durchaus sinn-
voll, alle Vorgänge in diesem Zusammenhang noch
einmal zu überdenken.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich
dem Kollegen Dr. Habeck.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich greife ein bisschen in die Frage 3 hinein. Halten
Sie es für adäquat, 48 Stunden zu warten, bevor Sie
sich äußern und sich vor Ihre Mitarbeiter stellen?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Erstens habe ich mich vor meine Mitarbeiter ge-
stellt. Zweitens bin ich der Auffassung, dass man
sich alle Vorgänge noch einmal anschauen sollte,
wenn eine solche öffentliche Debatte läuft. Außer-
dem denke ich, dass eine gewisse Bedenkzeit in ei-
ner solchen Situation dazu beitragen kann, bei allen
Beteiligten die vorhandene Erregung etwas zu
dämpfen. Das gilt vielleicht nicht für die Vertreter
der Opposition.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich der
Frau Kollegin Spoorendonk.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Minister, ich versuche noch einmal, das Innen-
leben des Ministeriums zu verstehen.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Oh!

(Heiterkeit bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat die Frau Kollegin Spoorendonk.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Sie sagten vorhin, dass es ein bestimmtes Verfahren
bei der Erarbeitung von Erlassen gibt. So habe ich
das zumindest verstanden. In solchen Gesprächs-
runden - so will ich das mal formulieren - wird man
doch wohl auch Bezug auf das konkrete Gesetz ge-
nommen haben. Wie passt der Erlassentwurf mit
den Intentionen des neuen Schulgesetzes zusam-
men?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Grundsätzlich passt der Erlassentwurf gut zur In-
tention des neuen Schulgesetzes, weil das Schulge-
setz die Möglichkeit eines kombinierten G-8/G-
9-Angebots an einer Schule vorsieht. Dann muss es
auch entsprechende Verfahren oder Vereinbarun-
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gen zur Umsetzung geben, wenn sie von Schulen
für erforderlich gehalten werden.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Spoorendonk.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Das kann ich nachvollziehen, Herr Minister. Wie
passt aber der Erlassentwurf mit Ihrer häufig geäu-
ßerten Aussage zusammen, dass die Autonomie der
Schulen gestärkt werden soll und auch der Eltern-
wille gestärkt werden soll?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Frau Kollegin Spoorendonk, ich hatte vorhin schon
gesagt, dass der Wunsch, eine solche Regelung vor-
zusehen, aus den Schulen selbst heraus an uns her-
angetragen worden ist. Es war also nicht die Idee
des Ministeriums, dass überhaupt eine solche Rege-
lung eingeführt wird. Das ist auch nicht vor mir ge-
kommen.

Wenn Schulen bestimmte für sie als Erleichterung
angesehene Verfahrensregelungen wünschen, bin
ich immer geneigt, den im Rahmen des Möglichen
entgegenzukommen.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage hat die Frau
Kollegin Spoorendonk.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Minister, ich fand Ihre letzte Aussage sehr in-
teressant. Können Sie diese etwas präzisieren? Von
welchen Schulen haben Sie denn diese Anregung
bekommen? Im Ausschuss habe ich Sie so verstan-
den, dass man erst einmal einen Entwurf gemacht
und ihn in die Anhörung gebracht hat, um die Re-
aktion auf einen solchen Erlassentwurf zu testen.

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Frau Abgeordnete Spoorendonk, wenn Sie sich die
Akten, die zur Akteneinsicht angefordert und be-
reitgestellt worden sind, anschauen, dann werden
Sie beispielsweise in Protokollen einer Schulleiter-

dienstversammlung im September vorigen Jahres in
Damp oder von zwei Sitzungen des Direktorenver-
bindungsausschusses das Thema wiederfinden.
Dort finden Sie auch Fragen, die in diesem Zusam-
menhang aus dem Bereich der Schulleiter gestellt
worden sind. Es gab also in der Tat Anregungen
aus den Schulen heraus, die ursprünglich zu der
Überlegung geführt haben, dass man einen solchen
Erlassentwurf erarbeiten sollte. Konkrete Namen
von Schulleitern fallen mir derzeit leider nicht ein.
Solche Namen sollte man in einer solchen öffentli-
chen Fragestunde vielleicht auch nicht nennen.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage hat Frau Ab-
geordnete Heinold.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, warum ist es Ihnen nicht noch am
Freitag, als die Pressemitteilung von Herrn Kubicki
kam, gemeinsam mit Ihrem Ministerbüro und mit
dem Staatssekretär gelungen, die Verantwortlich-
keiten für den Erlass zu klären?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich glaube, ich habe bereits bei der Beantwortung
anderer Fragen eben die Gründe erläutert, warum
ich erst am Wochenende zunächst in einem Rund-
funkgespräch und anschließend am Montag mit ei-
ner öffentlichen Pressemitteilung und mehreren an-
deren Statements gegenüber den Medien mich ge-
äußert habe.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Heinold.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, gehe ich richtig in der Annahme,
dass Ihnen die Verantwortlichkeit für diesen Erlass
schon Freitag klar war, dass nämlich Sie die Ver-
antwortung getragen haben und dass Sie zwei Tage
gewartet haben und Ihre Mitarbeiter haben solange
im Regen stehen lassen, bevor Sie sich hinter sie
gestellt haben?
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(Wolfgang Kubicki [FDP]: Vor!)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat Herr Minister Dr. Klug.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Auf eine Frage Ihres Fraktionsvorsitzenden Habeck
habe ich vorhin geantwortet, dass ich Herrn Ku-
bicki am Freitagvormittag mitgeteilt habe, dass ich
den Erlassentwurf abgezeichnet, freigegeben und
herausgegeben habe. Damit habe ich auch klar ge-
sagt, dass das meine Verantwortung ist.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Heinold.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, entspricht es Ihrem Verständnis von
guter Mitarbeiterführung, wenn Sie diese zwei Tage
lang im Regen stehen und öffentlich beschimpfen
lassen?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich bin nicht der Auffassung, dass ich meine Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter im Regen stehen gelas-
sen habe. Ich habe vorhin erläutert, dass es in einer
solchen Situation und auch angesichts der medialen
Berichtserstattung über das Thema notwendig ge-
wesen ist, sich noch einmal alle Vorgänge ordent-
lich anzuschauen und sich dazu eine Meinung zu
bilden. Außerdem bin ich der Auffassung gewesen,
dass sich die Erregung der Gemüter möglicherwei-
se mit einer gewissen Bedenkzeit legen wird.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich
dem Kollegen Peter Eichstädt.

Peter Eichstädt [SPD]:

Herr Minister, bezogen auf die Fragen, die Sie vor-
hin beantwortet haben, und bezogen auf das Ein-
bringen von Herrn Kubicki würde ich gern von Ih-
nen wissen: Haben Sie die Absicht, es auch in Zu-

kunft mit dem von Ihnen hier gezeigten Humor zu
nehmen, wenn Herr Kubicki sich auf diese Weise in
Ihre schwierige Arbeit einmischt?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Können Sie die letzten beiden Teile Ihrer Frage bit-
te wiederholen. Ich habe den vorletzten Halbsatz
akustisch nicht verstanden.

Peter Eichstädt [SPD]:

Ich würde gern wissen, ob Sie auch in Zukunft die
Absicht haben, einer Einmischung von Herrn Ku-
bicki in Ihre Arbeit mit dem hier gezeigten Humor
zu begegnen.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Wenn Sie das so interpretieren, dann sind alle öf-
fentlichen Debattenbeiträge von Mitgliedern des
Hohen Hauses Einmischungen in die Tätigkeit ei-
nes Regierungsmitglieds. Ich weiß nicht, welche
Maßstäbe Sie dabei setzen, ob das eine Äußerung
also keine Einmischung, sondern eine öffentliche
Intervention mit einer geäußerten Meinung ist, ja
oder nein.

Dass ich in diesem Fall anderer Meinung bin und
auch von Anfang an gewesen bin, habe ich in ver-
schiedenen Antworten auf Fragen aus Ihrem Kolle-
genkreis auch schon deutlich gemacht.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
dem Kollegen Peter Eichstädt.

Peter Eichstädt [SPD]:

Würden Sie es nicht als Einmischung in diesem
Sinne bezeichnen, wenn Herr Kubicki Bewertungen
über Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Ihres Hauses
und deren politische Zugehörigkeit vornimmt?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!
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Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Erstens habe ich deutlich gemacht, dass ich eine
solche Bewertung im Zweifelsfall nicht teile. Zwei-
tens muss ich Ihnen sagen, dass ich im allergrößten
Teil der Fälle - dabei möchte ich mich nicht auf ei-
ne genaue Zahl festnageln lassen; vielleicht sind es
95 % - überhaupt nicht weiß, ob eine Mitarbeiterin
oder ein Mitarbeiter des Ministeriums einer Partei
angehört beziehungsweise welcher Partei sie oder
er angehört.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich Herrn Abge-
ordneten Rasmus Andresen das Wort.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister, wie erklären Sie sich - auch vor dem
Hintergrund der Beantwortung der letzten paar Fra-
gen - die Reihenfolge, zunächst mit dem Fraktions-
vorsitzenden Wolfgang Kubicki die persönliche
Verantwortung zu klären, bevor Sie es in Ihrem ei-
genen Haus mit Ihren Mitarbeitern tun, und in dem
Zusammenhang, auch die Aufregung des Personal-
rats?

Präsident Torsten Geerdts:

Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Zu dem Zeitpunkt, als ich mit dem Kollegen Ku-
bicki gesprochen habe, war ja seine öffentliche
Stellungnahme vom 4. Februar 2011 überhaupt
noch nicht erschienen.

(Heiterkeit des Abgeordneten Wolfgang Ku-
bicki [FDP])

Wie hätte ich mich darüber vorher gegenüber mei-
nen Mitarbeitern äußern sollen? Es ist schwierig,
das zu machen.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich Herrn Abge-
ordneten Martin Habersaat das Wort.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Martin Habersaat [SPD]:

Herr Minister Dr. Klug, das heißt ja, dass der ge-
schätzte Herr Kubicki im Laufe des Gesprächs mit
Ihnen zu der Überlegung gekommen sein muss,
dass möglicherweise Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Bildungsministeriums ursächlich verant-
wortlich sind. Wir erklären Sie sich, dass er in die-
sem Gespräch zu dem Eindruck kommen konnte?

(Zurufe der Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP] und Dr. Christian von Boetticher
[CDU])

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Herr Kollege Habersaat, diese Frage müssen Sie an
den Kollegen Wolfgang Kubicki richten.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Ich vermag Ihnen dazu keine Erklärung zu geben.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Sehr
richtig!)

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich Herrn Abge-
ordneten Jezewski das Wort.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Gott nein, ist das
grausam hier! - Zuruf von der CDU: Jetzt
wird es aber spannend! - Weitere Zurufe)

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Herr Minister, was halten Sie von dem Vorgehen
des Kollegen Kubicki, Mitarbeiter Ihres Ministeri-
ums zu kritisieren?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Kollege, bleiben Sie bitte so lange stehen, bis
die Antwort gegeben ist.

Herr Minister, Sie haben das Wort.
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Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich habe in dieser Diskussion sehr deutlich klarge-
macht, wie meine Verantwortung zu der Panne zu
bewerten ist ist. Damit ist von meiner Seite das
Notwendige gesagt worden.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Genau! - Zuruf -
Heiterkeit bei der FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich Herrn Abge-
ordneten Thoroe das Wort.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP] - Heinz-Werner Jezewski [DIE LIN-
KE]: Herr Kubicki, der traut sich nicht, das
merken wir schon! - Glocke des Präsidenten)

Ich finde, wir fahren in dem Stil fort, wie wir be-
gonnen haben: Wir stellen die Fragen und bekom-
men die Antworten.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Thoroe.

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Herr Minister, wie bewerten Sie, dass Herr Kubicki
heute bei der Kita-Debatte schon wieder Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in einem Ministerium an-
gegriffen hat?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Das hat er meiner Meinung nach nicht getan.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Die Fragen müs-
sen wahrheitsgemäß sein!)

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug hat das Wort.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Herr Kollege Thoroe, das was Sie eben unterstellt
haben, hat Herr Kubicki nach meiner Erinnerung
nicht getan.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Unglaublich! -
Zuruf von der FDP: Seid mal still!)

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich Herrn Abge-
ordneten Fürter das Wort.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Oh!)

Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister Klug, wissen Sie noch, wo Sie den
Erlassentwurf, der ja nach Ihren eigenen Worten
brisant war, studiert haben, bevor Sie ihn abge-
zeichnet haben?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich denke, das war mein Amtszimmer.

(Zurufe)

Da wird meistens die Aktenbearbeitung durchge-
führt.

(Zurufe - Glocke des Präsidenten)

Die zweite Möglichkeit ist, dass man Akten auf ei-
ner Autofahrt mitnimmt und sie dort bearbeitet.

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich Herrn Ab-
geordneten Fürter das Wort.

Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ich habe nicht abstrakt gefragt, wo Akten normaler-
weise gelesen werden, sondern wo dieser Erlassent-
wurf konkret gelesen wurde. Könnten Sie uns dann
noch bitte sagen, wie lange Sie ungefähr mit dem
Studium dieses brisanten Entwurfs zugebracht ha-
ben, bis Sie ihn abgezeichnet haben?

(Zurufe - Heiterkeit bei der FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Zur Beantwortung der Frage erteile ich Herrn Mini-
ster Dr. Klug das Wort.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich schicke voraus, dass ich den investigativen Stil
Ihrer Befragung bewundere. - Ich denke, es waren
ungefähr zehn bis fünfzehn Minuten.
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Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich der
Frau Kollegin Dr. Marret Bohn.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Das
hätte ich nicht mehr gewusst!)

- Frau Kollegin Bohn hat zurückgezogen.

Zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich Herrn Kolle-
gen Ulrich Schippels das Wort.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Herr Klug, Sie verwirren mich. Ich habe eine kleine
Frage. Wenn ich es richtig verstanden habe, war es
so, dass Sie Herrn Kubicki gegenüber die Verant-
wortung für den Erlassentwurf mitgeteilt haben,

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Aber immer!)

dass dann die entsprechende Pressemitteilung von
Herrn Kubicki kam und Sie dann das ganze Wo-
chenende benötigt haben, um die Aussage, die Sie
am 3. Februar Herrn Kubicki gegenüber schon ab-
gegeben haben, noch einmal zu verifizieren. Ist das
richtig?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Das ist im Grundsatz der Ablauf gewesen, der sich
an diesem Wochenende entsprechend vollzogen
hat. Ich sage noch einmal: Es war in dieser Situati-
on nach meiner Einschätzung nötig, noch einmal al-
le Abläufe im Zusammenhang mit der Entwicklung
dieses Erlassentwurfs zu überdenken und zu über-
prüfen.

Präsident Torsten Geerdts:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
zu der zweiten Frage - - Entschuldigung, das Wort
zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich der Frau Kol-
legin Fritzen.

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, Sie haben gerade ausgeführt, wie der
Hergang war. Sie haben den Fraktionsvorsitzenden
Ihrer Fraktion darüber unterrichtet, dass Sie den Er-
lass selber gesehen haben und Bescheid wussten.
Stimmen Sie mit mir überein, dass der Fraktions-
vorsitzende in seiner dann folgenden Pressemittei-

lung mit der Beschimpfung der Mitarbeiter Ihres
Ministeriums gelogen hat?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Was habe ich ge-
macht?)

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Nein. Ich teile nur die Auffassung nicht, die in der
Pressemitteilung zum Ausdruck gebracht wurde.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Er hat sie doch
nicht geschrieben! Sagen Sie mal! Sie sind
doch - - Glocke des Präsidenten - Weitere
Zurufe - Wolfgang Kubicki [FDP]: Ich habe
dabei noch abgebrochen! - Heiterkeit bei
FDP und CDU - Glocke des Präsidenten)

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Kollege Kubicki, das Wort, das Sie wählen
wollten, wäre unparlamentarisch gewesen.

(Heiterkeit bei CDU und FDP)

Wollen wir uns weiter darauf verständigen und wei-
ter in der Fragestunde fortfahren? Ich finde, wir ha-
ben es bisher gut hinbekommen: Es werden Fragen
gestellt, und die Antworten kommen. Das ertragen
wir in Ruhe und Gelassenheit auf allen Seiten.

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage hat die Frau
Kollegin Fritzen.

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Der Ausdruck war unparlamentarisch, weil er gefal-
len ist, Herr Präsident.

(Christopher Vogt [FDP]: Was? - Wolfgang
Kubicki [FDP]: Frau Vizepräsidentin, er ist
nicht gefallen!)

Herr Minister Klug, ich möchte nachfragen und bit-
te, das Wort zu haben.

Meine Frage ging dahin: Sie haben den Fraktions-
vorsitzenden Ihrer Partei am Freitag unterrichtet.
Danach wurde die Öffentlichkeit in der Pressemit-
teilung aus meiner Sicht bewusst getäuscht darüber,

(Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]: Frage
stellen! - Antje Jansen [DIE LINKE]: Lassen
Sie sie doch ausreden! - Christopher Vogt
[FDP]: Es ist keine Talkshow, Frau Jansen!)

dass gesagt wurde - -
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Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort - -

(Glocke des Präsidenten)

Das Wort zur Beantwortung hat Herr Minister
Dr. Klug.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich habe die Frage noch nicht formu-
liert! - Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]:
Sie hat noch keine Frage gestellt!)

- Entschuldigung. Ich hatte gerade einen Hinweis
vom Wissenschaftlichen Dienst bekommen. Des-
wegen war ich ein paar Sekunden abgelenkt. - Das
Wort zur Fragestellung hat die Frau Kollegin Frit-
zen. Entschuldigung.

(Christopher Vogt [FDP]: Betonung liegt auf
Frage!)

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Danke schön. - Meine Frage geht dahin, ob Sie
meine Auffassung teilen, dass der Fraktionsvorsit-
zende der FDP, nachdem er von Ihnen unterrichtet
wurde, anschließend die Öffentlichkeit bewusst be-
logen hat in Kenntnis der anderen tatsächlichen
Vorgänge, wenn er in einer Pressemitteilung mit-
teilt, dass diese Verantwortung beim sozialdemo-
kratisch unterwanderten Ministerium liegt.

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD - Christopher Vogt
[FDP]: Das haben Sie doch schon gefragt!)

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin Fritzen, bevor diese Frage beantwor-
tet wird, verfahre ich genauso wie eben auch: Die
Ausdrücke „Lüge“ und „gelogen“ sind unparlamen-
tarisch.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich teile Ihre Auffassung nicht. In der Politik - das
ist jedenfalls meine Erfahrung - geht es eben sehr
oft um divergierende Bewertungen und Einschät-
zungen und nicht um die wissenschaftlich exakte
Feststellung von Wahrheit oder Unwahrheit.

(Beifall bei FDP und CDU sowie vereinzelt
bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Christopher Vogt [FDP]: Da hat Herr Haber-
saat wieder etwas gelernt!)

Präsident Torsten Geerdts:

Meine Damen und Herren! Zu Frage 2 liegen keine
weiteren Fragen vor. Von daher rufe ich jetzt auf:

Fragestunde
Frage 3

(Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ich ziehe die Frage 3 zurück,
weil sie erledigt ist!)

- Herzlichen Dank.

Ich rufe auf:

Fragestunde
Frage 4

Ich erteile der Frau Kollegin Heinold das Wort. -
Die Frage ist ebenfalls zurückgezogen.

Ich rufe auf:

Fragestunde
Frage 5

Das Wort hat die Frau Abgeordnete Dr. Marret
Bohn.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Minister, ist für die kommenden
Schuljahre ab 2012/2013 vorgesehen, möglichen
Änderungswünschen der Schulen und/oder der
Schulträger bei dem Angebot von G 8 und G 9
nachzukommen?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Das Schulgesetz, Frau Kollegin, schließt nicht aus,
in Folgejahren auch andere Entscheidungen zu tref-
fen. Die Genehmigung durch die Schulaufsicht ist
jedoch in jedem Falle erforderlich. Die weittragen-
de Bedeutung der Entscheidung lässt allerdings er-
warten, dass sie in der Regel auf Dauer angelegt ist.
Davon gehe ich aus.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich der
Frau Kollegin Dr. Marret Bohn.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Wie werden die Regelungen für die derzeitige Jahr-
gangsstufe 5 aussehen, zu denen es im Ursprungs-
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erlass heißt: „Hinweise für die Beschlussfassung
werden den Schulen in Kürze zugehen“?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Dies ist in Arbeit. Wir werden den Schulen, die sich
für diese Möglichkeit entscheiden, eine Handrei-
chung für den Umgang mit dem Problem geben.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Dr. Marret Bohn.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, habe ich Sie richtig verstanden, dass
in den Schulen in Schleswig-Holstein jedes kom-
mende Jahr ähnliche Debatten entstehen werden?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Davon gehe ich nicht aus. Ich habe ja gerade ge-
sagt, ich bin davon überzeugt, dass die jetzt anste-
henden Entscheidungen, die durch das neue Schul-
gesetz in diesem Punkt erforderlich sind, in aller
Regel von Dauer sein werden.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich der
Frau Kollegin Anke Erdmann.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, darf ich Sie fragen, ob Sie für diesen
Bereich, also den Umgang mit den Jahrgangsstufen
5, zum jetzigen Zeitpunkt schon eine Idee haben,
wie Sie das umsetzen möchten?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Es muss natürlich gewährleistet sein, dass ein Über-
gang der jetzigen Sextaner, also des 5. Jahrgangs, in
einen G-9-Bildungsgang im Konsens mit den be-
troffenen Eltern erfolgt. Sie haben ihre Kinder zu
einem G-8-Bildungsgang angemeldet, und wenn sie
jetzt darauf bestehen, dass dieser weitergeführt
wird, dann ist nach meiner Einschätzung aus recht-
lichen Gründen, weil die Kinder unter der Rahmen-
bedingung G 8 eingeschult worden sind - ein öf-
fentlich-rechtliches Schulverhältnis wurde begrün-
det -, dazu eine Änderung für diesen Jahrgang nicht
möglich. Aber es ist ja durchaus denkbar, dass an
einer Schule im Konsens eine solche Entscheidung
getroffen werden könnte.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Erdmann.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, in welchem Zeitplan stellen Sie sich
denn vor, dass den Schulen eine Handreichung in
dieser Sache zugeht?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Die Entscheidungen sind zum nächsten Schuljahr
zu treffen. Im Zweifelsfall steht zunächst einmal
die Anmeldung der Fünftklässler im Vordergrund.
Die Entscheidung, was mit dem Jahrgang der jetzi-
gen 5. Klassen im nächsten Schuljahr gemacht
wird, ist nun nicht so dringlich. Ich weiß aber, dass
einzelne Schulen, die sich Gedanken darüber ma-
chen, zu G 9 zu wechseln, schon unverbindliche
Befragungen bei den Eltern durchführen, wie denn
die Stimmung in dieser Frage ist. Ich weiß von ei-
ner Schule, dass von den befragten Eltern 139 eine
Präferenz für G 9 zum Ausdruck gebracht haben
und nur sieben bei G 8 bleiben wollten. Aber, wie
gesagt, es gibt auch die rechtliche Problematik, von
der ich eingangs gesprochen habe.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Erdmann.
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Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister Klug, wie lange denken Sie eigent-
lich schon konkret über das Y-Modell im Schulge-
setz nach?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Seit es im vorigen Jahr entwickelt worden ist.

Präsident Torsten Geerdts:

Erste Zusatzfrage der Kollegin Spoorendonk!

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Minister, Sie hatten im Bildungsausschuss er-
läutert, wie wichtig es ist, eine rechtssichere Situati-
on herbeizuführen, und hatten aus diesem Grund
die Vorratsbeschlüsse nicht gelten lassen. Wie passt
dies mit dem zusammen, was Sie vorhin ausgeführt
haben?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Als Nichtjurist - muss ich vorausschicken - gebe
ich jetzt wieder, was mir die sachverständigen Juri-
sten meines Hauses zu den in Rede stehenden Pro-
blemen gesagt haben. Was vor Inkrafttreten des
Schulgesetzes an Diskussion in den Schulen geführt
worden ist, trug zur Meinungsbildung in der anste-
henden Entscheidung bei und war daher natürlich
auch wichtig. Aber eine rechtlich tragfähige Ent-
scheidung, ein Beschluss einer Schulkonferenz
kann erst gefasst werden, seitdem das neue Schul-
gesetz mit den entsprechenden rechtlichen Rahmen-
bedingungen gültig ist. Das ist die rechtliche Aus-
gangskonstellation.

Wir haben deshalb darauf gedrängt - das ist auch in
der Dienstversammlung mit den Schulleitern der
Gymnasien in Damp im September letzten Jahres
so andiskutiert worden -, dass nach Möglichkeit die
Schulen diese Meinungsbildung schon in der Schul-
konferenz mit den betroffenen Gruppen und auch
im Dialog mit dem Schulträger aufnehmen, sodass
man dann sehr schnell, nachdem man ein in Kraft
getretenes Schulgesetz hatte, die formelle Entschei-
dung vor Ort treffen konnte.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Spoorendonk.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Minister, sehe ich das richtig, dass Sie in er-
ster Linie auf die Schulen und die Schulkonferenz
fokussiert sind? Meine Frage ist: Wie sollen die
Schulträger eingebunden werden, und wie werden
Sie vorgehen, falls es einen Dissens zwischen
Schulkonferenz und Schulträger gibt? Ich möchte
das Stichwort Satrup nochmals in den Raum stel-
len, damit Sie wissen, in welche Richtung meine
Frage geht.

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Zunächst ist das immer eine Einzelfallprüfung, in
der man die Argumente, die die beteiligten Instan-
zen für ihre Position vortragen, inhaltlich zur
Kenntnis nimmt und bewertet und im Zweifelsfall
gewichtet. Daher muss man auf das, was von den
einzelnen Entscheidungsträgern gesagt wird, warten
und muss hören, was dieser vorbringt. Man muss
natürlich auch schauen: Stimmt beispielsweise eine
bestimmte Sachverhaltsbeschreibung, die in einer
Stellungnahme enthalten ist, oder sehen wir das
sachlich aus unserer Kenntnis heraus anders? Es ist
also wirklich eine Einzelfallentscheidung.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Spoorendonk.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Ich muss sagen, ich finde es sehr schwierig, Herr
Minister, dass Sie keine transparenten Kriterien
nennen.

(Zuruf: Frage!)

- Ja, ich komme zu meiner Frage. Ich würde gern
wissen, Herr Minister, wie Sie entscheiden, wenn
doch von dem Schulträger erwartet wird, dass Sie
von deutlichen, transparenten Kriterien ausgehen.
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Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Wir haben dafür Sorge getragen, dass, dem Wunsch
der Kommunen entsprechend, das Einvernehmen
mit dem Schulträger festgestellt werden muss.
Wenn vor Ort zwischen den drei beteiligten Instan-
zen - Schulleitung, Schulkonferenz und Schulträger
- kein Einvernehmen besteht, dann liegt in der Tat
nach dem Gesetzestext die Entscheidung beim Mi-
nisterium. Dann müssen wir uns eine Meinung und
ein Urteil bilden über die Auffassungen, die die Be-
teiligten einbringen, und über ihre Argumente. Ich
glaube, das ist eigentlich ein ganz normales Proze-
dere.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich der
Kollegin Streitbörger.

Ellen Streitbörger [DIE LINKE]:

Herr Minister, meine Frage bezieht sich jetzt direkt
auf das, was Frau Kollegin Spoorendonk eben ge-
fragt hat. Sie sagen, bei einem Dissens zwischen
Schulkonferenz und Schulträger müssen Sie eine
Einzelfallentscheidung treffen. Aber auch eine Ein-
zelfallentscheidung muss doch nach bestimmten
Kriterien erfolgen. Nach diesen Kriterien würde ich
jetzt gern noch einmal fragen.

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich halte es für einigermaßen unmöglich, für eine
Vielzahl denkbarer, konstruierbarer Einzelfälle ein
Raster von Entscheidungskriterien zu entwickeln.
Vorhin ist von Bürokratie gesprochen worden. Das
wäre in der Tat ein bürokratisches Monster, das
man sich ersparen sollte.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
der Kollegin Streitbörger.

Ellen Streitbörger [DIE LINKE]:

Das Bürokratiemonster überzeugt mich jetzt gerade
nicht. Aber eine Einzelfallentscheidung in so einer

gewichtigen Sache muss bei Dissens zwischen
Schulkonferenz und Schulträger doch Rechtssicher-
heit schaffen,

(Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]: Fra-
ge!)

und zur Rechtssicherheit bedarf es doch überprüf-
barer rechtlicher Kriterien.

(Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]: Das
war keine Frage!)

Welche sind das? Das war gerade eben auch schon
meine Frage.

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich habe diese Frage, glaube ich, in zwei Anläufen
beantwortet.

Präsident Torsten Geerdts:

Gut. - Jetzt mache ich folgende Zwischenbemer-
kung: Es erleichtert uns die Arbeit insgesamt, wenn
wir gleich mit einer Frage starten.

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage hat Frau Kol-
legin Strehlau.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, können Sie zusagen, dass Sie Ihre
Genehmigung verweigern, wenn ein Schulträger
nachweisen kann, dass ihm höhere Kosten - höhere
Sachmittel oder ein höherer Raumbedarf - durch die
Umstellung eines Gymnasiums auf G 9 oder G Y
entstehen?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich kann Ihnen dazu sagen, dass genau diese Fra-
gen, nämlich die Entstehung eines höheren Raum-
und Sachbedarfs, im Genehmigungsverfahren von
uns besonders geprüft werden müssen - das ist auch
Inhalt des Gesetzes - und dass wir uns das im Ein-
zelfall auch genau anschauen. Aber ich sage Ihnen
auch: Es genügt nicht, dass jemand behauptet, es
entstünde ein größerer Raumbedarf.
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Ich nenne ein Beispiel: Ein Gymnasium, das G 9
einführen möchte, weist darauf hin, dass es bei G 8
für die Intensivierungsstunden, also für die Teilung
der Klasse in zwei kleinere Gruppen, auch entspre-
chende räumliche Kapazitäten benötigt.

Mit anderen Worten: Man muss im Zweifelsfall
schauen, ob womöglich die andere Seite berechtigte
Einwände gegen ein vorgetragenes Argument des
Kontrahenten in dieser Frage vorbringt. Auch des-
halb habe ich von Einzelfallprüfung gesprochen.
Man muss schauen: Sind die Gründe und Argumen-
te, die von diesem oder jenem angeführt worden
sind, nachvollziehbar? Am Ende gilt es im Zwei-
felsfall zu gewichten.

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich der Frau
Kollegin Strehlau das Wort.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, können Sie zusichern, dass Sie die
Genehmigung verweigern, wenn diese Kostenfrage
geklärt ist und höhere Kosten entstehen?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Wir haben deutlich gemacht, dass Schulträger nicht
befürchten müssen, durch eine Änderung im päd-
agogischen Angebot des Gymnasiums mit höheren
Kosten konfrontiert zu werden.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich
dem Herrn Kollegen Dr. Habeck.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister, würden Sie mir zustimmen, dass im
Zweifelsfall oder im Streitfall wie im Falle Satrup
nicht der Elternwille, sondern der Ministerwille ent-
scheidet?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Noch einmal: Das Gesetz sieht vor, dass bei einem
Dissens der drei vor Ort beteiligten Instanzen die
Entscheidung beim Ministerium liegt. Ich versiche-
re Ihnen, dass wir uns die von allen Beteiligten vor-
getragenen Argumente sehr sorgsam anschauen und
prüfen werden und am Ende die uns nach dem Ge-
setz obliegende Entscheidung treffen werden.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich dem Herrn
Kollegen Habeck das Wort.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich formuliere die Frage negativ: Kann es sein, dass
der Elternwille nicht berücksichtigt wird?

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Nein!)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat Herr Minister Klug.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich bin der Auffassung, dass wir, wenn denn das
Ministerium überhaupt gefordert ist, in diesem Ent-
scheidungsprozess alle vorgetragenen Positionen
berücksichtigen werden. Was am Ende den Aus-
schlag geben wird, kann ich nicht abstrakt beant-
worten, sondern das wird sich in jedem Einzelfall
nach der Sachlage ergeben.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich dem Herrn
Abgeordneten Thoroe das Wort.

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Wie wollen Sie, wenn Sie sich zuvor noch keine
Gedanken über Kriterien gemacht haben, gewähr-
leisten, dass die Entscheidung über Streitfälle noch
vor dem Anmeldeschluss an den Schulen Ende
März fällt?

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat Herr Minister Dr. Klug.
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Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich halte das, was Sie eben formuliert haben, für
nicht sachgerecht und für nicht zutreffend.

(Björn Thoroe [DIE LINKE]: Wie wollen Sie
gewährleisten, dass - -)

- Die Antwort ist jetzt gegeben. Soll das eine zweite
Zusatzfrage sein?

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Nun gut. - Können Sie gewährleisten, dass alle
Streitfälle bis Ende März entschieden sind?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Davon gehe ich selbstverständlich aus.

Präsident Torsten Geerdts:

Nun haben sich zwei Kolleginnen zu Wort gemel-
det, die in dieser Runde schon drei Fragen gestellt
haben. Das sind die Frau Kollegin Spoorendonk
und die Frau Kollegin Erdmann.

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage hat die Frau
Kollegin Heinold.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, wenn ich den Eltern im Land erzäh-
le, dass es durchaus sein kann, dass letztlich nicht
der Elternwille entscheidend ist, dann erzähle ich
die Wahrheit?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Das Gesetz sieht vor, dass es einen bestimmten Ent-
scheidungsprozess gibt, an dem die Eltern maßgeb-
lich mitbeteiligt sind. Sie wissen doch, dass die
Schulkonferenzen nach dem Grundsatz der Drittel-
parität zusammengesetzt sind. Insoweit sind die El-
tern einer der Akteure, die durch ihre Vertreter vor
Ort bei diesen Entscheidungen mitzureden haben.

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich der Frau
Kollegin Heinold das Wort.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, ist es richtig, dass ich Ihre Ausfüh-
rung, die Sie soeben gemacht haben, als ein Ja auf
meine Frage verstehen kann?

(Lachen bei der FDP - Wolfgang Kubicki
[FDP]: Sie können verstehen, was Sie wol-
len, Frau Kollegin Heinold!)

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Das war eben in der Tat ein zutreffender Zwischen-
ruf. Ich wiederhole: Die Beteiligung der Eltern ist
nach meiner Überzeugung in angemessener Weise
gewährleistet.

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich der Frau
Kollegin Heinold das Wort.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Aber ich sage die Wahrheit, wenn ich behaupte,
dass der Elternwille nicht zwingend ausschlagge-
bend ist?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Falls Sie § 44 des Schulgesetzes, so wie er kürzlich
in diesem Parlament beschlossen wurde, vor der
Beschlussfassung gelesen haben sollten, müsste Ih-
nen klar sein, dass am Entscheidungsprozess meh-
rere beteiligt sind uns dass es eben nicht allein die
Eltern sind, die die Entscheidung treffen.

(Beifall bei FDP und CDU - Wolfgang Ku-
bicki [FDP]: In der Schulkonferenz sitzen
nicht nur Eltern, Frau Heinold!)
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Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich dem Herrn
Kollegen Martin Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]:

Herr Minister, teilen Sie meine Wahrnehmung, dass
dort, wo bisher Konflikte zwischen Schule und
Schulträger aufgetreten sind, diese hauptsächlich in
die Richtung gehen, dass die Schule G 9 möchte
und der Schulträger Mehrkosten und zusätzlichen
Raumbedarf befürchtet und daher bei G 8 bleiben
möchte?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Diese Konstellation gibt es zwar, aber es gibt auch
die andere. In einem Fall hat der Schulleiter für G 8
votiert, die Schulkonferenz hat mit einem Patt - ge-
nau halbe-halbe - abgestimmt, und der Schulträger
möchte G 9. Ich habe vorhin bereits deutlich ge-
macht, dass es viele unterschiedliche Einzelkonstel-
lationen gibt und dass man sich sowohl diese Ein-
zelkonstellationen vor Ort als auch die von den Be-
teiligten vorgetragenen Argumente genau anschau-
en muss. In diesem Prozess befinden wir uns zur-
zeit.

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer zweiten Zusatzfrage hat der Herr Kollege
Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]:

Ich bleibe bei der ersten Konstellation. Wenn dem
so ist und die Schulträger zusätzliche Kosten und
zusätzlichen Raumbedarf befürchten, teilen Sie
dann meine Einschätzung, dass es durchaus wahr-
scheinlich ist, dass man, um Schüler in neun Jahren
zum Abitur zu führen, mehr Räume benötigt, als
wenn man das in acht Jahren tut?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ihre Frage ist insofern nicht voll auf die zum Sach-
verhalt gehörenden Punkte eingegangen, als man

erstens auch zu berücksichtigen hat, dass wir in den
kommenden Jahren einen Rückgang der Schüler-
zahlen zu verzeichnen haben werden, der auch die
Gymnasien mit erfassen wird. Nach der vorliegen-
den Prognose wird in der zweiten Hälfte dieses
Jahrzehnts die Anzahl der Schüler in dieser
Schulart deutlich niedriger sein als heute, da 2016
zwei komplette Abiturjahrgänge nebeneinander ab-
gehen. Zudem werden Raumkapazitäten auch durch
die demografische Entwicklung frei. Die Schulen
werden also in der zweiten Hälfte dieses Jahrzehnts
- jedenfalls im Schnitt - nicht mehr den derzeitigen
Raumbedarf haben. Zweitens sind nach meiner
Kenntnis keine Gymnasien in Schleswig-Holstein
nach der Einführung von G 8, also nach 2008, ge-
baut worden. Sie sind vom Baukörper her alle auf
ein G 9 ausgerichtet.

(Beifall bei der FDP)

Ich habe es ja vorhin gesagt: Die Einzelfälle, auch
die vorgetragenen Argumente, werden wir uns sehr
genau anschauen. Aber einfach zu unterstellen, das
bedeute mehr Raumbedarf, ist nicht hinreichend.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich Herrn Kolle-
gen Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]:

Die Kollegin Spoorendonk hat eine Schule erwähnt.
Ich tue das auch. Das Gymnasium Wentorf stellt
seit Jahren Container auf, um die Schülerzahl ange-
messen berücksichtigen zu können. Die Frage lautet
nun also: Wenn der Schulträger in Wentorf sagt, er
wolle kein G 9, weil er zusätzlichen Raumbedarf
fürchte, dann kann die Antwort aus dem Ministeri-
um lauten: Liebe Wentorfer, durch den demografi-
schen Wandel habt ihr in Zukunft weniger Schüler;
ihr müsst trotzdem G 9 anbieten?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Herr Abgeordneter Habersaat, nach meiner Kennt-
nis ist diese Schule einmal vierzügig geplant gewe-
sen. Mittlerweise hat sie als G-8-Schule - das ist sie
ja seit mehreren Jahren - sechs Züge. Wenn sie in
Zukunft durch eine Entscheidung der Schule, wenn
dies dort mit großer Mehrheit gewünscht wird, als
G-9-Angebot weitergeführt wird, dann bedeutet das
eben keinen Mehrbedarf an Räumen. Der Schulträ-
ger müsste dort auch heute schon bei einem G-8-
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Gymnasium anstelle der zurzeit verwendeten Con-
tainer eigentlich ein vernünftiges Schulgebäude
hinstellen.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich
dem Kollegen Dr. Habeck.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister, vor dem Hintergrund einer solchen
Diskussion, wie Herr Habersaat sie eben dargestellt
hat, verwendeten Sie in einem Interview den Be-
griff „Kaderpartei“. Wären Sie in der Lage, uns zu
sagen, was Sie unter „Kaderpartei“ verstehen? Gibt
es neue Erkenntnisse über den Vorgang, und halten
Sie darüber hinaus an dem Begriff „Kaderpartei“ in
diesem Zusammenhang fest?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Kollege Dr. Habeck, man kann immer nur ei-
ne Zusatzfrage stellen.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Dann beschränke ich es auf die letzte Frage: Halten
Sie an Ihrer Aussage, es handele sich um „kader-
parteimäßig durchgezogene“ Vorgänge, fest?

(Christopher Vogt [FDP]: Wo ist der Zusam-
menhang?)

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Herr Kollege, das war sicherlich ein grober Klotz
auf einem groben Keil. Aber ich bin der Auffas-
sung, dass es in einer öffentlichen Debatte ziemlich
heftig ist, wenn so ein Vorgang stattfindet: dass ein
Stadtvertreter, der inhaltlich eine andere Auffas-
sung hat, angeblich deshalb befangen sein soll, weil
seine Ehefrau an der Schule, um die es geht, tätig
ist, und nicht an der Abstimmung teilnimmt. Ich ha-
be diesen Vorgang sehr deutlich kritisiert, ja.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU - Zurufe)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich
Frau Kollegin Pauls.

Birte Pauls [SPD]:

Herr Minister, ist Ihnen bekannt, dass dieser einzel-
ne Kommunalpolitiker sich vorher juristisch hat be-
raten lassen, und dass diese juristische Aussage von
der Kommunalaufsicht bestätigt worden ist?

(Wolfgang Kubicki [FDP] Falsch! - Lachen
bei der SPD - Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]: Sind Sie der Minister? -
Weitere Zurufe - Glocke des Präsidenten)

Präsident Torsten Geerdts:

Die Frage ist gestellt, und die Antwort gibt der Mi-
nister.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Soweit mir bekannt ist, wird dieser Vorgang noch
von den dafür zuständigen Stellen überprüft.

(Jürgen Weber [SPD]: Kaderpartei sind Sie
da drüben!)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Birte Pauls.

Birte Pauls [SPD]:

Finden Sie es in diesem Zusammenhang angemes-
sen, einzelne Kommunalpolitiker in der Form und
in dieser Art und Weise vorzuführen?

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Erstens bin ich der Auffassung, dass ich in diesem
Fall das Recht dieses SPD-Stadtvertreters, als im
Verhältnis zur Mehrheit seiner Partei Andersden-
kender, in dem Gremium so abstimmen zu können,
in dem er sitzt, verteidigt habe. Ich habe nicht ihn
mit dem Begriff Kaderpartei irgendwie angegriffen.
Das ist nun absolut falsch.

Damit Sie nicht glauben, ich würde eine der ge-
schätzten Oppositionsparteien sozusagen in toto in
diesen Verdacht rücken, will ich gern darauf hin-
weisen, dass mir aus vielen Diskussionen vor Ort
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bekannt ist, wo es jetzt um Entscheidungen durch
Schulträger geht, dass fallweise durchaus auf ein-
mal kommunale Mehrheiten anders votieren als die
von Ihnen in der Schulgesetzdebatte dargelegten
Positionen es nahelegen.

(Christopher Vogt [FDP]: In Wentorf zum
Beispiel!)

- In Wentorf gibt es dort in der Gemeindevertretung
eine Unterstützung für die Schule durch die Ge-
meinderatsfraktion von SPD, Grünen und FDP. Als
Konstellation ist das auch einmal interessant.

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten
Dr. Christian von Boetticher [CDU])

Mein Dank geht an die Sozialdemokraten, wenn ich
das noch hinzufügen darf. Ich habe in einem Inter-
view mit Herrn Albig gelesen, dass er G 8 eigent-
lich auch für zu schnell und zu drastisch hält und
nicht so glücklich damit ist.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich der
Frau Kollegin Silke Hinrichsen.

Silke Hinrichsen [SSW]:

Herr Minister, ich würde gern wissen, wie Sie zu-
künftig Kommunalpolitiker bezeichnen - egal wel-
cher Fraktion sie angehören -,

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

die eine eigene Meinung haben. Bezeichnen Sie die
weiterhin als möglicherweise einer Kaderpartei an-
gehörig?

(Gerrit Koch [FDP]: Das hat er doch gerade
gesagt! - Weitere Zurufe)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat Minister Dr. Klug.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich habe doch eben wirklich deutlich gemacht, dass
ich eben nicht diesen Kollegen aus der Kommunal-
politik etwa mit dem Begriff etikettiert habe,

(Silke Hinrichsen [SSW]: Über den sprach
ich auch nicht!)

keineswegs, sondern dass ich sein Recht verteidigt
habe, als Mandatsträger seine persönliche Auffas-
sung in einem freien Mandat auch in seinem Ab-

stimmungsverhalten zum Tragen kommen zu las-
sen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Er hat vorher gesagt, dass er für die Haltung und
den Wunsch der Schule, G 9 einzuführen, Sympa-
thie hege und dass er dafür stimmen wolle, und
dann hat er am nächsten Tag an der Abstimmung
tatsächlich nicht teilnehmen können. Das habe ich
kritisiert.

(Silke Hinrichsen [SSW]: Ich habe Sie nicht
danach - -)

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin, ich erteile Ihnen das Wort zu einer
zweiten Zusatzfrage, damit ich auch immer schön
mitzählen kann, wie weit wir schon sind.

Silke Hinrichsen [SSW]:

Entschuldigen Sie bitte.

Herr Minister, darf ich Sie bitten, meine Frage, die
ich gestellt habe, zu beantworten? Ich habe Sie da-
nach gefragt, wie Sie Gemeindevertreter, die ihren
Willen in irgendeiner Form anders darstellen, in
Zukunft bezeichnen werden. Werden die in Zukunft
alle mit Kaderpartei oder Ähnlichem bezeichnet?

(Zuruf: Wie peinlich kann das noch werden?
- Weitere Zurufe)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat Minister Dr. Klug.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Jetzt antworte ich, Frau Kollegin Hinrichsen - zu
meinem Bedauern muss ich das so drastisch sa-
gen -, dass Sie etwas offensichtlich wirklich total
nicht verstanden haben.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Hinrichsen.

Silke Hinrichsen [SSW]:

Herr Minister, sind Sie mit mir darüber einig, dass
in der Fragestunde die Fragen grundsätzlich mit Ja
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oder Nein zu beantworten sind und nicht mit einem
Kommentar zu meiner Frage?

(Lachen bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Kollegin, der Minister ist zunächst einmal frei
in der Form der Antwort. Wir wollen hier Fragen
stellen und Antworten bekommen.

(Zuruf von der FDP)

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage hat Herr Ab-
geordneter Rasmus Andresen.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister, ich hätte gern Ihre Aufmerksamkeit.
- Schönen Dank.

Ich möchte noch einmal zu dem Schleswiger Bei-
spiel fragen, wen genau Sie meinen, wenn Sie den
Ausdruck Kaderstrukturen oder Kaderpartei benut-
zen. Meinen Sie die Schleswiger Sozialdemokratie
oder die Schleswiger Stadtverwaltung?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich meine, dass es üblich sein sollte, dass ein Man-
datsträger, der ein freies Mandat wahrnimmt, auch
wenn er mit einer Einzelmeinung von seiner Frakti-
on abweicht, so abstimmen dürfen soll und so ab-
stimmen kann, wie er das möchte.

(Beifall bei FDP und vereinzelt bei der CDU
- Lachen bei der LINKEN)

Das ist offensichtlich nicht in allen Parteien selbst-
verständlich. In meiner Partei, der FDP - deshalb
bin ich auch schon beinahe 40 Jahre Mitglied mei-
ner Partei - ist es üblich, dass man als Abgeordneter
oder als Parteimitglied seine eigene Meinung ver-
treten kann, auch dann, wenn sie nicht derjenigen
der Mehrheit entspricht.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU - Zurufe - Glocke des Präsidenten)

Präsident Torsten Geerdts:

Wenn wir wieder ein bisschen Ruhe im Plenarsaal
haben, können wir mit der Fragestunde fortfahren.

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
dem Kollegen Rasmus Andresen.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister, Sie haben gerade selbst festgestellt,
dass das Verfahren in der Prüfung ist. Ich frage Sie
deshalb: Halten Sie es für angemessen, Wörter wie
„Kaderpartei“ in den Mund zu nehmen, wenn das
Verfahren selbst noch nicht abgeschlossen ist, son-
dern gerade geprüft wird?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Das Votum des Schulausschusses der Stadt Schles-
wig wird genauso respektiert wie die Entscheidung
aller anderen kommunalen Gremien. Da wird es
überhaupt gar keine Unterschiede geben.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich
dem Kollegen Rasmus Andresen.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sie distanzieren sich also von diesem Ausdruck und
benutzen ihn in diesem Zusammenhang nicht wie-
der?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Nein, beziehungsweise ich weise die Behauptung,
die Sie in Ihrer Frage formuliert haben, eindeutig
zurück.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich
dem Kollegen Dr. Ralf Stegner.

(Zurufe von der FDP - Glocke des Präsiden-
ten)

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Sehr geehrter Herr Minister Dr. Klug, sind Sie der
Auffassung, dass es der Darstellung Ihrer Fachkom-
petenz dient und hilfreich ist, wenn der Fraktions-
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vorsitzende der FDP, bevor Sie antworten können,
Ihnen hilfsweise zuruft?

(Vereinzelter Beifall bei SPD, der LINKEN
und SSW)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat der Minister.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Meiner Erkenntnis nach sind Zwischenrufe im par-
lamentarischen Bereich erstens üblich und erlaubt,
und zweitens weiß ich nicht, ob die speziell hilf-
reich waren. Daran kann ich mich nicht mehr erin-
nern.

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das bedeutet nicht, dass Zwischenrufe des Kolle-
gen Kubicki nicht häufig durchaus sachdienlich und
hilfreich sind und sein können. Ansonsten habe ich
hier - das dient dann auch zur Auflockerung - auch
aus anderen Ecken im Raum die eine oder andere
Zwischenbemerkung gehört und auch aufgenom-
men.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
dem Kollegen Dr. Ralf Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Könnte es sein, Herr Minister Dr. Klug, dass es
Zeichen einer Partei ist, die man als Kaderpartei be-
zeichnen könnte, wenn der Fraktionsvorsitzende ei-
ner regierungstragenden Fraktion die Mitarbeiter-
schaft eines Ministers als sozialdemokratisch
durchwirkt bezeichnet und dem Minister empfiehlt,
entsprechende personelle Konsequenzen im Minis-
terium vorzunehmen?

(Beifall des Abgeordneten Detlef Matthies-
sen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - Chri-
stopher Vogt [FDP]: Hat er ja nicht ge-
macht!)

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Nein.

(Zurufe)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich
dem Kollegen Dr. Ralf Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Minister Klug, ist es in Ihrer Partei üblich, auf
Entscheidungen lokaler Amtsträger hinzuwirken?

(Christopher Vogt [FDP]: Nein!)

Ist Ihnen bekannt, dass andere Parteien in Schles-
wig-Holstein das tun, wenn Sie zu der Auffassung
kommen, hier solche Bezeichnungen vorzuneh-
men?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Ich habe mich zu einem Vorgang geäußert, bei dem
in der in Rede stehenden Sachfrage G 8 oder G 9 in
einem Kommunalparlament ein Mandatsträger - zu-
fälligerweise einer Ihrer Partei -, der anders ent-
scheiden wollte als die Mehrheit, das am Ende nicht
durfte. Ich finde es nicht in Ordnung, wenn ein
Mandatsträger in einer Abstimmung nicht seiner
Meinung folgen kann.

(Christopher Vogt [FDP]: Wie finden Sie das
eigentlich, Herr Stegner? - Weitere Zurufe)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Birte Pauls.

Birte Pauls [SPD]:

Herr Minister, ist Ihnen die chronologische Reihen-
folge der Entwicklung des Kollegen von Montag
bis Mittwoch zur entscheidenden Sitzung bekannt?
Woher haben Sie Ihre Erkenntnisse zu diesem Fall,
dass Sie sich dazu so äußern können?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Es gab einen Bericht in der dortigen Regionalzei-
tung, in den „Schleswiger Nachrichten“, in dem der
Vorgang geschildert wurde. Darauf habe ich mich
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in einem Interview mit der Sonntagszeitung, die im
selben Verlag erscheint, bezogen. Es war ein regio-
naler Vorgang, der im Erscheinungsbereich dieser
Sonntagszeitung gerade ein paar Tage vorher statt-
gefunden hatte.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich
dem Kollegen Dr. Tietze.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister, mir ist nicht klar, ob die Verwaltung
oder die Partei den entsprechenden Mandatsträger
an der Abstimmung gehindert hat. Das habe ich
nicht verstanden. Können Sie das bitte noch einmal
erläutern?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Nach meiner Kenntnis wurde er für befangen er-
klärt.

(Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Von der Verwaltung oder von
der Partei?)

Nach einer Befragung der Verwaltung.

(Zurufe: Ah! Aha! - Weitere Zurufe)

Präsident Torsten Geerdts:

Immer nur eine Frage zur Zeit! Die Antwort ist ge-
geben worden. - Dann erteile ich jetzt zu einer
zweiten Zusatzfrage dem Kollegen Dr. Tietze das
Wort.

(Zurufe - Glocke des Präsidenten)

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister, gehen Sie so weit, die Schleswiger
Verwaltung als Kaderverwaltung zu bezeichnen?

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Nein.

(Günther Hildebrand [FDP]: Hat er doch
nicht! - Weitere Zurufe)

Präsident Torsten Geerdts:

Auch auf diese Frage ist die Antwort gegebenwor-
den. - Ich sehe keine weiteren Zusatzfragen zu un-
serer fünften von 29 Fragen.

(Heiterkeit)

Ich stelle fest, dass es dazu keine weiteren Nachfra-
gen gibt. Wenn wir wieder Ruhe im Plenarsaal ha-
ben, fahren wir fort.

Ich rufe jetzt Frage Nummer 6 auf und erteile Frau
Abgeordneter Ines Strehlau das Wort.

Fragestunde
Frage 6

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, welche Maßnahmen ergreift das Mi-
nisterium, um bei der Umsetzung von § 111 SchulG
- das ist der Paragraf, der sich mit den Schulkosten-
beiträgen auseinandersetzt - zu verhindern, dass es
zu einer Vielzahl von interkommunalen Streitfällen
kommt?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Frau Abgeordnete Strehlau, zunächst einmal enthält
Ihre Frage eine Prämisse, die nach unserer Ein-
schätzung nicht zutrifft. Wir haben über die Frage,
wie der Schullastenausgleich geregelt werden soll,
intensive Erörterungen mit den kommunalen Lan-
desverbänden geführt. Ich empfehle Ihnen bei-
spielsweise deren Stellungnahme in der Anhörung
des Landtags. Da wird deutlich zum Ausdruck ge-
bracht, dass die Gespräche konstruktiv und umfas-
send gewesen sind.

Die Schulträger berechnen den Schulkostenbeitrag
in Zukunft, mit Ausnahme des Investitionskosten-
anteils - da ist eine Neuregelung getroffen wor-
den -, mit dem Datenmaterial, das sie auch heute
dem Statistischen Landesamt zuleiten. Sie müssen
ja die Daten dem Statistikamt Nord - das ist die
richtige Bezeichnung - zuleiten, damit diese Anga-
ben aus den kommunalen Haushalten in die bisheri-
ge Berechnung der landesweiten Durchschnittssätze
der Schulkostenbeiträge einfließen. Würde das
nicht erfolgen, würde das den Kommunen nachhal-
tig schaden, weil dann am Ende zu niedrige Durch-
schnittsbeträge herauskommen. Wenn die Daten
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von den Kommunen nicht in die Berechnungen ein-
gespeist würden, dann gäbe es einen Nachteil für
die Kommunen. Ich gehe davon aus, dass die Daten
verfügbar sind. Es liegt ja im Interesse der Kommu-
nen, diese Daten weiterzugeben, bisher an das Stati-
stikamt Nord. In Zukunft werden sie selber spitz
berechnen, wie ihre Schulträgerkosten genau sind.

Wir haben mit den kommunalen Landesverbänden
in einem Beteiligungsgespräch, das wir am 11. Au-
gust geführt haben, vereinbart, dass wir über alle
sich im Anschluss ergebenden Detailfragen eine ge-
meinsame Beratung durchführen und Ergebnisse
gegebenenfalls in eine Verordnung einfließen wer-
den, die wir nach dem Wortlauf von § 111 zur De-
tailsteuerung herausgeben können. Das alles wird
im Dialog und in Absprache mit den kommunalen
Landesverbänden gemacht. Es gibt die neue Be-
rechnung der Schulkostenbeiträge erst ab 2012. Um
einer entsprechenden Alarmmeldung vorzubeugen -
hier ist also wirklich nicht Zeit in Verzug. Wir ha-
ben die Möglichkeit, das in Ruhe und vernünftig
mit den kommunalen Landesverbänden in der Um-
setzung zu besprechen.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich
Frau Kollegin Strehlau.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, Sie haben gesagt, es habe einen in-
tensiven Austausch mit den kommunalen Landes-
verbänden gegeben. Erinnern Sie, wann es Gesprä-
che mit den kommunalen Landesverbänden in wel-
cher Häufigkeit gegeben hat zu diesem Thema?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Es gab mehrere Gespräche zum Thema Schulge-
setz. Wir haben eine wichtige Aussprache am
11. August letzten Jahres im Rahmen des Beteili-
gungsverfahrens gehabt, bevor wir mit den Ergeb-
nissen der Anhörung zum Referentenentwurf in das
Kabinett gegangen sind. Bevor die dem Landtag
zugeleitete Entwurfsfassung erstellt wurde, haben
wir im August ein ausführliches Gespräch mit den
kommunalen Landesverbänden geführt, das damit
endete, dass - ich fasse das einmal zusammen - die
von uns angebotenen nachträglichen Änderungen,

die die Interessenlage der Kommunen berücksichti-
gen sollten, so akzeptiert worden sind, dass man da-
mit zufrieden gewesen ist. Wir haben damals be-
sprochen, dass man uns gegebenenfalls noch vor-
handene Fragen, ergänzende Anmerkungen oder
Kritikpunkte schriftlich zuleiten würde, nach dem
Beteiligungsgespräch. Von der kommunalen Seite
ist hierzu keine weitere Stellungnahme ergangen.
Es gibt dann freilich die Stellungnahmen, die Sie
aus der Anhörung kennen, die der Landtag zu dem
von der Regierung eingebrachten Schulgesetzent-
wurf durchgeführt hat. Da können Sie auf das eine
oder andere zurückgreifen.

Frau Abgeordnete Strehlau, um das deutlich zu ma-
chen, möchte ich gern - ich hoffe, ich finde das auf
die Schnelle - aus einer der Stellungnahmen zitie-
ren. Ich zitiere aus Umdruck 17/1615 vom 2. De-
zember letzten Jahres, der Stellungnahme des Land-
kreistages:

„Der Landkreistag nimmt zudem positiv zur
Kenntnis, dass gegenüber dem Referenten-
entwurf Zugeständnisse im Sinne der Kreise
erfolgt sind. Zu letztgenanntem Punkt ist an-
zumerken, dass dem laufenden Gesetzge-
bungsverfahren umfangreiche und konstruk-
tive Gespräche mit dem Bildungsministerium
vorausgegangen sind, für die sich der Schles-
wig-Holsteinische Landkreistag ausdrücklich
bedankt und die bei Bedarf, insbesondere
hinsichtlich der weiteren Ausgestaltung des
Schullastenausgleichs im Rahmen von § 111
Abs. 6 Satz 4 SchulG n.F. fortgesetzt werden
sollten.“

Ich glaube, dieses Zitat macht hinreichend deutlich,
dass wir da eine sehr vernünftige Gesprächssituati-
on mit den kommunalen Landesverbänden erreicht
haben, nach unserem Kenntnisstand zum Ende letz-
ten Jahres die Situation geklärt war und wir da kei-
ne weiteren Nachfragen hatten.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Kollegin Strehlau.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, sehen Sie es wie ich, und können Sie
mir zustimmen, dass diese Stellungnahme, aus der
Sie zitieren, eine Stellungnahme des Landkreistages
ist? Die Kreise haben ja relativ wenig Schulen in
ihrer Trägerschaft. Geben Sie mir recht, dass die
Stellungnahmen des Städteverbandes und des
Schleswig-Holsteinischen Gemeindetages sich mit
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Ihrem Schulgesetzentwurf in diesem Punkt sehr kri-
tisch auseinandersetzen?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Frau Abgeordnete Strehlau, Letzteres teile ich
nicht. Ich sehe in den Voten, die der Städteverband
abgegeben hat, im Kern eher eine zustimmende Äu-
ßerung zu dem von uns vorgeschlagenen Verfahren
zum Schullastenausgleich. Der Gemeindetag sieht
das Thema in der Tat kritischer. Aber das hängt da-
mit zusammen, dass er in der Mehrzahl Mitglieder
hat, die selbst nicht Schulträger sind, also nicht von
einer sachgerechteren Finanzierung oder Ausrich-
tung der Schulkostenbeiträge profitieren würden,
weil das vielmehr diejenigen sind, die die Schul-
kostenbeiträge an einen Schulträger zu zahlen ha-
ben. Ich glaube, da ist die Interessenlage sehr deut-
lich. Die Kreise sind nach dem Schulgesetz für die
regionale Schulentwicklungsplanung verantwort-
lich. Das ist nach dem Schulgesetz Aufgabe der
Kreise und kreisfreien Städte. Sie sehen natürlich
auch - auch da, wo Sie selbst nicht Schulträger sind
- sehr genau, dass vor dem Hintergrund der demo-
grafischen Entwicklung, die vor uns liegt, der Be-
stand und die finanzielle Grundlage von Schulträ-
gern und beispielsweise auch Schulverbänden von
ganz entscheidender Bedeutung für die zukünftige
Sicherung des örtlichen Schulangebotes ist. Von
daher nehme ich diese Stellungnahme, die ich zi-
tiert habe, auch sehr ernst.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer dritten Zusatzfrage erteile ich
der Frau Abgeordneten Strehlau.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Minister, habe ich Sie richtig verstanden, dass
der Dialog, der nach dem letzten August mit den
kommunalen Landesverbänden bis zur Verabschie-
dung des Schulgesetzes dann nicht mehr stattgefun-
den hat, darauf zurückzuführen ist, dass sich die
kommunalen Landesverbände nicht mit Ihnen in
Verbindung gesetzt haben?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Noch einmal: Wir hatten ein Gespräch, das sehr po-
sitiv verlaufen ist und das auch von der kommuna-
len Seite so - das habe ich eben zitiert - bewertet
wurde. Wir haben vereinbart, dass uns alle nach
kommunaler Ansicht im Zweifelsfall noch offenen
Fragen und Probleme vorgelegt und dargelegt wer-
den, damit wir die Möglichkeit haben, dann wieder
das Gespräch aufzunehmen oder zu reagieren. Da
dies nicht erfolgt ist - ich sage es noch einmal -,
sind wir davon ausgegangen, dass der weitere Fort-
gang so unproblematisch ist, dass man eben nicht
eine Sitzung nur um der Sitzung willen benötigt.

Präsident Torsten Geerdts:

Weitere Wortmeldungen zu dieser Frage sehe ich
nicht. - Ich stelle weiter fest, dass die Fragen 7 und
8 zurückgezogen worden sind. Ich rufe deshalb Fra-
ge 9 auf. Fragestellerin ist Frau Abgeordnete Antje
Jansen.

(Zurufe von der LINKEN)

- Nein, die Fragen 7 und 8 sind zurückgezogen
worden. Das habe ich gerade gesagt. Dann komme
ich zu Frage 9, die haben Sie auch gestellt.

(Antje Jansen [DIE LINKE]: Das war ein
Fehler! Ich ziehe meine Fragen zurück!)

- Gut, dann sind mir die falschen Nummern mitge-
teilt worden.

Fragestunde
Fragen 8 und 9

Ich stelle fest, dass die Fragen 8 und 9 erledigt sind.

Ich rufe die Frage 7 auf:

Fragestunde
Frage 7

Das Wort hat Herr Abgeordneter Schippels.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Entschuldigen Sie, das war ein Fehler. - Herr Mini-
ster Dr. Klug, ich freue mich, Ihnen folgende Frage
stellen zu dürfen.

(Zurufe: Wir hören nichts! Mikrofon! - Der
Abgeordnete Ulrich Schippels [DIE LINKE]
geht zu einem anderen Saalmikrofon)
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Präsident Torsten Geerdts:

Wir tagen hier jetzt schon drei Tage, langsam wer-
den die Batterien schwach.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Ja, auch meine Batterie wird schwächer.

Präsident Torsten Geerdts:

Das glaube ich nicht.

(Heiterkeit)

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Entschuldigen Sie dieses Missverständnis mit den
Zahlen. - Herr Dr. Klug, ich freue mich, Ihnen fol-
gende Frage stellen zu dürfen: Nach Ihren Ausfüh-
rungen im Bildungsausschuss sollte das Schulge-
setz in erster Lesung ursprünglich bereits vor der
Sommerpause eingereicht werden. Welche Maß-
nahmen hat man ergriffen, um die zeitliche Planung
für die Umsetzung entsprechend nachzubessern?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Herr Abgeordneter Schippels, wenn Sie in der Son-
dersitzung des Bildungsausschusses zugehört oder
anschließend das Wortprotokoll gelesen hätten,
wüssten Sie die Antwort. Ich werde sie für alle, die
sie nicht kennen, gern hier in der Fragestunde noch
einmal geben.

Es ist so, dass wir einen Zeitablauf hatten, der prak-
tisch dem entsprach, den wir auch bei der großen
Schulgesetznovelle von 2007 hatten: Einbringung
zur ersten Lesung damals zur Tagung des Landtags
im Oktober 2006, Beschlussfassung und zweite Le-
sung im Januar 2007. Das war eine viel umfangrei-
chere Änderung der Schullandschaft, weil ganze
Schularten damit aufgelöst, abgewickelt, verändert
wurden. Ich bin davon ausgegangen, dass wir in der
Umsetzung zwar, was den Anmeldetermin zum fol-
genden Schuljahr angeht, eine etwas enge Zeitpla-
nung haben würden, aber eben sonst überhaupt kein
Problem. Der Termin für das Anmeldeverfahren,
die Terminsetzung 14. März 2011, Beginn der An-
meldung zum kommenden Schuljahr, lag seit Okto-
ber letzten Jahres fest. Wir wussten vorher, dass der
Beginn der Anmeldung zum kommenden Schuljahr
in diesem zeitlichen Bereich liegen würde. Weil das

so war, haben wir gesagt, wir müssen den Schulen
raten - das haben wir dann auch getan -, ihren inter-
nen Meinungsbildungsprozess in der Frage G 8/G 9
intensiv durchzuführen.

Wir haben gesehen, dass in den Kommunalparla-
menten, unter Bürgermeistern und anderen Kom-
munalpolitikern, im vorigen Jahr eine intensive De-
batte in dieser Frage geführt worden ist. Das heißt,
alle beteiligten Instanzen haben sich über diese
Thematik informiert, und sehr viele haben sich
auch in die Diskussion eingebracht. Ich kann Ihnen
sagen: Bis gestern hatten uns in 27 Fällen die Betei-
ligten ihre entsprechenden Voten bereits schriftlich
übermittelt, das heißt, in 27 Fällen ist es der Schul-
leitung, der Schulkonferenz und den kommunalen
Schulträgern auch gelungen, bis zu dem ursprüngli-
chen Termin, 23./24. Februar 2011, alle Entschei-
dungen vor Ort zu treffen.

Weil das nicht überall möglich war oder möglich
sein würde, haben wir dann in einem Gespräch mit
den Geschäftsführern der kommunalen Landesver-
bände sozusagen einen Nachschlag eingeräumt und
gesagt, die Entscheidungen können auch noch im
März 2011 getroffen werden, das bekommen wir
hin. Wir haben deshalb den Anmeldezeitraum an
den Schulen, der am 14. März 2011 beginnt, bis
Ende März verlängert. Wir haben also das Verfah-
ren noch ein bisschen prolongiert, aber es läuft oh-
ne Probleme ab. Wir bekommen fortlaufend Infor-
mationen von den betroffenen Schulkonferenzen,
den Schulen und den Schulträgern über dort vor Ort
gefallene Entscheidungen.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer ersten Zusatzfrage erteile ich
dem Kollegen Schippels.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Ich danke für die Antwort, vor allen Dingen auch
für die Bezugnahme auf die Schulreform von 2007.
Ich stelle folgende Frage: Warum haben Sie die
Kritik des damaligen Abgeordneten Dr. Klug an
dem Zeitplan zur Einbringung und Umsetzung der
Schulreform von 2007 nicht dem Minister Dr. Klug
in Bezug auf die Umsetzung des jetzigen Schulge-
setzes mit auf den Weg gegeben?

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort hat Herr Minister Dr. Klug.
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Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Weil - wie ich gerade gesagt habe - wir eine inten-
sive Diskussion über die öffentlich strittigen Fragen
über Monate hinweg im vorigen Jahr gehabt haben,
denke ich, ist der Vorlauf für die dann für die Ver-
abschiedung des Gesetzes im Landtag zu treffende
Entscheidung auch ausreichend gewesen.

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einer zweiten Zusatzfrage erteile ich
dem Kollegen Schippels.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Angesichts der jetzigen Lage und Verwirrung so-
wie Verunsicherung: Halten Sie Ihr Vorgehen auch
im Nachhinein noch für gerechtfertigt?

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Herr Abgeordneter Schippels, Ihre Frage enthielt
eine Wertung. Deshalb möchte ich meinerseits ant-
worten: Sie verunsichern mit Ihrer Position eher die
Schulen, die gern die vom Schulgesetz geschaffe-
nen Gestaltungsspielräume nutzen wollen. Die wür-
den gern das machen, was sie für richtig halten. Da
legen Sie ihnen mit Ihrer Position, die Sie vertreten,
eher eine Verunsicherung in den Weg.

Präsident Torsten Geerdts:

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Doch!)

- Dann erteile ich zu einer ersten Zusatzfrage Herrn
Abgeordneten Dr. Ralf Stegner das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Minister, habe ich das eben richtig verstanden,
dass die Antwort auf den Kollegen Schippels sagen
sollte, dass die Begeisterung über Ihr Schulgesetz
im Land so überbordend ist, dass es überhaupt kei-
ne Probleme gibt und wir nur die Fackelzüge vor
dem Haus nicht wahrgenommen haben?

(Christopher Vogt [FDP]: Was haben Sie für
Fackelzüge wahrgenommen?)

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Herr Kollege Stegner, ich habe wahrgenommen,
dass Sie keine Fackelzüge für das Schulgesetz orga-
nisiert haben. Ich habe allerdings auch nicht fest-
stellen müssen, dass Sie Fackelzüge dagegen orga-
nisiert haben. So weit ging es mit der Theatralik
dann ja doch nicht. Dass die Opposition versucht,
ihr Spiel zu treiben, verstehe ich. Ich war selbst lan-
ge genug Mitglied einer parlamentarischen Opposi-
tion.

(Beifall bei FDP und CDU - Zurufe)

Präsident Torsten Geerdts:

Ich rufe Frage 10 auf. Das Wort hat - -

(Zurufe)

Eigentlich hatte ich diesen Fragepunkt weitestge-
hend beendet. Kollege Habeck, Sie haben das Wort
zu Ihrer ersten Zusatzfrage.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Robert Habeck
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Herr Kollege Habeck, Sie haben das Verhalten
des Präsidiums nicht zu kommentieren. Sie dürfen
jetzt eine Frage stellen.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister Klug, stimmen Sie mir zu, wir hätten
diese Fragestunde nie gehabt, wenn der Kollege
Kubicki nicht angefangen hätte?

(Lachen und Zurufe)

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

(Zurufe - Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Wir haben eine Frage gehört, jetzt hören wir eine
Antwort des Ministers, der gefragt worden ist.

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Als das Ganze begonnen hat, habe ich mir schon
gedacht und es ging mir durch den Kopf: Das wird
für die Opposition in vielleicht sonst traurigen Zei-
ten ein kleines Freudenfest. Das ist auch einer der

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 43. Sitzung - Freitag, 25. Februar 2011 3713

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3086&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3086&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2600&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2600&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3072&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3072&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3072&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D337&format=WEBVOLLLANG


Punkte, über die ich mich geärgert habe. Ich habe
gesagt: Man brauchte eine gewisse Zeit, um die
vorhandene Erregung ein bisschen herunterzufah-
ren.

(Zurufe)

- Wenn Sie es so nutzen wie hier und heute, dann
na ja. Ich will Ihre Arbeit nicht bewerten. Das sol-
len andere machen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einer zweiten Zusatzfrage erteile Herrn Kolle-
gen Dr. Habeck das Wort.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister Klug, verstehe ich Sie richtig, dass
Ihre Aussage vor meiner Frage zurückgenommen
wird, wir hätten diese Fragestunde heute nur zum
Schulgesetz gemacht - -

(Unruhe)

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Sie verstehen mich in der Tat nicht richtig.

Präsident Torsten Geerdts:

Meine Damen und Herren, die Parlamentarischen
Geschäftsführer haben mir mitgeteilt - - Es gibt
noch eine dritte Zusatzfrage? - Es gibt die zweite
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Minister Klug, nachdem Sie eben auf den Kol-
legen Habeck so geantwortet haben, würde ich Sie
gern fragen, ob die Information zutreffend ist, dass
nach der öffentlichen Hilfestellung durch den Frak-
tionsvorsitzenden Kubicki in der Erlassfrage in die-
sem Fall bei den Fragen der Kollegen der FDP-
Fraktion 10 bis 18 und 23 und 24 die Hilfestellung
aus dem Ministerium erfolgt ist.

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Minister Dr. Klug!

Dr. Ekkehard Klug, Minister für Bildung und
Kultur:

Nein.

(Zurufe)

Präsident Torsten Geerdts:

Meine Damen und Herren, die Parlamentarischen
Geschäftsführer - -

(Minister Dr. Ekkehard Klug: Das ist wirk-
lich unglaublich! - Glocke des Präsidenten)

Meine Damen und Herren, die Parlamentarischen
Geschäftsführer haben mir eben mitgeteilt, dass
keine weiteren Fragen mehr gestellt werden. Ich
stelle fest, wir sind am Ende der Fragestunde.

(Anhaltender Beifall bei FDP und CDU)

Wir kommen nunmehr zu den Tagesordnungspunk-
ten ohne Aussprache und zur Gesamtabstimmung.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte ohne Aussprache
auf:

Sammeldrucksache über Vorlagen gemäß § 63
Abs. 1 a der Geschäftsordnung des Schleswig-
Holsteinischen Landtags

Drucksache 17/1308

Die Tagesordnungspunkte mit den entsprechenden
Voten der Ausschüsse und der Fraktionen entneh-
men Sie bitte der vorliegenden Sammeldrucksache.

Kommen wir zur Abstimmung. Wer der Übernah-
me der Empfehlungen entsprechend der Sammel-
drucksache 17/1308 zustimmen möchte, den bitte
ich um sein Handzeichen. - Ich stelle fest, das ist
einvernehmlich der Fall.

Ich darf Sie abschließend darauf hinweisen, dass
wir die nächste Tagung für den 23. März einberufen
werden. Bitte richten Sie sich auf eine dreitägige
Tagungsdauer ein.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 17:45 Uhr
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